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Ungleichheit unter der Lupe – neue politische Antworten auf ein bekanntes Thema

			Die öffentliche Debatte lässt uns glauben, die Ungleichheit der Einkommen und des Vermögens in Deutschland und in Europa habe in den letzten Jahren stark zugenommen. Daraus wird die Forderung abgeleitet, man müsse politisch umverteilen, damit die Schere zwischen arm und reich nicht noch weiter auseinandergeht. Unsere Autoren haben sich die verschiedenen Datenquellen genauer angeschaut: Mikrozensus, Sozio-oekonomisches Panel, Einkommensteuerdaten oder EU Statistics on Income and Living Conditions (EU-SILC).

			Ergebnis: Die Trends sind nicht so eindeutig, wie wir es derzeit in der öffentlichen Debatte wahrnehmen. Deshalb stellt sich einmal mehr die Frage: Wie kann Ungleichheit quantifiziert werden? Ist der Gini-Koeffizient das richtige Maß oder die Armutsrisikoquote? Bekommen wir ein Problem, weil die Kapitaleinkommen stärker gewachsen sind als die Lohneinkommen? Oder entwickelt sich vor allem die Vermögensverteilung in der Gesellschaft rasant auseinander – nicht zuletzt wegen der enormen Preissteigerungen auf dem deutschen Wohnungsmarkt?

			Der aktuelle Schnelldienst diskutiert unterschiedliche Ungleichheitsmaße, Vor- und Nachteile verschiedener Messkonzepte und beleuchtet die Probleme der Datenverfügbarkeit und -erfassung. Einig sind sich die Autoren darin, dass eine Verbesserung der Datengrundlagen und des Datenzugangs unerlässlich ist, um in Zukunft bessere Aussagen über die Ungleichheitsentwicklung in Deutschland treffen zu können. 
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			Ungleichheit unter der Lupe – neue politische Antworten auf ein bekanntes Thema

			Die öffentliche Debatte lässt uns glauben, die Ungleichheit der Einkommen und des Vermögens in Deutschland und in Europa habe in den letzten Jahren stark zugenommen. Daraus wird die Forderung abgeleitet, man müsse politisch umverteilen, damit die Schere zwischen arm und reich nicht weiter auseinandergeht. Aber sind die Daten wirklich so eindeutig? Unterschiedliche Datensätze führen oft zu unterschiedlichen Aussagen über das Ausmaß von Ungleichheit. Deshalb stellt sich einmal mehr die Frage: Wie kann Ungleichheit quantifiziert werden? Ist der Gini-Koeffizient das richtige Maß oder die Armutsrisikoquote? Gibt es ein Problem, weil die Kapitaleinkommen stärker gewachsen sind als die Lohneinkommen? Oder entwickelt sich vor allem die Vermögensverteilung in der Gesellschaft rasant auseinander? Unsere Autoren diskutieren über Antworten auf diese Fragen.
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			Seit Jahren wird über Ungleichheit debattiert. Eine Gretchenfrage ist dabei: Steigt die Ungleichheit oder steigt sie nicht? In der Wahrnehmung der Bevölkerung ist der Befund eindeutig. In Umfragen vermutet die Mehrheit der Bundesbürger regelmäßig, dass die Ungleichheit in Einkommen und Vermögen seit Jahren steige. Auch herrscht die mehrheitliche Vorstellung, dass Rentner das größte Armutsrisiko zu tragen haben. Ein Abgleich mit den verfügbaren Daten zeigt jedoch: Weder zeichnen die Daten ein eindeutiges Bild, noch passen die Daten in wesentlichen Befunden zu den Vorstellungen der Bevölkerung. Beides ist dahingehend problematisch, als dass eine robuste Datengrundlage für eine evidenzbasierte Politikberatung unablässig ist und die Umsetzung von wirtschafts- und sozialpolitischen Maßnahmen, beispielsweise zur gezielten Reduzierung von Armut, auch von der Akzeptanz der Bürgerinnen und Bürger abhängt. Wenn der Eindruck entsteht, dass Ungleichheit und Armut trotz konjunkturell günstigen Bedingungen und steigenden Sozialausgaben weiterhin ungebremst steigen, kann das Vertrauen in Politik (ungerechtfertigt) sinken. Daher muss es gleichsam Politik wie Datenanbietern ein wichtiges Anliegen sein, Wissenschaftlern Zugang zu qualitativ hochwertigen Daten zu ermöglichen, die eine robuste und repräsentative Erfassung von Einkommen und Vermögen der privaten Haushalte über die Zeit sicherstellen. 

			Einkommensverteilung – drei Datensätze, bis zu drei Trends

			Entscheidend für die Konsum- und Sparmöglichkeiten eines Haushalts ist dessen verfügbares Einkommen. Daher steht dieses in der Regel im Fokus von Armuts- und Verteilungsbetrachtungen. Mit Blick auf die Entwicklung der Einkommensungleichheit herrscht zumindest weitestgehend Einigkeit darin, dass in Deutschland – wie in vielen anderen Industrienationen auch – die heutige Ungleichheit höher liegt als beispielsweise in den 1980er oder 1990er Jahren. Bezüglich der Entwicklung ab 2005 gibt es hingegen unterschiedliche Deutungen (vgl. Spannagel und Molitor 2019), die nicht zuletzt auch von der Datenquelle und der Berücksichtigung statistischer Unsicherheiten abhängen.

			Gemäß den Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) liegt das Niveau der Ungleichheit der bedarfsgewichteten Nettoeinkommen der aktuell verfügbaren Welle mit Einkommen des Jahres 2016 innerhalb des 95%-Konfidenzintervalls des Wertes von 2005 – gegenüber 2005 zeigt sich somit kein statistisch signifikanter Anstieg der Ungleichheit. Eine differenzierte Betrachtung des Zeitraums zwischen 2005 bis 2016 deutet zunächst auf einen leichten Rückgang der Ungleichheit hin und schließlich für den separierten Zeitraum ab 2009 auf einen statistisch signifikanten Anstieg der Einkommensungleichheit. Sensitivitätsanalysen zeigen jedoch, dass der für diese Entwicklung sehr relevante Ungleichheitsanstieg zwischen 2012 und 2013 praktisch gänzlich auf die Ergänzung einer zusätzlichen Migrationsstichprobe zurückzuführen ist (vgl. Niehues 2017). Mit dieser Stichprobe sollte die Migration der Jahre 1995 bis 2010 nachträglich im Panel abgebildet werden. Im Querschnitt konnte so eine bessere Repräsentativität der Migration erreicht werden, zeitlich wird der Struktureffekt auf die Ungleichheit sowie auf die Entwicklung der unteren Einkommen jedoch fälschlicherweise gänzlich dem Zeitraum nach 2012 zugeordnet. Ursache-Wirkungs-Analysen implizieren für diesen Zeitraum somit möglicherweise irreführende Ergebnisse. 

			Neben der umfangreichen Migrationsstichprobe wurden im Zeitraum ab 2010 im SOEP viele weitere spezielle Stichproben ergänzt, um neben der (Flüchtlings-)Migration beispielsweise Alleinerziehende, Mehrkindfamilien und Familien im kritischen Einkommensbereich besser abzubilden. Die damit einhergehenden größeren Fallzahlen eröffnen zahlreiche neue Forschungsmöglichkeiten. Es ist allerdings auffällig, dass sich in den letzten Jahren einige SOEP-Variablen zunehmend von makroökonomischen Indikatoren entfernen. Spiegelten die hochgerechneten Arbeitslosen gemäß SOEP bis ungefähr 2011 weitgehend den Trend und das Niveau der Angaben gemäß der Arbeitslosenstatistik der Bundesagentur für Arbeit (BA), entwickeln sich die Größen seither eher in entgegengesetzte Richtungen. Im Jahr 2016 liegt die Zahl der registrierten Arbeitslosen im SOEP (v34) beinahe um knapp 900000 und damit um rund 32% oberhalb des BA-Werts. 

			Im Mikrozensus des Statistischen Bundesamts werden die Einkommen zwar weniger detailliert erfasst, aber neben der für alle Befragungsdatensätze relevanten Zensus-Zählung im Jahr 2011 gab es zu­mindest im Zeitraum 2005 bis 2016 keine wesentlichen Änderungen im Stichprobenverfahren. Auf Basis des Mikrozensus weist der Gini-Koeffizient seit 2005 konstant den gerundeten Wert 0,29 aus. Das Einkommenskonzept der europäischen Befragung der Standard of Income and Living Conditions (SILC), die ebenfalls vom Statistischen Bundesamt durchgeführt wird, ähnelt dem SOEP, einzig dass Netto­mietvorteile aus selbstgenutztem Wohneigentum unberücksichtigt bleiben. Aufgrund einer Stich­probenumstellung lassen sich die Verteilungsin­dikatoren auf Basis des EU-SILC erst ab 2006 zeitlich konsistent interpretieren. Im Anschluss zeigt sich ähnlich wie im SOEP zunächst ein leichter Rückgang der Einkommensungleichheit, dann ab 2011 ein er­­ratisch anmutendes Auf und Ab, sowie schließlich ein sprunghafter Anstieg zwischen 2016 und 2017. 

			Da Armut hierzulande häufig relativ gemessen wird, überrascht es nicht, dass die Datenunterschiede bei diesem Maß ähnlich ausfallen. Als armutsge­fährdet gilt konventionell, wer über weniger als 60% des bedarfsgewichteten Mediannettoeinkommens der Gesamtbevölkerung verfügt. Der gemäß Mikrozensus beobachtbare Anstieg der relativen Armut fällt jedoch deutlich geringer aus als der Anstieg im SOEP, zwischen 2014 und 2018 zeigen sich auf Basis des Mikrozensus praktisch keine Änderungen, auf Basis des EU-SILC ergibt sich hingegen seit 2014 ein Rückgang der Armutsgefährdungsquote. Für die Entwicklung der Armutsgefährdungsquote der letzten Jahre gilt somit: Drei Befragungsdatensätze, drei unterschiedliche Trends. 

			Armutsrisiko – Kinder und/oder Ältere besonders bedroht?

			Für die Identifikation von zielgerichteten politischen Maßnahmen sind insbesondere die Gründe relevant, die zu einem sehr geringen Einkommen und Armutsrisiken führen. Über alle verfügbaren Datensätze hinweg lassen sich relativ robust Alleinerziehende, Arbeitslose und Menschen mit Migrationshintergrund als Risikogruppen mit erhöhter Armutsgefährdung identifizieren. Nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Diskussionen um die Grundrente sowie der Maßnahmen zur Bekämpfung von Kinderarmut spielen Armutsrisiken nach Altersgruppen ebenfalls eine entscheidende Rolle. Mit Blick auf die Differenzierung der Armutsrisiken nach Altersgruppen ergeben sich in den Datensätzen jedoch eklatante Unterschiede. Gemäß EU-SILC fällt das Armutsrisiko für Kinder im Jahr 2016 beispielsweise um 8 Prozentpunkte geringer aus im SOEP (vgl. Schröder et al. 2019, S. 16). Umgekehrt verhält es sich für das Altersarmutsrisiko, das im SOEP mit 12,4% eindeutig unterdurchschnittlich ausfällt und im EU-SILC mit 17,0% oberhalb des Gesamt­durchschnitts liegt. 

			Im SOEP wird neben den detaillierten Einkommensangaben für das Vorjahr mit dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen (Income Screener) auch ein vergleichbares Einkommenskonzept wie im Mikrozensus abgefragt. Die sich ergebenden Armutsgefährdungsquoten ähneln sich weitgehend, allerdings fällt auch hier der Befund für das Altersarmutsrisiko unterschiedlich aus, da das SOEP anders als der Mikrozensus auch bei diesem Ein­kommenskonzept ein erkennbar unterdurchschnittliches Risiko aufweist. Auch bei den zeitlichen Trends gibt es Unterschiede. Gemäß EU-SILC und Mikrozensus zeigt sich in den letzten Jahren tendenziell ein Anstieg des Altersar­mutsrisikos, gemäß SOEP-Daten ist es hingegen rückläufig. Weitere Auswertungen deuten darauf hin, dass die Unterschiede zwischen den Datensätzen mit der Abbildung der Bevölkerung mit Migrationshintergrund zusammenhängen, die im EU-SILC beispielsweise deutlich unterrepräsentiert ist. 

			Vermögensungleichheit – stabiler Trend, blinde Flecken

			Zur Bestimmung der Vermögensungleichheit gibt es zwar keine jährlichen Daten, aber mittlerweile er­­heben drei Haushaltsbefragungen im drei- oder fünfjährigen Turnus Informationen über die Vermögen und Schulden der privaten Haushalte in Deutschland. Die erfassten Vermögen unterscheiden sich zwar teilweise deutlich (vgl. Beznoska et al. 2017, S. 61 ff.), alle Datensätze deuten jedoch robust darauf hin, dass die Vermögen deutlich ungleicher verteilt sind als die verfügbaren Einkommen. Aufgrund substanzieller Erfassungs- und Bewertungsprobleme sind die Vermögensdaten jedoch mit erheblicher Unsicherheit behaftet. Unter der Annahme, dass die Vermögen zumindest über die Zeit weitestgehend konsistent erfasst werden, kann jedoch wenigstens die zeitliche Entwicklung aufschlussreich sein. 

			Was die Entwicklung der Vermögensungleichheit angeht, zeichnen die Daten für die letzten Jahre ein bemerkenswert einheitliches Bild. Nachdem die gemessene Vermögensungleichheit bis zur Finanzkrise angestiegen ist, bewegt sie sich seither auf einem stabilen bis leicht rückläufigen Niveau (vgl. Stockhausen und Niehues 2019). In Ungleichheits­debatten wird die Glaubwürdigkeit des Befunds häufig mit dem Hinweis in Frage gestellt, dass sehr vermögende Haushalte in den Befragungen unterrepräsentiert sind. Implizit wird unmittelbar suggeriert, dass bei deren Berücksichtigung die Vermögensungleichheit sicherlich gestiegen sei. Zum einen verkennt diese einseitige Betrachtung, dass auch die Vermögenswerte der Mitte nur unzureichend erfasst sind. Ein Abgleich mit Referenzdaten der Geldaggregate der Deutschen Bundesbank zeigt, dass beispielsweise nur rund 40% der Kapitalbestände in Versicherungen abgebildet sind (vgl. Beznoska et al. 2017, S. 61ff). Es ist unwahrscheinlich, dass Lebensversicherungen nur im Vermögen Superreicher eine Rolle spielen, sondern wahrscheinlicher, dass viele Befragte keine genaue Kenntnis – beispielsweise über den aktuellen Wert ihrer betrieblichen Lebensversicherungen – haben. Zum anderen zeigte sich für die Jahre 2002 bis 2012, dass sich die Vermögenskonzentration bei großzügiger Hinzuschätzung der Top-Vermögen zwar im Niveau, aber nicht über die Zeit wesentlich veränderte (vgl. Grabka und Westermeier 2015). 

			Insgesamt ist es daher a priori unklar, in welcher Höhe und Richtung untererfasste Vermögensstände die Entwicklung der Vermögensungleichheit beeinflussen. Für die Debatten ist daher eine Verbesserung der Datengrundlage unerlässlich, da ansonsten bei unerwarteten Ergebnissen unmittelbar die Glaubwürdigkeit des Befunds in Frage gestellt werden kann. Mit Blick auf die Vermögensdaten erfolgt im Rahmen einer Hochvermögenden-Befragung im SOEP für den sechsten Armuts- und Reichtumsbericht ein wich­tiger Schritt in diese Richtung. Dass jedoch nicht nur die Untererfassung der Top-Vermögen einen Einfluss auf die Konzentration der Nettovermögen hat, sondern auch die Untererfassung anderer Vermögenskomponenten, zeigt die jüngste Integration des Werts von Pkws und Studienkrediten in das SOEP. Durch die Erweiterung dieser beiden Komponenten sinkt die Vermögensungleichheit in einem erstaunlich ähn­lichen Ausmaß wie bei Hinzuschätzung der Top-Vermögen, auch wenn die absoluten Vermögenswerte deutlich geringer ausfallen dürften (vgl. Stockhausen und Niehues 2019 sowie dortige Quellen). 

			Daten verbessern, Erfassungsprobleme umfassend beleuchten

			Bei der Bewertung der Ungleichheit und Ungleichheitsentwicklung handelt es sich um eine stark normative Diskussion. Unterschiedliche Datensätze führen teilweise zu unterschiedlichen Ungleichheitstrends sowie zu mitunter diametralen Armutsrisiken nach Altersgruppen. Für Interessierte und Leser ohne Expertenwissen sind die häufig methodisch bedingten Unterschiede praktisch nicht nachvollziehbar, journalistisch lassen sie sich in der Regel nicht kommunizieren. Verweise auf statistische Un­sicherheiten, die mit Hilfe von Konfidenzintervallen abgebildet werden oder Hinweise auf Strukturbrüche finden in der öffentlichen Debatte kaum statt. Nicht zuletzt auch diese statistischen Unsicherheiten schaffen Räume dafür, dass stärker über die Befunde selbst als über deren Bewertung debattiert wird. Gerade vor diesem Hintergrund sind die wissenschaftliche Glaubwürdigkeit und größere Eindeutigkeit der Befunde von herausragender Bedeutung für lösungsorientierte Diskussionen, zielgerichtete Handlungsempfehlungen und schlussendlich erfolgreiche Politikberatung. 

			Aktuell fokussiert die Debatte um Erfassungsprobleme vor allem auf die Ränder der Verteilung und folgt weitgehend ungleichheitserhöhenden Thesen. Neben diesen unbestritten wünschenswerten Verbesserungen sollte jedoch auch die Datenlage in der Mitte nicht aus dem Blick geraten, die weiterhin die größte Gruppe der Bevölkerung darstellt und somit nicht völlig unwesentlich für die Begutachtung von Verteilungstrends sein sollte. Die stete Ergänzung von Sonderstichproben hat weiterhin den Nachteil, dass deren Ergänzung die konsistente Interpretation der Ergebnisse im Zeitablauf erschwert. In diesem Zu­sammenhang wäre es beispielsweise mit Blick auf das SOEP bedenkenswert, getrennt vom Längsschnittdatensatz einen kumulierten Querschnitt bereitzustellen, der Migration jahrgenau abbildet. Denkbar, und mit Blick auf die Vorteile amtlicher Daten vermutlich optimal (vgl. Peichl 2017), wäre es auch, die amtlichen Steuerdaten zeitnaher für wissenschaft­liche Zwecke aufzubereiten und diese um repräsen­tative Informationen bezüglich Nicht-Steuerpflichtiger sowie um in den Steuerdaten fehlende Einkommensinformationen zu ergänzen. 

			Das Hinzuziehen der amtlichen Daten hätte den zusätzlichen Vorteil, dass sich dann die ebenfalls häufig veröffentlichten Top-Einkommensanteile auf Ba­­sis von Steuerdaten besser einordnen ließen, deren Trend sich wiederum erkennbar von den Ergebnissen der Haushaltsbefragungen unterscheidet. Ähnlich wie bei den Vermögensdaten werden stabile Trends auch hier schnell mit dem Hinweis in Frage gestellt, dass bei vollständiger Information – in diesem Fall über ein­behaltene Unternehmensgewinne – sicherlich ein weiterer Anstieg der Ungleichheit zu beobachten wäre (vgl. IMF 2019, S. 6). Inwiefern sich beispielsweise die seit 2005 stetig wachsende Zahl steuerpflichtiger Rentner mit vergleichsweise geringen zu versteuernden Einkommen auf die Un­­gleichheit gemäß Steuerdaten auswirkt, wird nicht diskutiert. Dass Veränderungen in der Steuerbasis auch erhebliche reduzierende Effekte auf die Ungleichheitstrends gemäß amtlicher Steuerdaten haben können, haben Auten und Splinter (2019) für die USA kürzlich gezeigt. 

			Literatur

			Auten, G., D. Splinter (2019), »Top 1% Income Shares: Comparing Estimates Using Tax Data«, AEA Papers & Proceedings 109, 307–311.

			Beznoska, M., T. Hentze und J. Niehues (2017), Vermögensverteilung – Vorurteilen auf der Spur, Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V., München.

			Grabka, M. M. und C. Westermeier (2015), »Große statistische Unsicherheit beim Anteil der Top-Vermögenden in Deutschland«, DIW Wochenbericht (7), 123–133.

			IMF – International Monetary Fund (2019), Germany, Selected Issues, IMF Country Report No. 19/214, Washington, DC.

			Niehues, J. (2017), »Einkommensentwicklung, Ungleichheit und Armut – Ergebnisse unterschiedlicher Datensätze«, IW-Trends 44(3), 117–135.

			Peichl, A. (2017), »Bessere Daten für die Wissenschaft!«, ifo Schnelldienst 70(13), 55–56.

			Schröder, C., J. Niehues und M. Stockhausen (2019), Teilhabemonitor 2019: Analyse der Teilhabechancen und Ausgrenzungsrisiken in Deutschland, Gutachten im Auftrag der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft, Berlin.

			Spannagel, D. und K. Molitor (2019), Einkommen immer ungleicher verteilt, WSI-Verteilungsbericht 2019, WSI Report Nr. 53, Düssseldorf.

			Stockhausen, M. und J. Niehues (2019), »Vermögensverteilung: Bemerkenswerte Stabilität«, IW-Kurzbericht Nr. 81, Köln.

		




	
	
		
			Andreas Peichl

			Die Macht der Zahlen: Ein kritischer Blick auf die Quantifizierung von Ungleichheit



			
				[image: ]
			






			Es steht immer schlechter um die soziale Marktwirtschaft in Deutschland. Diesen Eindruck erhält man zumindest, wenn man die öffentliche Debatte um die Verteilung von Einkommen und Vermögen verfolgt. Das jüngste Beispiel von vielen ist der aktuelle WSI Verteilungsbericht 2019 (vgl. Spannagel und Molitor 2019). Auf den ersten Blick geben die Daten Anlass zur Sorge: Die Ungleichheit bei den verfügbaren Haushaltseinkommen (gemessen mit dem Gini-Koeffizienten) hat im Jahr 2016 einen neuen Höchststand erreicht, trotz der guten wirtschaftlichen Entwicklung in den Jahren 2013 bis 2016 (dem letzten, für das Daten vorliegen). Dabei haben die Bezieher hoher Einkommen in den vergangenen Jahren stärker zugelegt als andere Einkommensgruppen. Die Haushalte mit den geringsten Einkommen sind hingegen weiter zurückgefallen, auch gegenüber der Mitte. Die Armutsquote befindet sich deshalb auf hohem Niveau, während die Bezieher mittlerer Einkommen ihre Situation verbessern konnten.

			Keine strukturelle Verschiebung von arm zu reich

			Man muss sich die Daten sehr genau ansehen, bevor man vorschnell politische Maßnahmen daraus ableitet: Der WSI-Bericht nutzt die Daten des Soziooekonomischen Panels (SOEP) des DIW. Die aktuelle Welle aus 2017 beinhaltet die Vorjahreseinkommen für das Jahr 2016. Betrachtet wird die Ungleichverteilung der sogenannten äquivalenzgewichteten verfügbaren Haushaltseinkommen – also die Einkommen nach Umverteilung durch den Staat und unter Berücksichtigung von Haushaltsgröße und -zusammensetzung. Der Gini-Koeffizient ist im betrachteten Zeitraum tatsächlich leicht gestiegen – wie auch das DIW schon in seinem Wochenbericht 19/2019 im Mai gezeigt hat (vgl. Grabka, Goebel und Liebig 2019; siehe auch Hufe, Peichl und Stöckli 2018; Peichl und Stöckli 2018).

			Aber was sagt das über die reale Situation? Man muss wissen, dass es eine gewisse Unsicherheit in Befragungsdaten wie dem SOEP gibt. Zunächst einmal bleibt festzuhalten, dass jede Datenquelle, die keine Vollerhebung der Bevölkerung darstellt, mit Unsicherheit behaftet ist. Der Punktschätzer des Gini-Koeffizienten schwankt in den SOEP-Daten seit 2005 (bis dahin ist die Ungleichheit angestiegen, vgl. Grabka, Goebel und Liebig 2019) immer um einen Wert von 0,29 (vgl. Abb. 1). Wenn man die zugrunde liegende statistische Unsicherheit berücksichtigt und 95%-Konfidenzintervalle betrachtet (graue Fläche), dann sieht man, dass sich diese über die Jahre hinweg überlappen und es somit keine statistisch signifikanten Unterschiede gibt. Genauer betrachtet gibt es zunächst einen leichten Rückgang der Ungleichheit von 2005 bis 2009 und dann ab 2009 einen (statistisch signifikanten) Anstieg der Einkommensungleichheit.



   			 Abb. 1

		[image: 2020-sd2-peichl-1.png]

		


			
			Niehues (2017) analysiert die Sensitivität der zugrunde liegenden Einkommensentwicklung in verschiedenen Datensätzen (vgl. Niehues). Für das SOEP zeigt sich, dass der Anstieg zwischen 2012 und 2013 komplett auf die Ergänzung einer umfangreichen Migrationsstichprobe M1 zurückzuführen ist – wie auch in Abbildung 1 zu sehen. Diese Stichproben sollten eine bessere Repräsentativität im Querschnitt erreichen, da festgestellt wurde, dass in dem als Wiederholungsbefragung angelegten SOEP die Migrationsbewegungen nach Deutschland seit Mitte der 1990er Jahre nicht gut erfasst waren. Für Längsschnittana­lysen bedeutet dies jedoch, dass dieser Struktureffekt komplett im Jahr 2013 und den Folgejahren zu Buche schlägt. Realistischer ist vermutlich, dass dieser Effekt schon viel früher und graduell über die Zeitaufgetreten ist, so dass vermutlich alle Ungleichheitswerte in den Jahren vor 2013 etwas höher liegen sollten, als dies in den SOEP-Daten der Fall ist (und damit besser zu den Steuerdaten passen würden, vgl. Drechsel-Grau, Peichl und Schmid 2015, siehe pinke gestrichelte Linie). 

			Neben dieser ersten Migrationsstichprobe (M1) wurden ab 2010 im SOEP weitere spezielle Stich­proben ergänzt (M2–M4), um neben der normalen Migration auch Flüchtlinge (ab 2015) sowie andere unterrepräsentierte Gruppen wie beispielsweise Alleinerziehende, Mehrkindfamilien und Familien mit niedrigen Einkommen besser als bisher abzubilden. Dies hat jedoch zur Folge, dass auch diese Struktur­effekte erst in den Jahren in der Statistik auftauchen, in denen diese Haushalte das erste Mal befragt werden. Wie Niehues (2017) und Niehues und Stockhausen (2020) jedoch zeigen bzw. diskutieren, führt dies da­­zu, dass sich aggregierten Trends des SOEP teilweise von makroökonomischen Indikatoren entfernen, was auf die Art und Weise der Gewichtung der Mikrodaten in der Aggregation zurückzuführen ist. Dies be­stätigt die Ergebnisse von Drechsel-Grau, Peichl und Schmid (2015a), die zeigen, dass die im SOEP gemessene Ungleichheitsentwicklung in den 2000er Jahren weder mit der makroökonomischen Entwicklung noch der Entwicklung der Ungleichheit gemäß der Mikro­daten aus der Steuerstatistik zusammenpasst.1

			Gerade im Bereich der Gewichte, aber auch bei der Imputation fehlender Werte gibt es immer wieder auch rückwirkende Korrekturen der SOEP-Daten.2 So variiert beispielsweise die Armutsrisikoquote für das Jahr 2012 zwischen 14,0 und 14,7%, und sie ist seit 2008 entweder um 0,4 Prozentpunkte gestiegen (SOEP-Welle 33), um 0,2 Prozentpunkte gesunken (SOEP-Welle 32) oder gleichgeblieben (SOEP-Welle31) – obwohl es sich um die gleichen Haushalte in den jeweiligen Jahren handelt (vgl. Abb. 2). Deshalb sollte man leichte Veränderungen der Punktschätzer nicht überbewerten und auch immer die Konfidenzinter­valle betrachten, die sich hier immer überlappen. Keine der Unterschiede oder Entwicklungen sind statistisch signifikant.
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			Zusammenfassend lässt sich also festhalten, dass es im betrachteten Zeitraum von 2005 bzw. 2009 bis 2016 unwahrscheinlich ist, dass der leichte Anstieg des Gini-Koeffizienten eine strukturelle Verschiebung in der Einkommensverteilung von arm zu reich bedeutet. Der Anstieg der Ungleichheit in den SOEP-Daten ist vielmehr auf die gestiegene Flüchtlingsmigration ab 2015 sowie die Strukturveränderungen in der Befragung zurückzuführen (die die zugrunde liegende Bevöl­kerungsstruktur besser abbilden soll). Insbesondere mit der Einwanderung ist eine größere Gruppe mit niedrigem oder keinem Einkommen hinzugekommen. Die zwingende Folge ist, dass die Ungleichheit insgesamt ansteigt. Aus den kumulierten Querschnittsbetrachtungen lässt sich jedoch keineswegs unmittelbar ablesen, dass es auch nur einer Person, die vorher in Deutschland lebte, schlechter geht. Hierfür wäre eine Panelbetrachtung notwendig, d.h., man müsste die Einkommensentwicklung derselben Personen über die Zeit verfolgen. 

			Absolut sind weniger Menschen in Deutschland arm

			Armut wird in der Diskussion in Deutschland in der Regel relativ – etwa in Bezug zum mittleren Einkommen – betrachtet (siehegraue Linien in Abb. 3). Dieses Vorgehen ist verbreitet, hat aber eine Schwäche. Steigen die Einkommen insgesamt, verschiebt sich auch die Armutsschwelle und damit die Armutsquote nach oben (siehe dunkelblaue Linie). Das ist gerade in der Phase des wirtschaftlichen Aufschwungs ab 2013 zu beobachten. Von diesem haben die Bezieher mittlerer Einkommen stärker profitiert, weil sie mehr arbeiten, wenn es den Firmen besser geht. Für die Arbeit­nehmer in den unteren Einkommensgruppen gilt das oft nicht. Es wäre jedoch falsch, daraus abzuleiten, dass die neu unter der Armutsgrenze liegenden Haushalte im Rahmen dieser Entwicklung ihren Lebensstandard senken müssen. Typischerweise wird die Armutsgrenze für jedes Jahr neu berechnet. Um den Effekt des steigenden Medianeinkommens herauszurechnen, zeigt die hellblaue Linie die kaufkraftbereinigte Armutsgrenze und die hellgraue Linie die dazugehörige Armutsrisikoquote, wenn man die Armutsgrenze von 2005 auf das jeweilige Jahr inflationiert. Bis 2013 verlaufen die Werte sehr ähnlich zur normalen Ar­­mutsgrenze/-risikoquote, danach steigen die infla­tionierten Werte weniger stark an, was zeigt, dass die mittleren Einkommen stärker gestiegen sind als die unteren Einkommen. Dies bedeutet also nicht, dass die armen Menschen weniger Einkommen haben, sondern nur, dass deren Einkommen (die überwiegend aus Transfers bestehen) weniger stark gestiegen sind als die Einkommen in der Mitte. Und es bedeutet schon gar nicht, dass mehr Menschen als zuvor materiell arm sind. Im Gegenteil: Der Anteil der Haushalte, die aufgrund fehlender finanzieller Mittel wichtige Ausgaben für Wohnen und Gebrauchsgüter nicht bestreiten können, ist zwischen 2013 und 2017 gesunken. Der Anstieg in den SOEP-Daten ist, wie oben schon erwähnt, insbesondere auf die Flüchtlingszuwanderung zurückzufuhren. Wenn man hingegen für den gleichen Zeitraum ausschließlich die Gruppe der Einheimischen betrachtet, ist die Armut sogar gesunken.
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			Prophylaktische Umverteilung bringt nichts

			Wenn in der Öffentlichkeit der Eindruck aufkommt, die Ungleichheit nehme zu, wird immer schnell Umverteilung gefordert. Deutschland steht hier im internationalen Vergleich jedoch nicht schlecht da (vgl. Hufe und Peichl 2018) – besonders was die Entwicklung der mittleren Einkommen angeht. In qualitativen Befragungen zeigt sich allerdings, dass die Zukunftsängste trotzdem groß sind. Die Deutschen fragen sich, ob das an­­gesichts der globalen Unsicherheiten von Handelskrieg bis Brexit auch bei ihren Kindern noch so sein wird. Die Entwicklung der Ungleichheit zu prognostizieren, ist aber besonders schwierig. Wie sich die Ungleichheit in Zukunft verändert, hängt auch von der wirtschaft­lichen Entwicklung ab. Im Abschwung sinken die Unternehmenseinkommen tendenziell stärker. Die Arbeitnehmereinkommen hingegen sind stabiler gegenüber dem Konjunkturzyklus, so dass Ungleichheitsmaße entsprechend volatil gegenüber dem Konjunkturzyklus sind (vgl. Drechsel-Grau, Peichl und Schmid 2015a).

			Dies alles bedeutet jedoch nicht, dass wir in Deutschland keine (Verteilungs-)Probleme haben. Aber wenn man jetzt die Spitzensteuersätze und den Mindestlohn erhöht, wird sich an der Situation außer mehr Umverteilung nichts ändern, weil die Ursachen nicht angegangen werden. Die Diskussion um den vermeintlichen Anstieg der Ungleichheit bei den ver­fügbaren Einkommen lenkt von den wirklich wichtigen Problemen ab. Zum einen müssen wir im Bildungsbereich mehr in frühkindliche Bildung (und nicht nur Betreuung) investieren, um die Chancengerechtigkeit zu erhöhen. Zum anderen muss die Sozialpolitik zielgenauer gestaltet werden. Bei Niedrigverdienern führt das Zusammenwirken von wegfallenden Sozialleistungen, Abgaben und Steuern dazu, dass immer wieder mehr brutto zu weniger netto führt. Das ist absurd. Außerdem sollten wir die Qualifizierung und Weiterbildung von Geringverdienern dringend verbessern, damit sie aufsteigen können und die Unternehmen die dringend benötigten Fachkräfte bekommen.

			Um in Zukunft jedoch bessere Aussagen über die Ungleichheitsentwicklung in Deutschland treffen zu können, ist eine Verbesserung der Datengrundlagen bzw. des Datenzugangs für wissenschaftliche Zwecke wünschenswert. Eine erste Maßnahme wäre eine Verknüpfung der administrativen Steuerdaten des TPP mit Daten des Mikrozensus oder der Bundesagentur für Arbeit (Sozialversicherung, Leistungsempfänger), um ein Bild der gesamten Verteilung aus einem einheitlichen Datensatz zu erhalten (vgl. hierzu und zu weiteren Forderungen u.a. ZEW 2015; Peichl 2017).
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					1	Dies heißt jedoch nicht, dass das SOEP grundsätzlich schlecht oder ungeeignet für Verteilungsanalysen. Im Gegenteil, man muss sich nur die Stärken und Schwächen klarmachen. Siehe auch die Diskussion zwischen Goebel und Schröder (2015) und Drechsel-Grau, Peichl und Schmid (2015a; 2015b).

				

				
					2	Siehe hierzu beispielsweise auch die nachträgliche Korrektur der Kinderarmutswerte im Jahr 2011 von 16,3% nach unten auf 10% (vgl. Zeit online 2011 sowie die Stellungnahme des SOEP 2011).
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					Steigende Polarisierung der Markteinkommen
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					Die Polarisierung der Markteinkommen ist in Deutschland in den vergangenen Jahrzehnten drastisch gestiegen. Zu diesem Ergebnis komme ich in meiner Analyse der deutschen Einkommensteuerdaten von 1871–2014 (vgl. Bartels 2019). Insgesamt stiegen die Einkommen der oberen Hälfte der Einkommensverteilung deutlich stärker als die der unteren Hälfte. In den 1960er Jahren erhielten die obersten 10%, die mittleren 40% und die untere Hälfte der Einkommensverteilung noch jeweils knapp ein Drittel des gesamten Volkseinkommens (vgl. Abb. 1). Heute beziehen die obersten 10% über 40% des Volks­einkommens, während der Anteil der unteren 50% auf unter 20% gefallen ist. Insbesondere seit der Wiedervereinigung hat sich die Schere zwischen Spitzenverdienern und Niedrigverdienern geöffnet. Der Einkommensanteil der obersten 10% stieg von 33% im Jahr 1992 auf 41% im Jahr 2014. Der Einkommensanteil der obersten 1% lag 1992 bei knapp 10%, erreichte im Jahr 2008 mit knapp 16% seinen vorläufigen Höchststand seit dem Zweiten Weltkrieg und pendelt seit der Finanzkrise um 13% (vgl. Abb. 2).
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					Kapitaleinkommen sind stärker gewachsen als Arbeitseinkommen

					Ein Grund für die größere Polarisierung der Markt­einkommen liegt in der gestiegenen Bedeutung von Kapitaleinkommen. Laut Zahlen des Statistischen Bundesamts sind Kapitaleinkommen seit den 1950er Jahren mit dem Faktor 12,5 gewachsen, während Arbeits­einkommen nur mit dem Faktor 7 gestiegen sind. Während Arbeitseinkommen für die breite Bevölkerung die Haupteinkommensquelle darstellt, beziehen nur die obersten 1% einen substanziellen Anteil ihres Einkommens aus Kapital, d.h. aus Unternehmensgewinnen, Dividenden, Zinsen oder Vermietung und Verpachtung. Wenn Kapitaleinkommen also schneller wachsen als Arbeitseinkommen, führt das in der Regel zu einem Anstieg der Einkommensungleichheit. Über das gesamte 20. Jahrhundert hinweg bis heute korreliert das zunehmende Gewicht von Kapitaleinkommen gegenüber Lohneinkommen stark mit dem Anstieg des Einkommensanteils der oberen 1% (vgl. Bartels 2019). Hochqualifizierte Angestellte wie Manager, aber auch Selbständige wie Anwälte und Ärzte haben ihre Einkommen in Deutschland zwar auch überpropor­tional verbessert und stießen seit den 1980er Jahren zunehmend in die Spitzeneinkommensgruppen vor. Die wirklich ho­­hen Spitzeneinkommen bleiben allerdings bis heute den Unternehmensbesitzern vorbehalten, deren Einkommen mit dem Konjunkturzyklus schwanken. Auch der Aufstieg Deutschlands zum Exportweltmeister – gemessen am Exportanteil am Bruttoinlandsprodukt – korreliert stark mit dem Wachstum der Spitzeneinkommen aus Unternehmensbesitz. In Frankreich, Großbritannien oder den USA spielen Arbeitseinkommen am oberen Ende der Einkommensskala eine größere Rolle als in Deutschland. In Deutschland ist zudem die große Bedeutung von Fami­lienunternehmen hervorzu­heben, die den Großteil der gewachsenen Spitzen­einkommen generieren. Dividenden aus börsennotierten Unternehmen spielen nur eine untergeordnete Rolle. 

					Trendwende im Jahr 2005?

					Der sinkende Einkommensanteil der unteren Hälfte der Bevölkerung steht im Kontrast zur positiven Entwicklung des Arbeitsmarkts seit dem Jahr 2005, wodurch viele Arbeitslose wieder ein Arbeitseinkommen erwirtschaften konnten. Gleichzeitig wuchs aber auch der Niedriglohnsektor überdurchschnittlich, so dass Deutschland im europäischen Vergleich mitt­lerweile einen der größten Niedriglohnsektoren hat (vgl. Eurostat 2016). Das Jahr 2005 steht aber nicht nur bei der Entwicklung des Arbeitsmarkts für einen Wendepunkt, sondern auch in der Diskussion über die Entwicklung der Ungleichheit in Deutschland. Immer wieder wird angeführt, dass die Einkommensungleichheit in Deutschland seit 2005 nicht weiter gestiegen sei (vgl. z.B. Feld und Schmidt 2016). Dieser Befund bezieht sich meist auf die Entwicklung des Gini-Koeffizienten, gemessen anhand der Befragungsdaten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP). Betrachtet man hingegen Daten der Einkommensteuer, wie in meiner oben zitierten Studie, zeigt sich, dass gerade zwischen 2004 und 2008, also in den Jahren vor der Finanzkrise, die Spitzen­einkommen überproportional gestiegen sind. Dass diese steigende Polarisierung nun vom Gini-Koeffizienten auf Basis von SOEP-Daten nicht äquivalent abgebildet wird, liegt an zwei Gründen. Einerseits reagiert der Gini-Koeffizient per constructionem stärker auf Einkommensänderungen der Mitte der Einkommensverteilung als auf Veränderungen an den Rändern der Einkommensverteilung. Anderseits bilden die SOEP-Daten, wie auch andere Befragungs­daten, 99% der Einkommensverteilung gut ab, aber der Anstieg der Spitzeneinkommen ist nicht so deutlich zu sehen (vgl. Bartels und Metzing 2019).

					Markteinkommen versus verfügbar Einkommen

					In der deutschen Ungleichheitsdiskussion wird nun oft kritisiert, dass auf Einkommensteuerdaten basierende Analysen, wie meine oben zitierte Studie, »nur« die Verteilung der Markteinkommen analysiere. Der deutsche Staat würde mit seinem progressiven Einkommensteuersystem und den umfangreichen Sozialleistungen stark umverteilen und damit die Ungleichheit der Markteinkommen stark reduzieren. In einer sozialen Marktwirtschaft könnte und sollte uns allerdings im ersten Schritt interessieren, welche Einkommensverteilung der Marktmechanismus generiert. Erklärtes Ziel der sozialen Marktwirtschaft ist es, alle an Wachstum und Wohlstand teilhaben zu lassen. Und der Markt ist zentral für die Verteilung von ökonomischen Ressourcen und für die Chancen, die damit einhergehen. Die aufgezeigten Entwick­lungen zeichnen jedoch das Bild, dass der Marktmechanismus eine immer stärkere Polarisierung von Einkommen am oberen Rand in unserer Gesellschaft produziert hat. 

					Schließlich zeigt die bisherige Evidenz, dass das deutsche Steuer- und Transfersystem zwar die Ungleichheit reduziert, der zunehmenden Polarisierung der Markteinkommen aber nicht entgegengewirkt hat. Die verfügbaren Haushaltseinkommen des obersten Dezils sind zwischen 1991 und 2015 real um fast ein Drittel gewachsen, während die untersten zwei Dezile sogar real an Einkommen verloren haben (vgl. Grabka und Goebel 2018). Eine weitverbreitete Darstellung, um die Gewinner und Verlierer wirtschaftlicher Entwicklung entlang der Einkommensverteilung zu identifizieren und die Teilhabe am steigenden Wohlstand zu untersuchen, ist die sogenannte »Growth-Incidence-Curve« (vgl. Abb. 5 in Bönke und Brinkmann 2017). Sie zeigt die Entwicklung der verfügbaren Haushaltseinkommen zwischen 2002 und 2012 in Deutschland. Im untersuchten Jahrzehnt haben die unteren 30% einen realen Einkommensverlust und die unteren 60% ein unterdurchschnittliches Wachstum der verfügbaren Haushaltseinkommen erfahren. Nur das oberste Drittel hat überproportional vom Wachstum profitiert, insbesondere die absolute Spitze der Einkommensverteilung.

					Der Fokus auf Markteinkommen bei der Analyse von Spitzeneinkommen liegt aber auch in der Verfügbarkeit der Daten begründet. Die oben zitierten Studien, die die Verteilung der verfügbaren Einkommen analysieren, basieren auf Befragungsdaten. Vermutlich wird das Ausmaß der Polarisierung der verfügbaren Einkommen von diesen Analysen sogar noch unterschätzt, da Befragungsdaten die Spitzen­ein­kommen nicht hinreichend repräsentieren. Wir arbeiten momentan daran, aus der in den Einkommensteuerdaten erfassten Verteilung der Markteinkommen mit Hilfe zusätzlicher Annahmen eine Verteilung verfügbarer Einkommen zu berechnen. Wie zentral die Wahl und überzeugende Rechtfertigung dieser zusätzlichen Annahmen für die Ergebnisse und die öffentliche Diskussion der Ergebnisse sind, zeigt der Titel des Economist vom 30. November 2019 »Inequality illusions – Why wealth and income gaps are not what they appear«. In der Titelgeschichte wird diskutiert, wie verschiedene Annahmen bei der Verteilungsanalyse zu unterschiedlich hohen Anstiegs­raten der Ungleichheit in den USA führen. 

					Fazit: Einkommenskonzentration in Deutschland wird unterschätzt

					Die Entwicklung von Markteinkommen ist von großer Bedeutung, da der Marktmechanismus in einer so­­zialen Marktwirtschaft zentral für die Verteilung von Ressourcen und Chancen ist. Erklärtes Ziel der so­­zialen Marktwirtschaft ist es, alle an Wachstum und Wohlstand teilhaben zu lassen. Die aufgezeigten Entwicklungen zeichnen jedoch das Bild, dass dieser essentielle Verteilungsmechanismus mehr und mehr zur Konzentration von Einkommen am oberen Ende der Einkommensverteilung beigetragen hat. Vermutlich wird die Einkommenskonzentration in Deutschland sogar noch unterschätzt, da Unternehmen zunehmend ihre Gewinne einbehalten und somit in den vergangenen Jahren vom Kreditnehmer zum Kreditgeber gegenüber den anderen Sektoren der Volkswirtschaft (private Haushalte, Staat, Rest der Welt) geworden sind. Der Internationale Währungsfonds hat im jüngsten Länderbericht Deutschland davor gewarnt, dass die zunehmende Bedeutung von einbehaltenen Unternehmensgewinnen in Deutschland bei gleichzeitig hoher Konzentration von Unternehmensbesitz, das Wachstum der Haushaltseinkommen der breiten Bevölkerung und damit die Inlandsnachfrage hemmen würde (vgl. IWF 2019). Das deutsche Steuer- und Transfersystem reduziert zwar die Ungleichheit der Markteinkommen, hat aber der zunehmenden Polarisierung der Markteinkommen nicht entgegengewirkt. Die Steuerreformen der vergangenen 20 Jahre haben die Umverteilungswirkung des Steuersystems reduziert. Haushalte mit hohen Einkommen und Vermögen wurden durch niedrigere Einkommensteuerspitzensätze, Unternehmens- und Kapitaleinkommensteuern sowie Vermögensteuern entlastet. Ziel einer Wirtschafts- und Sozialordnung sollte es weiterhin sein, die Bevölkerung in ihrer Gesamtheit am wachsenden Wohlstand teilhaben zu lassen. 
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			Die Lohnungleichheit unter Vollzeitbeschäftigten in Westdeutschland ist zwischen 1990 und 2010 stark angestiegen, wobei die Reallöhne im unteren Bereich der Lohnverteilung deutlich gefallen sind. Neuere Befunde zeigen, dass neben anderen in der Literatur diskutierten Faktoren die zunehmende Heterogenität der Erwerbsverläufe einen Teil des Anstiegs der Lohn­ungleichheit erklären kann. Seit 2011 ist dahingehend eine Trendwende zu erkennen, dass die Löhne der Vollzeitbeschäftigten in Westdeutschland entlang der gesamten Lohnverteilung gestiegen sind und die Lohnungleichheit nicht mehr weiter zugenommen hat. Mit der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns im Jahr 2015 erhöht sich das 10%-Quantil der gesamtdeutschen Lohnverteilung, was mit einem Rückgang der Lohnungleichheit am unteren Ende der Lohnverteilung – vor allem in Ostdeutschland – einhergeht.

			Der Anstieg der Lohnungleichheit

			Die Entwicklung der Lohnungleichheit bis 2010 ist bekannt: Deutschland verzeichnete in den letzten Jahrzehnten einen deutlichen Anstieg der Lohn­ungleichheit, der sich bis zum Beginn der 1990er Jahre auf den oberen Bereich der Lohnverteilung beschränkte und sich bis 2010 kontinuierlich sowohl im oberen als auch im unteren Bereich der Lohn­verteilung fortsetzte (vgl. Dustmann et al. 2009; Antonczyk et al. 2010; Card et al. 2013; Dustmann et al. 2014). Die in der Forschungsliteratur berichteten Ergebnisse beziehen sich meist auf Vollzeiterwerbstätige in Westdeutschland, häufig nur auf Männer. Der größere Teil der Literatur verwendet die Panel­daten des SIAB, die Tageslöhne umfassen (SIAB7517, vgl. Antoni et al. 2019 für die aktuellste Version dieser Daten).1 Teilzeitbeschäftigte bleiben bei Analysen der SIAB-Daten außen vor, weil Unterschiede in ihren Verdiensten, sowohl von unterschiedlich hohen Löhnen als auch unterschiedlich langen Arbeitszeiten, die nicht erhoben werden, verursacht sein können.Die Verdienste von Vollzeitbeschäftigten, die alle­ eine ähnliche Stundenanzahl arbeiten, eignen sich hin­gegen für eine Analyse der Lohnungleichheit über die Zeit.

			Abbildung 1 beschreibt die Lohnentwicklung für vollzeiterwerbstätige Männer und Frauen in Westdeutschland an drei repräsentativen Quantilen und zeigt starke Unterschiede über die Lohnverteilung. Während der Median der Reallöhne für Männer zwischen 1990 und 2010 in etwa gleichblieb, stieg er für Frauen im gleichen Zeitraum um 6% an (hier und im Folgenden setzen wir die Veränderung in Log-Punkten mit der prozentualen Veränderung gleich). Im gleichen Zeitraum stieg das 80%-Quantil für Männer um 9% und für Frauen um 13%, während das 20%-Quantil für Männer um 13% und für Frauen um 7% sank. Entsprechend stieg die Lohnspreizung, gemessen an der Differenz der Quantile der logarithmierten Löhne, im Zeitverlauf sowohl oberhalb als auch unterhalb des Medians deutlich an. Bspw. stieg das Dif­ferenzial zwischen dem 80%- und 20%-Quantil für Männer um 21% und für Frauen um 20%.
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			Zur Erklärung des Anstiegs der Lohnungleichheit werden verschiedene Gründe diskutiert: 

			
					der relativ stärkere Anstieg der Arbeitsnachfrage nach hochqualifizierten gegenüber nied­rigqualifizierten Arbeitnehmern (Skill Bias in Labor Demand), ausgelöst durch einen qualifikationsverzerrten technischen Fortschritt (SkillBiased Technological Change, kurz SBTC), 

					der tätigkeitsbasierte Ansatz – als nuancierte Version des SBTC – der besagt, dass neue Technologien (bspw. Computer, IKT-Technologien, Roboter) Routinetätigkeiten ersetzen, 

					die Zunahme des internationalen Handels mit Niedriglohnländern (bspw. China, Osteuropa), die niedrigqualifizierte Arbeit zu geringeren Kosten als Deutschland einsetzen können, 

					der Rückgang der Tarifbindung sowie institutionelle Reformen, wie die Arbeitsmarktreformen in den frühen 2000er Jahren, die die Verhandlungsmacht der niedrigqualifizierten Arbeitnehmer schwächten und das Entstehen eines Niedriglohnsektors ermöglichten und 

					die veränderte Komposition von Beschäftigten und Firmen.

			

			Weitestgehend Konsens besteht in der Literatur darüber, dass (1) ein zentraler Erklärungsfaktor ist (vgl. u.a. Dustmann et al. 2009; Fitzenberger 2012; Antonczyk et al. 2018). Konsens besteht auch darin, dass (5)eine wichtige Rolle spielt, bspw. im Hinblick auf das steigende Bildungs- und Altersniveau (vgl. Biewen et al. 2018; Biewen und Seckler 2020). Zudem belegen Card et al. (2013) eine zunehmende Streuung bei der Entlohnung zwischen einzelnen Betrieben in Verbindung mit einer verstärkten Sortierung der Beschäftigten, dahingehend dass Be­­schäftigte mit einem höheren Entlohnungspotenzial auch zunehmend in Betrieben mit einer höheren Entlohnung arbeiten. Der tätigkeitsbasierte Ansatz(2) impliziert eine empirisch für viele Länder belegte Polarisierung der Beschäftigungsstruktur, dahin­gehend dass die Beschäftigung am oberen und am unteren Ende der Lohnverteilung relativ zur Mitte ansteigt (u.a. Antonczyk et al. 2018). Für Deutschland gibt es jedoch keine Evidenz für eine Polarisierung der Lohnverteilung (siehe Überblick in Fitzenberger 2012 und Antonczyk et al. 2018). Der Globalisierung(3) wird allenfalls eine untergeordnete Rolle attestiert (vgl. Biewen und Seckler 2020).

			Einige Studien sehen einen deutlichen Beitrag des Rückgangs der Tarifbindung (4) zur Erklärung des Anstiegs der Lohnungleichheit (vgl. u.a. Dustmann et al. 2009, Biewen und Seckler 2020; anders jedoch Antonczyk et al. 2011), allerdings stieg die Lohnungleichheit auch im tarifgebundenen Bereich stark an (vgl. Dustmann et al. 2014). Kontrovers wird die Rolle der Arbeitsmarktreformen (4) diskutiert, da der Anstieg der Lohnungleichheit bereits vor den Arbeitsmarktreformen begann (vgl. Dustmann et al. 2014). 

			Der Anstieg der Lohnungleichheit wird als Voraussetzung für die Flexibilisierung des Arbeitsmarkts und die dadurch bewirkte gute Beschäftigungsentwicklung angesehen (u.a. Dustmann et al. 2014). Auf eine möglicherweise gestiegene Marktmacht der Arbeitgeber (monopsonistische Konkurrenz) angesichts des stark gewachsenen Niedriglohnsektor (vgl. u.a. Fitzenberger 2012; Card et al. 2013) hat die Politik inzwischen mit der Einführung von Mindestlöhnen reagiert.

			Im Folgenden gehen wir auf ausgewählte neuere Erkenntnisse ein, wobei wir uns auf die Löhne von Vollzeitbeschäftigten beschränken und der Literatur folgend – mit Ausnahme des letzten Abschnitts zum Mindestlohn – nur die Entwicklung in Westdeutschland in den Blick nehmen.

			Zunehmend heterogene Erwerbsverläufe

			In einer jüngeren Studie untersuchen Biewen et al. (2018) den Beitrag der Veränderungen der Erwerbshistorien zum Anstieg der Lohnungleichheit auf Basis der SIAB-Daten bis 2010. Die Autoren stellen fest, dass in der Gruppe der Vollzeiterwerbstätigen im Jahr 2010 der Anteil derer, die in den letzten fünf Jahren Zeiten der Teilzeiterwerbstätigkeit oder der Nichterwerbstätigkeit aufwiesen, deutlich gegenüber dem Jahr 1985 anstieg. Diese zunehmende Heterogenität der Erwerbsverläufe ist im unteren Bereich der Lohn­verteilung besonders ausgeprägt, und dies gilt sowohl für Männer als auch für Frauen.

			Die Studie führt eine statistische Zerlegungsanalyse der Veränderung der gesamten Lohnverteilung durch, die den Einfluss der Zusammensetzung der Beschäftigten im Hinblick auf beobachtete Variablen untersucht. Es zeigt sich, dass Veränderungen in der Zusammensetzung (im Hinblick auf soziodemografische Charakteristika, Erwerbsverläufen und Arbeitsplatzmerkmalen) einen großen Teil des Anstiegs der Lohnungleichheit im statistischen Sinne erklären.

			Konkret: Das 85%- bis 15%-Differenzial der lo­­garithmierten Löhne steigt zwischen 1985 und 2010 für Männer um 29% und für Frauen um 22% an. Davon können ein Anteil von 17% für Männer und 19% für Frauen durch die zunehmend heterogenen Erwerbsverläufe erklärt werden (vgl. Biewen etal. 2018, Tab.4,5), wenn man basierend auf der Zu­­sammensetzung der Stichproben im Jahr 1985 die kontrafaktische Lohnverteilung im Jahr 2010 schätzt.

			Des Weiteren zeigt sich, dass die Ausbildung für Männer und die Altersstruktur und Berufserfahrung für Frauen einen starken Effekt haben. Die Verän­derungen der Industrie und Berufsstruktur tragen dagegen nur zu einem kleineren Teil zu der Erklärungbei.

			Strukturbruch 2011/2012, Trendwende seit 2011

			Als erste Studie auf Basis der SIAB-Daten bis 2014 weist Möller (2016) darauf hin, dass der Anstieg der Lohnungleichheit seit 2011 gestoppt ist. Gleichzeitig weist die Studie auf einen Strukturbruch in der Arbeitszeit­erfassung in den SIAB-Daten hin.

			Im Jahr 2011 änderte sich das Meldeverfahren der Sozialversicherung, und dabei wurde deutlich, dass in den Jahren vor der Umstellung ein Teil der Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse fälschlicherweise als Vollzeit gemeldet wurde. Da die Verdienste in Teilzeit, allein durch die geringere Stundenzahl niedriger ausfallen, verschieben sich die Löhne für die Jahre vor 2012 nach unten. Die Quantile am unteren Ende der Verteilung sind davon besonders stark betroffen, womit sich auch eine direkte Auswirkung auf die Ungleichheit ergibt. Diese wird für die Zeit bis 2011 überschätzt, genauso wie der Anstieg der Löhne im unteren Bereich der Lohnverteilung ab 2011. Möller (2016) schlägt ein einfaches Korrekturverfahren für diesen Strukturbruch vor. Fitzenberger und Seidlitz (2020) entwickeln ein verfeinertes Korrekturver­fahren, das auch die Löhne bis 2011 korrigiert. Es zeigt sich erwartungsgemäß, dass das Niveau der Lohnungleichheit bis 2010 etwas geringer ausfällt.

			Zentral ist die Frage, inwieweit sich die Korrektur auf den Befund des Anstiegs der Lohnungleichheit auswirkt. Abbildung 2 zeigt die Lohnentwicklung für Männer und Frauen in Vollzeit seit dem Jahr 2000 ohne und mit Anwendung des Korrekturverfahrens von Fitzenberger und Seidlitz (2020). Die Notwendigkeit, den Strukturbruch zu korrigieren, wird angesichts des unplausibel starken Lohnwachstums für Frauen am 20%-Quantil und am Median in den Jahren 2011 und 2012 deutlich. Nach der Korrektur für den Strukturbruch zeigt sich sogar ein etwas stärkerer Anstieg der Lohnungleichheit für Männer bis 2010. Für Frauen zeigt sich, dass der Anstieg der Lohnungleichheit bis 2010 mit der Korrektur etwas schwächer ausfällt.
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			Weiter zeigt Abbildung 2, dass ab 2010 die Vollzeitlöhne in Westdeutschland nach Korrektur an allen betrachten Quantilen real kontinuierlich ansteigen. Für geringverdienende Frauen ist dieser Anstieg am stärksten. 2017 erreicht das 20%-Quantil für die Frauen real in etwa wieder den Wert des Jahres 2000. Trotz des Reallohnwachstums ab 2011 für Männer und Frauen bleibt die Lohnungleichheit, gemessen an der Veränderung der Quantilsdifferenzen, auf konstant hohem Niveau. Somit gibt es ab 2010 eine Trendwende, aber keine Trendumkehr bei der Lohnungleichheit.

			Trendumkehr durch den Mindestlohn?

			Der gesetzliche Mindestlohn wurde 2015 mit dem Ziel eingeführt, die Löhne im Niedriglohnsektor zu er­­höhen und somit die Lohnungleichheit zu reduzieren. Vor der Mindestlohneinführung gab es kontroverse Diskussionen, ob der untere Teil der Lohnverteilung tatsächlich durch den Mindestlohn profitieren könne oder ob Beschäftigungsverluste positive Effekte kompensieren. In der empirischen Literatur zeigen sich bisher kaum Hinweise auf substanzielle negative Beschäftigungseffekte (vgl. Bossler und Gerne 2019; Bossler und Börschlein 2019). Neue Ergebnisse aus der Studie von Bossler und Schank (2020) zeigen jedoch signifikante Effekte auf die Lohnverteilung.

			Abbildung 3 zeigt zunächst deskriptiv die Entwicklung der Lohnungleichheit von Vollzeitbeschäftigten in Gesamtdeutschland.2 Ausgehend vom Jahr 2012 (vor der Mindestlohneinführung und nach dem oben beschriebenen Strukturbruch) sind die Löhne am 10%-Quantil stärker angestiegen als am Median und in der oberen Hälfte der Lohnverteilung. Somit ist die Lohnungleichheit im unteren Bereich der Lohn­verteilung ab 2015 zurückgegangen.
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			Um den Einfluss des Mindestlohns auf diese Entwicklung zu quantifizieren, verwenden wir eine Schätzung in Anlehnung an Analysen von Bossler und Schank (2020). Dabei werden unterschiedlich stark vom Mindestlohn betroffene Regionen in einem Differenz-von-Differenzen-Ansatz verglichen. Es zeigt sich, dass das 10%-Quantil der Lohnverteilung ohne Mindestlohn weniger stark angestiegen, während der Median unverändert geblieben wäre. Der Rückgang in der gesamtdeutschen Lohnungleichheit in den letzten Jahren (2012–2017) wird also zu einem signifi­kanten Anteil durch den Mindestlohn verursacht. Jedoch hätte sich auch ohne Mindestlohn der Abstand zwischen Median und dem 10%-Quantil leicht verringert.

			Vertiefende Analysen in Bossler und Schank (2020) zeigen, dass der ungleichheitsreduzierende Effekt des Mindestlohns auch für bereits bestehenden Beschäftigungsverhältnisse nachzuweisen ist und somit nicht durch einen Beschäftigungsrückgang im unteren Bereich der Lohnverteilung erklärt werden kann. Auch die Analyse einer umfassenderen Stichprobe unter Einbeziehung von Teilzeit und geringfü­giger Beschäftigung, die in stärkerem Ausmaß vom Mindestlohn betroffen sind (vgl. Mindestlohnkommission 2016), bestätigt den ungleichheitsreduzierenden Einfluss des Mindestlohns.
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Endnoten


			
				
					1	Der SIAB umfasst Tageslöhne für sozialversicherungspflichtige Beschäftigte und geringfügig Beschäftigte/Minijobber seit 1999. Einzelne Studien basieren auf Daten des sozio-oekonomischen Panels oder einzelnen Wellen der Gehalts- und Lohnstrukturerhebung bzw. der Verdienststrukturerhebung (vgl. Biewen und Seckler 2019).

				

				
					2	Eine Ausweitung der Stichprobe ist an dieser Stelle wichtig, weil der Mindestlohn vor allem in Ostdeutschland eine nennenswerte Eingriffstiefe hatte. Unter Vollzeitbeschäftigten in Westdeutschland lässt sich hingegen kaum ein statistisch präziser Mindestlohneffekt nachweisen.
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			Vermögensungleichheit hat weltweit Höchststände erreicht. In den USA besitzen heute die vermögendsten 10% der Haushalte 77% des gesamten Privatvermögens (vgl. Kuhn, Schularick und Steins 2019). In diesem Zuge hat auch in Deutschland die Diskussion über die Vermögensungleichheit an Dynamik gewonnen. Bei der Diskussion über Vermögensunterschiede steht dabei immer wieder der Häusermarkt und die Verteilung des Immobilienvermögens im Mittelpunkt. In diesem Beitrag möchte ich zuerst die aktuelle Situation in Deutschland mit Hinsicht auf die Vermögensungleichheit beleuchten. Ich werde dabei auch die Frage diskutieren, ob es »die Reichen« gibt und wer zu dieser Gruppe gehören könnte. In einem zweiten Schritt werde ich einen Blick auf die Bedeutung des Häusermarktes werfen und die Bedeutung von Veränderungen der Häuserpreise und des Immobilienvermögens für die Veränderung der Vermögensungleichheit diskutieren. Im letzten Schritt möchte ich auf die Herausforderungen hinweisen, die sich für die Diskussion zur Vermögensungleichheit aufgrund der aktuellen Datenverfüg­barkeit stellen.

			Während es immer verlockend ist, schnell mit politischen Lösungen für das »Problem« Vermögensungleichheit vorzupreschen, möchte ich für eine Objektivierung der Debatte plädieren. Das nimmt die Politik jedoch nicht aus der Verantwortung, sondern das Gegenteil ist der Fall. Ohne eine ausreichende Zurverfügungstellung von Daten zur Einkommens- und Vermögensverteilung wird es schwierig, die Objektivierung der Debatte weiter voranzutreiben, und es besteht die Gefahr, dass gefühlte Wahrheiten und anekdotische Eindrücke die Debatte bestimmen. Eine solche Debatte birgt die Gefahr, die Unzufriedenheit auf allen Seiten zu steigern und die sozialen Fliehkräfte zu verstärken.

			Die Daten

			Die Datengrundlage dieses Beitrags ist der Household Finance and Consumption Survey (HFCS). Die HFCS Daten stammen aus einer harmonisieren Haushaltsbefragung, die in den verschiedenen Ländern der Eurozone von den nationalen Zentralbanken durch­geführt wird und von der Europäischen Zentralbank verwaltet und der Wissenschaft zur Verfügung gestellt wird. Für meine Analyse beschränke ich mich auf die Daten des Jahres 2014 mit Informationen zu 4461Haushalten, die die 39,7 Mio. Haushalte in Deutschland repräsentativ abbilden. 

			Eine wichtige Frage bei der Diskussion zur Vermögensungleichheit ist, was wir als Vermögen messen. Ich folge hierbei dem international verbreiteten Ansatz und betrachte das handelbare Vermögen. Dies schließt z.B. den Gegenwartswert zukünftiger Rentenzahlungen aus, beinhaltet aber den Marktwert von Betriebsvermögen. Für das Vermögen werden alle handelbaren Vermögensgegenstände des Haushalts aufaddiert und alle ausstehenden Schulden abgezogen. Einkommen umfassen alle Einkommensarten und beinhalten damit neben Arbeits- und Kapitaleinkommen auch Sozialleistungen wie Arbeitslosengeld oder Rentenzahlungen. Einkommen werden vor Steuern erfasst (Bruttoeinkommen). Vermögen und Einkommen werden im Rahmen des HFCS auf Haushaltsebene bestimmt, was im Durchschnitt dazu führt, dass Paarhaushalte mehr Einkommen und Vermögen haben als Singles. In der Befragung werden die Haushalte grundsätzlich darum gebeten, aktuelle Marktwerte anzugeben, also z.B. für das Eigenheim den Wert, zu dem die oder der Befragte denkt, dass das Haus derzeit verkauft werden könnte. 

			Wie ich weiter unten ausführen werde, ist davon auszugehen, dass die vermögendsten 1% der deutschen Haushalte nicht repräsentativ in den Daten abgebildet sind, und ich werde mich daher in meiner Diskussion auf die reichsten 10% der Beobachtungen aus den vorhandenen Daten konzentrieren, um die Spitze der Vermögensverteilung abzubilden.

			Die Faktenlage

			In einem ersten Schritt zeigt Tabelle 1 die Schwellenwerte für die verschiedenen Bereiche der Vermögensverteilung (Zeile Vermögen). Ebenfalls abgebildet sind die entsprechenden Werte für die Einkommensver­teilung (Zeile Einkommen). Diese Tabelle ermöglicht es den Lesern, sich in der Einkommens- und Vermögensverteilung deutscher Haushalte des Jahres 2014 zu verorten. Der Wert von 26900 Euro bei 40% der Vermögensverteilung bedeutet, dass 40% der Haushalte in Deutschland ein Vermögen haben, das kleiner ist als 26900 Euro. Wer als Haushalt über ein Vermögen von 61000 Euro verfügt (50%), befindet sich genau in der Mitte der deutschen Vermögensverteilung, so dass es genau so viel reichere als auch ärmere Haushalte gibt. Die Tabelle zeigt bereits, wie groß die Vermögensunterschiede in Deutschland sind. Während die vermögensarmen Haushalte 5500 Euro oder weniger besitzen (25%), muss man als Haushalte mindestens 225500 Euro besitzen, um zu den 25% vermögensreichsten Haushalte zu gehören. Um zu den reichsten 10% zu gehören, ist ein Vermögen von 468660 Euro notwendig und für die reichsten 5% ein Vermögen von 725000 Euro. Diese Daten zeigen auch, dass die Vermögensungleichheit innerhalb der reichsten 25% der Haushalte sehr hoch ist. 
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			Die untere Zeile der Tabelle (Einkommen) zeigt die entsprechenden Schwellenwerte der Einkommensverteilung. Bei diesen Schwellenwerten handelt es sich um Schwellenwerte für Haushaltseinkommen, so dass ein Haushalt mit zwei Erwachsenen, die Einkommen von 20000 Euro und 40000 Euro haben, ein Gesamteinkommen von 60000 Euro hätte und damit mehr Einkommen erzielt als 75% der Haushalte in Deutschland (75%). Wichtig für die Betrachtung sind zwei weitere Anmerkungen. Erstens handelt es sich um Daten für alle Haushalte in Deutschland also z.B. auch alleinstehende Rentenbezieher. Zweitens sind die Haushalte in den Zeilen Einkommen und Vermögen unterschiedlich sortiert. Es kann also durchaus sein, dass eine junge Uniabsolventin ein Einkommen von 60000 Euro erzielt und damit mehr als 75% der Haushalte in Deutschland verdient, dass sie aber nach ihrem Studium ein Vermögen von weniger als 5000Euro hat und damit im unteren Teil der Vermögensverteilung zu finden ist. 

			Tabelle 2 zeigt das Durchschnittsvermögen und die Anteile verschiedener Gruppen am Gesamtvermögen aller Haushalte in Deutschland. Als Referenz kann hier das durchschnittliche Haushaltsvermögen in Deutschland im Jahr 2014 von rund 214000 Euro dienen oder das mittlere Vermögen (50%) von 61000Euro (vgl. Tab. 1). Für die Einteilung der Haushalte in die verschiedenen Gruppen wurden die Haushalte nach ihrem Vermögen sortiert. Als erstes bemerken wir, dass das durchschnittliche Vermögen der ärmsten 25% negativ ist (rund 4000 Euro), d.h., die Schulden überstiegen das Vermögen dieser Haushalte. Ihr Anteil am Gesamtvermögen ist daher auch negativ (–0,5%). Für Haushalte in der Mitte der Vermögensverteilung (50%–75%) finden wir ein Durchschnittsvermögen von rund 130000 Euro und damit einen Anteil von 15% am Gesamtvermögen. Die Diskussion zur Vermögensungleichheit bezieht sich jedoch oft nicht auf diesen Teil der Bevölkerung, sondern auf die reichsten 10% oder noch kleinere Gruppen wie die reichsten 1% oder 0,1% an der Spitze der Vermögensverteilung. Dies ist nachvollziehbar, wenn man sich den Grad der Vermögenskonzentration betrachtet. Die reichsten 10% der Haushalte besitzen im Schnitt rund 1,3 Mio. Euro und verfügen damit über rund 60% des Vermögens. Eine Diskussion, die sich jedoch allein auf den Vermögensanteil dieser reichsten 10% oder noch kleinerer Gruppen an der Spitze der Vermögensverteilung fokussiert, lässt die Verteilung innerhalb von 90% oder sogar 99% der Haushalte außer Betracht. Es erscheint jedoch möglich, dass es die Unterschiede zwischen diesen Haushalten sind, die den Alltag eines Großteils der Bevölkerung bestimmen.


Tab. 2


				
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Durchschnittliches Vermögen und Vermögensanteil verschiedener Haushaltsgruppen in Deutschland 2014
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							Quelle: Berechnungen des Autors auf Grundlage der Daten des Household Finance and Consumption Survey (HFCS).

						
					

				
			


			Wer sind die vermögensreichen Haushalte?

			Verallgemeinerungen über »die Reichen« oder »die Armen« gehen immer damit einher, dass wir Gruppen an Haushalten anhand von Charakteristiken beschreiben. Jedoch herrschen auch innerhalb dieser Gruppen noch große Unterschiede, so dass immer große Vorsicht bei Verallgemeinerungen geboten ist. Trotzdem möchte ich in Tabelle 3 den Versuch starten, die vermögensreichsten 10% der Haushalte in Deutschland zu beschreiben. Die demografischen Charakteristiken beziehen sich dabei auf den Haushaltsvorstand. Wir sehen, dass die reichsten 10% im Durchschnitt rund sieben Jahre älter sind als der Rest der Bevölkerung. Sie sind außerdem besser ausgebildet, 56% von ihnen haben eine Hochschulausbildung. Auffallende Unterschiede gibt es auch beim Beschäf­tigungsstatus. Während rund 30% in beiden Gruppen Rentner sind, so finden wir unter den reichsten 10% mehr als ein Viertel Selbständige, während es im Rest der Bevölkerung nur 6% sind. Trotzdem ist es der Fall, dass rund 40% der reichsten Haushalte Arbeitnehmer sind. Die letzten drei Spalten beschreiben die Einkommensverteilung innerhalb der Gruppen. Das Durchschnittseinkommen der reichsten 10% ist mehr als doppelt so hoch als im Rest der Bevölkerung. Wir finden aber auch eine Überlappung der Einkommensverteilungen. Rund 25% der vermögensreichsten 10% der Haushalte verdienen weniger als der durchschnittliche Haushalt im Rest der Bevölkerung. Es ist also wichtig zwischen vermögens- und einkommensreichen Haushalten zu unterscheiden und nicht allgemein über »die Reichen« zu sprechen. Insgesamt ergibt sich damit ein Bild, bei dem die vermögensreichen Haushalte im Durchschnitt älter und besser ausgebildet sind und außerdem in großem Umfang als Selbständige tätig sind.
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							Quelle: Berechnungen des Autors auf Grundlage der Daten des Household Finance and Consumption Survey (HFCS).

						
					

				
			


			Die Bedeutung von Häusern und Unternehmensbeteiligungen

			Im zweiten Schritt soll näher beleuchtet werden, woraus sich die Vermögen zusammensetzen. In den USA machen Häuser und Betriebsvermögen rund 50% des Vermögens im Jahr 2016 aus.1 Ziehen wir Hypotheken ab, so sind es immer noch 40%, und zählen wir direkt gehaltene Aktien wieder dazu, ergibt sich ein Anteil von 47%.2 Die Situation in Deutschland im Jahr 2014 stellt sich ähnlich dar. Betriebsvermögen und Häuser machen hier 63% des Vermögens aus. Nach Abzug der Hypotheken sind es noch 55%, wobei das Eigenkapital der Häuser allein 48% des Vermögens ausmacht. Ein Grund diese Zahl jedoch mit Vorsicht zu betrachten ist, dass die reichsten 1% der deutschen Haushalte, wie auch in den Vereinigten Staaten, vermutlich große Betriebsvermögen besitzen und nur unvollständig in den Daten des HFCS für Deutschland abgebildet sind (siehe dazu Diskussion unten).

			Der Anteil an Haushalten mit Wohneigentum betrug im Jahr 2014 rund 44%, und der Anteil an Hausbesitzern variiert stark mit dem Vermögen. Während nur 6% der ärmsten 25% ein Haus besitzen, sind es bei den reichsten 10% rund 91%. In der Mitte der Ver­teilung zwischen dem 50. und 75. Perzentil (50%–75%) beträgt der Anteil der Hausbesitzer 69%. Diese Beobachtung lädt zur Schlussfolgerung ein, dass steigende Hauspreise zu einem Anstieg der Vermögensungleichheit, wie wir sie in Tabelle 2 gesehen haben, führen. Dies trifft allerdings nicht zu. Wie wir in Kuhn, Schularick und Steins (2019) zeigen, hängt die Veränderung der Vermögensungleichheit nach Hauspreisänderungen nicht vom Anteil der Haus­besitzer oder dem Wert der Häuser in einer Ver­mögensgruppe ab, sondern vom Anteil des Ver­mögens, der in Häuser investiert ist. Der Grund dafür ist, dass die Wachstumsrate des Vermögens, die Vermögensrendite, davon abhängt, welcher Anteil des Vermögensportfolios am Häusermarkt investiert ist. 

			Tabelle 4 zeigt diesen Anteil für verschiedene Vermögensgruppen. Intuitiv ist die Bedeutung des Vermögensanteils für die Vermögensveränderung am besten zu verstehen, wenn man einen Extremfall aus der Liste der reichsten Deutschen betrachtet. Wenn die Hauspreise sich verändern, ist nur ein sehr kleiner Teil des Vermögens der Superreichen davon betroffen, so dass sich der Gesamtbestand ihres Milliardenvermögens kaum verändert, selbst wenn der Preis ihres Hauses um Millionen Euro ansteigt. Für den durchschnittlichen Haushalt zwischen dem 50.und 75. Perzentil (50%–75%) macht der Anteil des Hausvermögens hingegen mit 70% den Großteil des Vermögens aus, so dass diese Haushalte sehr viel stärker von Hauspreisänderungen betroffen sind. Wir sehen außerdem, dass auch abseits von Extremfällen bei den reichsten 10% der Haushalte in den HFCS Daten, der Anteil des Häuservermögens auf rund ein Drittel sinkt. Im Vergleich sehen wir, dass der Anteil an Unternehmensanteilen in dieser Gruppe stark ansteigt. Rund ein Viertel des Vermögens der reichsten 10% sind direkte Beteiligungen an Unternehmen. Daraus ergeben sich zwei Schlussfolgerungen: Wenn die Hauspreise steigen, dann lässt dies insbesondere die Vermögen der unteren 90% der Vermögensver­teilung wachsen, da bei diesen Haushalten ein Großteil des Vermögens im Häusermarkt investiert ist. Wenn Unternehmens- und Aktienwerte steigen, dann steigen vor allem die Vermögen der reichsten 10%. Die Veränderung der Vermögensverteilung wird damit zu einem Wettlauf zwischen dem Aktien- und dem Häusermarkt. Das ist kein deutscher Sonderfall, sondern wie wir in Kuhn, Schularick und Steins (2019) zeigen, ein Phänomen, das in den Vereinigten Staaten den Verlauf der Vermögensungleichheit über die letzten Jahrzehnte geprägt hat. Auf Grundlage der HFCS-Daten lässt sich dieses Ergebnis verallgemeinern. Abbildung 1 zeigt den Anteil von Häusern (ohne Abzug der Hypotheken) am Vermögen für drei Gruppen von Haushalten pro Land.3 Das Verhältnis von Häusern zum Gesamtvermögen stellt die Elastizität dar, mit der das Vermögen einer Haushaltsgruppe auf Hauspreisänderungen reagiert. Ein Wert von 0,6 für die mittlere Vermögensgruppe in Deutschland (DE) bedeutet, dass ein 10%iger Anstieg des Hauspreises zu einem 6%igen Anstieg des Durchschnittsvermögens dieser Gruppe führt. Die kleinen Werte für die Elastizität bei den reichsten 10% bedeuten, dass sich deren Vermögen mit Veränderungen der Hauspreise auch weniger ändert. Mit Ausnahme von Österreich (AT) zeigt sich für alle Länder ein einheitliches Bild: Die unteren Vermögen steigen nach einem Anstieg der Hauspreise stärker an als die Vermögen der reichsten 10%. Das Ergebnis ist, dass die Vermögensungleichheit bei steigenden Hauspreisen sinkt.
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							Quelle: Berechnungen des Autors auf Grundlage der Daten des Household Finance and Consumption Survey (HFCS).
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			Dies ist eine wichtige Botschaft für die Politik: Eine Besteuerung von Häusern trifft vor allem Haushalte im mittleren Teil der Vermögensverteilung, da ein Großteil ihres Vermögens in Häusern steckt und besteuert würde. Am unteren Ende der Vermögensverteilung ist wenig Vermögen vorhanden. Das Ver­mögen, das vorhanden ist, ist jedoch ebenfalls zu einem großen Teil in Häusern angelegt.

			Herausforderungen bei der Bestimmung von Vermögensungleichheit

			Im letzten Teil meines Beitrags möchte ich auf die weiterhin bestehenden Herausforderungen bei der Diskussion zur Faktenlage bei der Vermögensungleichheit hinweisen. Ein seit langem bekanntes Problem mit Umfragedaten, wie denen des HFCS, ist, dass vermögende Haushalte eine sehr viel kleinere Wahrscheinlichkeit haben, an Umfragen zur Einkommens- und Vermögensverteilung teilzunehmen. 

			Hinzu kommt außerdem, dass die Vermögen in einer kleinen Gruppe von Haushalten stark konzentriert sind. Schätzungen für die Vereinigten Staaten zeigen, dass die reichsten 1% der Haushalte fast 40% des Vermögens besitzen. Das bedeutet im Umkehrschluss, dass in einer »normalen« Stichprobe mit 1000 Haushalten dieser hohe Anteil des Vermögens auf Grundlage von Befragungen von nur zehn Haushalten ermittelt würde und mit entsprechender Unsicherheit behaftet wäre. 

			Um diesem Problem zu begegnen, hat die amerikanische Zentralbank 1983 eine Umfragemethodik entwickelt, die auf Grundlage von Steuerdaten darauf abzielt, vermögende Haushalte zu identifizieren und diese dann in großer Zahl zu befragen. Dies erfordert eine Zusammenarbeit zwischen der Zentralbank und Steuerbehörden, die gleichzeitig den hohen Anforderungen des Datenschutzes bei Steuerdaten genügen muss. Die amerikanische Notenbank hat seit 1983 unter Beweis gestellt, dass eine solche Umfragemethodik erfolgreich umsetzbar ist.4 Während die Umfrage der amerikanischen Zentralbank in weiten Teilen Pate stand für die HFCS-Daten, unterscheidet sich die Umfragemethodik zwischen den verschie­denen Ländern und insbesondere für Deutschland mit Hinblick auf die Auswahl der vermögenden Haushalte. Während in den USA einzelne Haushalte ausgewählt werden, werden in Deutschland Straßenzüge ausgewählt. Ob der in dieser Straße angetroffene Haushalt wirklich eine hohe Wahrscheinlichkeit hat, vermögend zu sein, wird nicht bestimmt. Infolgedessen ist davon auszugehen, dass vermögende Haushalte in Deutschland untererfasst werden. In den HFCS-Daten für Deutschland besitzt der ver­mögensreichste Haushalt rund 50 Mio. Euro, und der einkommensreichste Haushalt hat ein Jahreseinkommen von 2,9 Mio. Euro. Die Einkommensdaten lassen sich leicht mit der Steuerstatistik des Statistischen Bundesamtes abgleichen. Das Statistische Bundesamt berichtet für das 2014 über 4500 Steuerfälle mit einem Einkommen von über 2,5 Mio. Euro. Das Durchschnittseinkommen der 1500 Haushalte mit einem Jahreseinkommen von über 5 Mio. Euro beträgt 12,4Mio. Euro. Der einkommensreichste Haushalt in den HFCS-Daten verdient damit weniger als 25% des Durchschnittseinkommens der 1500 einkommensreichsten Haushalte der Steuerstatistik. 

			Dieser Vergleich liefert bereits starke Hinweise darauf, dass Lücken in der Faktenlage zur Einkommens- und Vermögensverteilung bestehen. Diese Lücken müssten meines Erachtens nach nicht bestehen, denn die Informationen und die Methodologie stehen zur Verfügung, um die Faktenlage zur Vermögensungleichheit in Deutschland zu verbessern. Der Ball liegt damit im Feld der Politik, dies zu ändern.
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					1	Datengrundlage sind die Daten des Survey of Consumer Finances 2016. Eine Betrachtung zur langfristigen Entwicklung der Vermögensungleichheit in den Vereinigten Staaten auf Grundlage dieser Daten bietet Kuhn, Schularick, Steins (2019).

				

				
					2	Ein weiterer wichtiger Teil des amerikanischen Haushaltsvermögens ist heute die private Altersvorsorge. Dieser Vermögensanteil belief sich im Jahr 2016 ebenfalls auf 17% des privaten Haushaltsvermögens. 

				

				
					3	Die Niederlande werden nicht gezeigt auf Grund des extrem hohen Wertes für die ärmsten 50%, der bei über 8 liegt.

				

				
					4	Bricker et al. (2016) liefern eine hervorragende Diskussion zu den Survey of Consumer Finances (SCF) Daten und ihrer Repräsentativität für die Spitze der Einkommens- und Vermögensverteilung. 
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			Die deutschen Immobilienpreise fielen lange Zeit vor allem dadurch auf, dass sie stagnierten. Während international Preisblasen kamen und gingen, passierte in Deutschland so gut wie nichts am Immobi­lienmarkt (vgl. Knoll, Schularick und Steger 2017). Doch im letzten Jahrzehnt hat sich das Bild gewandelt. Während die Preisniveaus in ehemaligen Boomländern wie Spanien oder Irland kaum wieder das Vorkrisenniveau erreicht haben, sind die Immo­bilienpreise und Mieten in deutschen Städten im internationalen Vergleich deutlich gestiegen – und das bei rückläufiger Hypothekenverschuldung. In Städten wie Berlin, Hamburg oder München lag die Preissteigerung in den 2010er Jahren laut Daten der European Mortgage Federation deutlich über denen von Weltstädten wie London oder New York, auch wenn Auswertungen von Online-Immobilienportalen verschiedener Länder weiter erhebliche Niveauunterschiede nahelegen: Mieten oder Kaufen ist in deutschen Großstädten immer noch absolut günstiger als etwa in Stockholm oder Zürich.

			Wie aber haben sich diese rasanten Veränderungen auf dem deutschen Wohnungsmarkt auf die deutschen Haushalte ausgewirkt, wenn man bedenkt, dass Immobilien für die meisten Haushalte den Großteil ihres Vermögens und die Mietausgaben den größten Teil der Haushaltsausgaben ausmachen? In einer neuen Studie (Baldenius, Kohl und Schularick 2019) argumentieren wir, dass die »neue Wohnungsfrage« eine wichtige Dimension sozialer Polarisierung geworden ist: Die Eigentümer in den boomenden Städten gewinnen Vermögen im Vergleich zu denen im Hinterland und in den abgehängten Städten, während Mieter ohne Vermögensgewinne bleiben, aber höhere Mieten zahlen müssen. Zudem trafen Mietsteige­rungen insbesondere Mieter in ärmeren Stadtvierteln, die zudem einen immer größeren Einkommensanteil für Wohnausgaben ausgeben mussten.

			Vermögenszuwächse

			Wie groß waren die Zugewinne an Immobilienver­mögen? Grundsätzlich kann das Immobilienvermögen aufgrund von zwei Faktoren steigen. Zum einen können neue Bauinvestitionen den Bestand an Immobilienvermögen erhöhen; zum anderen können Preissteigerungen zu einer Neubewertung des bestehenden Immobilienvermögens führen. Im letzten Jahrzehnt waren es vor allem diese Bewertungs­gewinne auf Bestandsimmobilien, die zu einem sprunghaften Anstieg des Immobilienvermögens geführt haben. 

			Die Daten zur Berechnung der Bewertungs­gewinne basieren auf den Angaben zur Vermögens­position der privaten Haushalte im Jahr 2011 aus dem Household Finance and Consumption Survey (HFCS) der deutschen Bundesbank (2011). Wir verbinden diese Daten mit nationalen Preisindizes und Bauinvestitionen, um die Vermögenssteigerung bis 2018 zu berechnen. An Preisindizes verwenden wir zum einen die konservativeren Werte der vom statistischen Bundesamt und der OECD verwendeten Gutachterausschüsse auf Grundlage aller Transaktionen im Markt. Zum anderen verwenden wir die auf Angebotspreisen basierenden bulwiengesa-Daten, die weniger konservativ das spekulative Moment am Markt einfangen. Auf dieser Grundlage beziffern wir den inflationsbereinigten Anstieg der deutschen Immobilienvermögen zwischen 2011 und 2018 nur durch Preiseffekte (ohne Neubau) auf 2,83 (konservativ: 1,33) Billionen Euro oder 83% (konservativ: 39%) des BIP mit jeweils den bulwiengesa-Preisen (OECD-destatis). Wie aber sind diese Vermögensgewinne verteilt? 

			Die Gewinner

			Zu den großen Immobiliengewinnern zählen naturgemäß Haushalte, die über Immobilienvermögen ver­fügen. Das ist im Mieterland Deutschland noch nicht einmal jeder zweite Haushalt, so dass der Immobi­lienpreisboom die Vermögen der Hälfte der Bevöl­kerung gar nicht erreicht. Trotz der Wiederaufnahme des Baukindergeldes ist die allgemeine Wohn­eigentumsquote von etwa 45% nach SOEP-Daten gar nicht und in deutschen Großstädten höchstens leicht in den letzten zehn Jahren gestiegen. Die unteren 50% der Haushalte in der Vermögensver­teilung haben somit fast gar nicht an den Vermögensgewinnen partizipiert, wohingegen die Top 10% der deutschen Vermögensverteilung allein durch höhere Immobilienpreise inflationsbereinigt um knapp 1500Mrd. Euro reicher geworden sind, wie Abbildung1 zeigt. Aber auch die Mittelschicht (50.–90.Perzentil der Ver­teilung) hat mit Vermögensgewinnen von gut 1200Mrd. Euro erheblich profitiert. Die deutliche Spreizung der Vermögensungleichheit wird im Vergleich zwischen dem 80. und 20. Perzentil der Verteilung deutlich. Allein durch die Preiseffekte des Booms ist das durchschnittliche Immobilienvermögen von Haushalten im 80. Perzentil der Verteilung von 210000Euro auf bis zu 335000 Euro gestiegen. Die Immobilienvermögen für Haushalte am 20.Perzentil stagnierten und betragen im Mittel aufgrund der geringen Eigentumsquote weniger als 1000Euro.
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			Die Gewinne weisen aber auch geographische Ungleichheiten auf. Somit sind die Preissteigerungen gerade in den wohlhabenden Regionen Süddeutschlands und in reichen Städten mit bereits vor zehn Jahren hohem Preisniveau besonders stark ange­stiegen. Demgegenüber stehen die ärmeren Städte etwa im Ruhrgebiet oder Ostdeutschlands und das rurale Hinterland, in dem wegen Bevölkerungsrückgangs die Preise mitunter sogar gefallen sind. Im städtischen Raum wiederum sind es vor allem die Stadtzentren, die von Preissteigerungen im Vergleich zur städtischen Peripherie profitieren. Der Preis­gradient, also die zumeist negative Korrelation von Im­mobilienpreisen mit steigender Distanz zum Zentrum, ist über die Zeit in den Boomstädten steiler geworden.

			Die Verlierer

			Zu den klaren Verlierern des Immobilienbooms gehören die Mieter in Deutschland, die nicht nur nicht an den enormen Vermögensgewinnen teilhaben, sondern die auch mit dem gestiegenen Mietdruck zurechtkommen müssen. So ist einer Studie von Dustmann et al. (2018) zufolge das ohnehin hohe Verhältnis von Wohnkosten zum Einkommen des untersten Einkommensquintils auch wegen der schlech­teren Reallohnentwicklung bis 2013 besonders stark gestiegen, wohingegen die Wohnkosten des obersten Einkommensquintils – weitgehend Hauseigentümer – im gleichen Zeitraum sogar gesunken sind. Während diese Entwicklung laut SOEP-Daten vor allem die Mieter von den besser gestellten Eigentümern trennt, ist die Mieterschaft dennoch nicht gleich­artig betroffen. In Stadtvierteln mit besonders niedrigen Mieten oder Einkommen vor einem Jahrzehnt sind nämlich die Mietpreise besonders stark gestiegen, ein oft als »Gentrifizierung« bezeichnetes Phänomen. 

			Abbildung 2 zeigt diesen negativen Zusammenhang für die Wachstumsrate der Medianangebots­mieten und das ursprüngliche Haushaltseinkommen 2007 für 1km²-Raster in deutschen Großstädten. Außerdem sind Mieter in deutschen Städten während des Booms erstmals wieder näher zusammengerückt. Der durchschnittliche Wohnflächenkonsum eines großstädtischen Mieterhaushalts ist von 2010 bis 2017 um ganze 3m², vor allem auch in einkommensschwächeren Quintilen, zurückgegangen, und Crowding-Phänomene haben in deutschen Städten zu­­genommen (vgl. Kohl, Sagner und Voigtländer 2019). Durch die Verkäufe von gemeinnützigen und städtischen Wohnungsbeständen seit den 1990er Jahren und die schleichende Aufhebung von Mietbindung sind zudem die sozialen Mietwohnungsbestände in deutschen Städten von bis zu 30% in den 1980er Jahren auf heute weniger als 10% zurückgegangen.
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			Ausblick: Wohnungsbedarf

			Bedarfsrechnungen attestieren Deutschland einen hohen Fehlbedarf in den nächsten zehn Jahren (vgl. Voigtländer et al. 2017), sofern der Neubau nicht massiv ausgeweitet wird. Unsere eigene Bedarfsschätzung, die von nach oben revidierten höheren Bevölkerungszahlen ausgeht, beziffert den Wohnungsmangel bis 2030 auf fast eine Million Wohneinheiten, davon 340000 in den sieben größten Städten. Die Geburtenziffer ist mittlerweile auf einem höheren Niveau. Daher unterschätzten vergleichbare Studien bisher das Bevölkerungswachstum und den Wohnungsbedarf der kommenden Jahre.

			Bleibt also die Bautätigkeit auf ihrem aktuellen Niveau, wird sich die Situation am deutschen Wohnungsmarkt weiter zuspitzen. Für eine stärkere staatliche Förderung des Wohnungsbaus sprechen einige Gründe. Schuldenfinanzierter öffentlicher Wohnungsbau könnte im Umfeld von Nettoanfangsren­diten in Großstädten bei etwa 3% neben einer Entspannung des Wohnungsmarktes auch zu Mehreinnahmen in die Staatskassen führen. Zudem haben Hsieh und Moretti (2019) für die USA errechnet, dass zu knapper und zu teurer Wohnraum über eine ineffiziente Ressourcenverteilung das Wachstum um bis zu 0,7% jährlich hemmen können. Eine staatliche Investition in den Wohnungsbau könnte sich somit auch als Angebotspolitik positiv auswirken.
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			Ungleichheit – sehen, was der Fall ist
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			Der Titel »Ungleichheit unter der Lupe – neue poli­tische Antworten auf ein bekanntes Thema« impliziert, dass es Fragen zur Ungleichheit gibt, die eine Reaktion der Politik erfordern. Zweifellos wurde das Thema in den letzten Jahren neu entdeckt – weniger als klassische soziale Frage mit dem Fokus auf konkreten Notlagen, sondern mehr als eine breite Kritik an der aktuellen Verteilung von Einkommen und Vermögen und ihrer postulierten Entwicklung. Das gewachsene Interesse am Thema Ungleichheit wird an den zahlreichen Buchtiteln und Artikeln deutlich, die hierzu in den letzten Jahren erschienen sind. Die Titel von Atkinson »Inequality: What Can Be Done« aus dem Jahr 2015 und mehr noch von Piketty »Le Capital au XXIe siècle« aus dem Jahr 2013 gelten inzwischen als Bestseller.

			Determinanten sozialer Ungleichheit

			In der Vormoderne waren die zent­ralen Determinanten sozialer Ungleichheit weitgehend askriptiver Natur. Die fa­­miliale Herkunft entschied weitgehend über die so­­ziale Stellung des Einzelnen, die oftmals auch lebenslang beibehalten wurde. Die Moderne wieder­um sieht die soziale Stellung mehr als das Resultat persönlicher Ambitionen und Leistungen, die sich zunächst im Bildungsweg und später im (beruflichen) Lebensweg niederschlagen. Natürlich spielen nach wie vor das Herkommen des Einzelnen, sein kulturelles und materielles Erbe, eine gewichtige Rolle, sie dienen jedoch nicht mehr zur Legitimierung sozialer Positionen.

			An diesem Punkt der Betrachtung ist es allerdings kaum möglich, das Ausmaß sozialer Ungleichheit – verstanden als Vielfalt sozialer Positionen – zu messen oder zu quantifizieren. Vielleicht ließen sich die sozialen Positionen entlang einer ordinalen Skala ordnen, wenn sich nur eine begründbare Reihung finden ließe. Dennoch ist das Oben und das Unten einer sozialen Schichtung erkennbar. Es erscheint jedoch als kaum möglich, die vielfältigen Dimensionen und Wechselbeziehungen zu objektivieren. 

			Typische Analysen in diesem Feld gehen heute oftmals einen anderen Weg: Ungleichheit wird hier im Wesentlichen als ökonomische Ungleichheit ver­standen. Diese Änderung des Blickwinkels schränkt die Aussagekraft zwar wesentlich ein, öffnet aber auch erweiterte Analysemöglichkeiten. Nunmehr ist es möglich zu messen, zu rechnen und (soziale) Ungleichheit zu quantifizieren.1 Jetzt wird auch die Achse sichtbar, entlang derer sich die gesamte Population einordnen lässt. Es sind die finanziellen Ressourcen, die entweder als Einkommen oder Vermögen verstanden werden. Ganz links stehen die Armen, weit rechts die Reichen, zwischen den Polen eine mehr oder weniger breite Mittelschicht. Alle Herkünfte, Stände und Lebensphasen verschwinden vor dieser Skala. Die von den Eltern kurz gehaltene Me­dizinstudentin (W, 22, 900 Euro/Monat) in der neuen Stadt kann die gleiche Skalenposition einnehmen wie der erwerbslose Bauarbeiter (M, 56, 900 Euro/Monat). Aber: Die – in einem weiten Sinne verstandene – soziale Stellung der beiden könnte kaum unterschiedlicher sein. Hier ein junger Mensch mit einer guten Perspektive für sein weiteres Leben, dort ein älterer Mann in einer beruflichen und vielleicht sogar existenziellen Sackgasse. Hier ein oftmals vorweggenommener Respekt vor der künftigen beruflichen Position als Ärztin, dort eine soziale Deklassierung aufgrund von Arbeitslosigkeit und Armut. Wesentliche Aspekte der sozialen Ungleichheit bleiben bei der rein ökonomischen Betrachtung verborgen. Sie werden umgangen.

			Dies tut der Popularität des Konzepts bislang jedoch keinen Abbruch. Nicht nur Autoren aus dem Feld der Sozialpolitik oder der Ökonomie, auch eher naturwissenschaftlich ausgerichtete Urgesteine der Wissenschaft, wie der Scientific American widmen sich dem Thema »inequality«. Das Science Magazine sogar in einer eigenen Ausgabe.2 Der Tenor der meisten – auch der deutschen – Studien spricht von einer erheblichen und zudem wachsenden Ungleichheit und warnt vor den Folgen sozialer Verwerfungen. Das Bild der sich öffnenden Schere steht für die postulierte Entwicklung im Land.

			Entwicklung der Einkommen und Vermögen in Deutschland

			Entspricht aber dieses Bild der tatsächlichen Ent­wicklung der Einkommen und Vermögen in Deutschland? Will man diese Frage auf Basis empirischer Daten für das letzte Jahrzehnt beantworten, ist die Antwort eher ein »Nein«. Sowohl die Gini-Koeffizienten für das Einkommen (vgl. Abb. 1) als auch für das Haushaltsvermögen (vgl. Abb. 2) zeigen für diesen Zeitraum eine bemerkenswerte Konstanz. Der Gini-Koeffizient wurde gewählt, weil er die mit Abstand am häufigsten publizierte Maßzahl in diesem Themenfeld ist. Je höher der Wert des Koeffi­zienten, desto ungleicher die Verteilung. Für alle drei verwendeten Datenquellen sind die Gini-Werte der Vermögen nach 2008 konstant oder gar rückläufig. Auch die Entwicklung bei den Einkommen zeigt eine nur sehr schwache Zunahme des Indikators. Trotz einer hohen Zuwanderung geringqualifizierter Per­sonen mit entsprechend kleinen Einkommen bewegte sich der Gini-Koeffizient auf Basis des SOEP in einem Zeitraum von mehr als zehn Jahren in einem schmalen Bereich zwischen 0,28 und 0,295, wenn auch mit leicht steigender Tendenz. Die EVS-Daten zeigen zwar nach 2003 einen erkennbaren Anstieg, bleiben danach aber auf dem Niveau der SOEP-Ergebnisse. Andere statistische Verteilungsmaße liefern ähnlich unspektakuläre Ergebnisse. 
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			Hier stellt sich die Frage nach der Deutung des Koeffizienten. Ist ein Gini-Wert etwa von 0,30 für das Einkommen als hoch oder gar zu hoch zu bewerten? Erfordert ein solcher Wert eine politische Reaktion? Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2015) betont in seinem Jahresgutachten 2015/2016, dass eine Einkommens- und Vermögenskonzentration nicht automatisch einen politischen Handlungsbedarf bedingen. Andere Stimmen sehen die Notwendigkeit einer gewissen Ungleichheit für das Wirtschaftswachstum (vgl. Fuest, Neumeier und Stöhlker 2018). Auch ein Ländervergleich hilft hier nicht recht weiter. In Deutschland liegt der Gini-Koeffizient für das verfügbare Einkommen laut Eurostat etwas unterhalb des europäischen Durchschnitts (0,31). Entsprechendes gilt auch für die Schweiz. Geringe Gini-Wert von 0,25 und weniger finden sich aktuell nur Skandinavien und in einzelnen Ländern des früheren Ostblocks wie der Slowakei oder Tschechien. Dagegen weisen das Vereinigte Königreich sowie Italien und Spanien eine höhere Einkommensungleichheit auf.3 

			Wir sehen also für Deutschland auf Grundlage der betrachteten Statistiken weder eine erkennbar wachsende Ungleichheit der Einkommen und Vermögen, noch weichen die deutschen Werte auffallend von denen unseren Nachbarstaaten ab. Offensichtlich speist sich der Eindruck einer wachsenden sozialen Ungleichheit aus anderen Quellen als den oben dargestellten Statistiken. 

			Armutsrisikoquote zur Messung von Ungleichheit?

			Die Ursachen hierfür liegen möglicherweise in einem anderen methodischen Zugang zur Einkommensverteilung.Während die typischen Un­­gleichheitsmaße wie der GiniKoeffizient die gesamte Einkommensverteilung betrachten, könnte man sich bei der Messung auch ausschließlich auf die Ränder der Verteilung fokussieren. Ein derartiges Maß für den unteren Einkommensbereich ist die Armutsrisikoquote. Sie misst den relativen Anteil der Personen, die innerhalb einer Population unterhalb einer vorgegebenen Schwelle liegen. Spiegelbildlich findet die Reichtumsquote Verwendung, die das Überschreiten einer oberen Einkommensschwelle anzeigt. Eine wachsende soziale Ungleichheit wäre dann an der Zunahme einer oder beider Quoten festzumachen. 

			Tatsächlich nahm die Armutsrisikoquote in den vergangenen zehn Jahren zu. Sie stieg von 14,2% 2005 auf 16,6% 2016. Die Reichtumsquote blieb in diesen Jahren weitgehend gleich. An dieser Stelle ist es erforderlich, in die Konstruktion der Armutsrisikoquote zu schauen. Es ist offensichtlich, dass sich die Höhe der Quote direkt aus der Höhe der Einkommensschwelle ableitet. Im Bereich der Europäischen Union ist diese Schwelle in Höhe von 60% des Median des Nationalen Nettoäquivalenzein­kommens politisch vorgegeben. Der Betrag lag 2016 bei etwa 1123Euro pro Monat. Dass die Armutsrisikoquote in den letzten Jahren trotz guter wirtschaftlicher Konjunktur zunahm, liegt ironischerweise genau an diesem Sachverhalt. Die Einkommenszuwächse der prosperierenden Mittelschicht führten zu einer stetigen Steigerung des Einkommensmedian (2005: noch 881 Euro) und damit zu einer immer höher liegenden Messlatte der Armutsgefährdung. Mithin fielen immer mehr Personen trotz unveränderter Einkommen unter die Schwelle und galten in der Folge als armutsgefährdet. Dies wird auch daran deutlich, dass wir eine recht konstante Armutsrisikoquote sehen, sobald wir die Schwelle auf den Wert von 2006 (preisbereinigt!) einfrieren (vgl. Abb. 3). 
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			Wie kapriziös die Armutsrisikoquote sein kann, illustriert Abbildung 4 am Beispiel der Talfahrt der griechischen Ökonomie nach 2007. Wir sehen das dramatische Absinken des Bruttoinlandsprodukts um ein Viertel seines Wertes zwischen 2008 und 2013 und zeitgleich den Anstieg der Arbeitslosenquote von 8% auf 28%. Davon blieb völlig unberührt: die Armutsrisikoquote im gesamten Zeitraum. Auf dem Höhepunkt der Krise im Jahr 2013 sehen wir sie auf demselben Niveau von 20% wie in den Jahren zuvor und danach. 
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			Es ist offensichtlich, dass dieses Maß – wie auch die entsprechende Reichtumsquote – einen durchaus interessanten Aspekt der Einkommensverteilung abbildet. Dennoch ist es aufgrund seiner Konstruktion vollkommen ungeeignet, eine wirtschafts- oder sozialpolitische Reaktion anzustoßen. Wie Georg Cremer (2019) in einem früheren Aufsatz an dieser Stelle ausführte, haben Veränderungen im Steuer- und Transfersystem, die neben den Haushalten im Armutsrisiko (i.d.R unintendiert) auch die Mitte besserstellen, den Effekt, dass der statistisch ausgewiesene Rückgang der Armutsrisikoquote ausgesprochen gering ausfällt. Dies erzeugt nach Cremer den Eindruck fehlender Wirksamkeit armutspolitischer Maßnahmen. 

			Messkonzepte wenig brauchbar – konkrete Hilfe ist erforderlich 

			Gehen wir zum Eingangsstatement zurück: »Ungleichheit unter der Lupe – neue politische Antworten auf ein bekanntes Thema.« Es wurde versucht zu zeigen, dass die üblichen Maße zur Bestimmung von sozialer Ungleichheit für die Politik nicht handlungsleitend sein können. Es ist weder klar, wie der anzustrebende Korridor für Verteilungsmaße aussehen könnte, noch lassen sich mit dem Konzept der rela­tiven Armut hilfebedürftige Bevölkerungskreise sicher adressieren. Die im Beispiel genannten Personen Studentin und Arbeitsloser wären nach gängiger Konzeption armutsgefährdet und würden so auch statistisch in Erscheinung treten. Wenn jemand eine Hilfestellung bräuchte, wäre klar, wer von beiden.

			Wir schlagen an dieser Stelle folgende Antwort an die Politik vor: Wir alle wissen um sozialen Ungleichheit, und wir wissen um prekäre Lebenslagen. Un­­terschiedliche Messkonzepte zur Ungleichheit führen hier zu unterschiedlichen Ergebnissen und sind teilweise wenig brauchbar. Die Politik lasse sich davon nicht irritieren. Prekäre Lagen haben immer konkrete Dimensionen: Überschuldung, Obdachlosigkeit, Krankheit, Sucht, aber auch Einsamkeit und Isolation. Zu diesen Sachverhalten gibt es aus einer Reihe von (teilweise technischen) Gründen keine (verlässlichen) statistischen Angaben. Auch davon lasse man sich nicht beeindrucken. Denn für jede der konkreten Dimensionen ist eine ebenso konkrete Hilfe sowohl von institutioneller Seite als auch von Seiten der Zivilgesellschaft denkbar und erwünscht. Der Adressat ist dann der Einzelne, der Hilfe und Schutz erfährt. Ob sich die gewährte Hilfe auf die Indikatoren auswirkt, ist zunächst irrelevant. Im Zweifel ändern wir die Indikatoren.
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			China – Fair Play oder große Konkurrenz?

			Einschätzungen deutscher Unternehmer zur Konkurrenzsituation und zukünftigen Gestaltung der gemeinsamen Wirtschaftsbeziehungen

			Im Rahmen einer Befragung des ifo Instituts im Auftrag der Stiftung Familienunternehmen zum Thema »Wirtschaftspolitik für eine starke EU« wurden mehr als 1400 Familien- und Nicht-Familienunternehmen befragt, wie es sich mit der Konkurrenzintensität zu chinesischen Unternehmen bzw. deren Produkten im europäischen Binnenmarkt verhält. Zudem konnten die befragten Unternehmen eine Einschätzung abgeben, wie sich die Europäische Union gegenüber der Volksrepublik positionieren sollte.
Die Ergebnisse basieren auf einer im Zeitraum von April bis Juni 2019 durchgeführten Unternehmensbefragung und sind im »Jahresmonitor der Stiftung Familienunternehmen« (vgl. Stiftung Familienunternehmen 2019) veröffentlicht. Demnach erwarten die befragten Unternehmen vor allem die verbesserte Durchsetzung des Schutzes geistigen Eigentums (66%) und den Abbau von Investitionsbeschränkungen für europäische Unternehmen in China (51%). Protektionistische Maßnahmen wie Schutzzölle oder Importquoten werden im Hinblick auf China mehrheitlich nicht präferiert.

			Chinas Rolle in der Weltwirtschaft hat in den letzten Jahren an Bedeutung gewonnen – das Reich der Mitte ist ein wichtiger Produktionsstandort und Absatzmarkt für deutsche Unternehmen. Doch das zunehmende Angebot chinesischer Produkte auf dem deutschen und europäischen Markt sowie der Anstieg von direkten chinesischen Auslandsinvestitionen erzeugen immer mehr Skepsis in Politik und Gesellschaft (vgl. Felbermayr, Goldbeck und Sandkamp 2019). Diese Tatsache spiegelt sich beispielsweise auch in der Ende 2018 abgeschlossenen Novellierung der deutschen Außenwirtschaftsverordnung wider, wonach der Kauf von Unternehmensanteilen durch außereuropäische Investoren im Bereich der kritischen Infrastrukturen nunmehr strengeren Überprüfungsregeln unterliegt.

			Der folgende Artikel befasst sich mit der wirtschaftlichen Beziehung zwischen China und der Europäischen Union sowie Deutschland. Anhand der Ergebnisse der Unternehmensbefragung wird die Einstellung der deutschen Unternehmen zur Konkur­renzsituation mit chinesischen Produkten sowie deren Erwartungen hinsichtlich wirtschaftspolitscher Maßnahmen der EU gegenüber China dargestellt. 

			Der abschließende Ausblick widmet sich unter anderem der Ausgestaltung der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen China und der EU im Hinblick auf den Umgang mit ausländischen Investitionen und den grenzüberschreitenden Marktzugang. 

			Chinesische Konkurrenz für deutsche Unternehmen?

			Die Wirtschaftskraft der Europäischen Union und China gehört neben den USA zu den größten der Welt. Der EU-Wirtschaftsraum ist mit China durch rege Handelsbeziehungen verflochten. So war im Jahr 2017 die EU Chinas größter Handelspartner mit einem Anteil von 13% an den Warenimporten nach China (217 Mrd. Euro) und einem Anteil von 16% an den Warenexporten aus China (332 Mrd. Euro). Gleichzeitig hatte China einen Anteil von 11% (198Mrd. Euro) an den EU-Warenexporten in Drittländer und 20% (375 Mrd. Euro) an den EU-Warenimporten und war damit der größte (Extra-EU-)Einfuhrhandelspartner (vgl. Eurostat 2019; UNCTADstat 2019). Der Anteil chinesischer Importe nach Deutschland beläuft sich auf fast 10%. 

			Im Vergleich dazu kommen 56% aller Ein­fuhren nach Deutschland aus dem EU-Binnenmarkt und rund 6% aus den USA (vgl. Eurostat 2019; UNCTADstat 2019). Die Bedeutung Chinas als Handelspartner sowohl im EU-Binnenmarkt als auch in Deutschland nimmt stetig zu. 

			Aus diesem Grund wurden die Unternehmen zur Konkurrenzintensität chinesischer Produkte im Binnenmarkt befragt. Abbildung 1 zeigt die Ergebnis­­se für die Gesamtheit der Unternehmen sowie Familien- und Nicht-Familienunternehmen, Abbildung 2 stellt die Ergebnisse für unterschiedliche Wirtschafts­bereiche dar. 
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			Für ein Drittel der Unternehmen sind chinesische Produkte nicht relevant. Das bedeutet, dass Produkte dieser Unternehmen nicht im Wettbewerb zu chine­sischen Produkten stehen, weil es diesbezüglich keine vergleichbaren und damit konkurrierenden Erzeugnisse gibt. Für rund 23% sind chinesische Produkte im EU-Binnenmarkt bereits eine große Konkurrenz, für 14% eine mittlere. 11% empfinden chinesische Fabrikate als keine und 17% als geringe Konkurrenz.1

			Bei der Analyse der Antworten auf Sektoren­ebene wird deutlich, dass fast jedes zweite Unternehmen im produzierenden Gewerbe eine mittlere oder große Konkurrenz gegenüber chinesischen Erzeug­nissen spürt (vgl. Abb. 2). Mit fast 40% folgen der Handel und das Gastgewerbe (mittlere und große Konkurrenz) sowie der Bereich der Dienst­leistungserbringung mit im­merhin knapp 30%. Für das Baugewerbe haben chinesische Unternehmen mehrheitlich keine Relevanz. Bei der Auswertung nach Größenklassen zeigt sich mit stei­gender Beschäftigtenzahl eine zunehmende Konkurrenzintensität und höhere Relevanz von chinesischen Konkurrenzprodukten. 

			Wie stark die Konkurrenzintensität zu chine­sischen Produkten ausgeprägt ist, hängt dar­über hinaus vom Auslandsumsatz des jeweiligen Un­­ternehmens ab. Exporteure mit einem hohen Auslandsumsatzanteil konkurrieren mit einer höheren Wahrscheinlichkeit mit chinesischen Produkten als Firmen mit geringeren bzw. gar keinen Umsätzen im Ausland.

			Wirtschaftspolitische Massnahmen der EU gegenüber China – Präferenzen der befragten Unternehmen

			Chinesische Investitionen in der Europäischen Union beliefen sich im Jahr 2010 auf 2,1 Mrd. Euro und sind seitdem fast kontinuierlich angestiegen. Im Jahr 2016 erreichten sie mit 37,2 Mrd. Euro einen Höhepunkt. Seit 2017 sind die jährlich abgeschlossenen chinesischen Transaktionen wieder rückläufig (2018: 17,3Mrd. Euro). Der Löwenanteil der chinesischen Direktinvestitionen floss vor allem in die drei größten Volkswirtschaften Europas, in das Vereinigte Königreich, nach Deutschland und Frankreich. In Deutschland belaufen sich die von 2000 bis 2018 ku­mulierten chinesischen Transaktionen auf 22,2Mrd. Euro (vgl. Hanemann, Huotari und Kratz 2019). Nicht nur diese hohe Investitionssumme, sondern auch die Beteiligungen über alle Sektoren hinweg (zum Beispiel Automobil, Finanz- und Unternehmensdienstleistungen sowie Gesundheit und Biotechnologie) wecken Misstrauen in Europa und in Deutschland. Chinas nationa­­le Strategie »Made in China 2025« mit dem Ziel der Technologieführerschaft, aber auch die »Belt-and-RoadInitiative« als Mammut-Infrastrukturprojekt zeugen von den wirtschaftlichen Ambi­tionen der Volksrepublik und werden hierzulande oft als Angriff auf die marktwirtschaftliche Grundordnung verstanden (vgl. Felbermayr, Goldbeck und Sandkamp 2019). Die aktuelle Investitionspolitik Chinas ist ein Weg, seine Investitionen zu diversifizieren und den Zugang zu wichtigen Kunden und Lieferanten sicherzustellen. 

			Der Anstieg der chinesischen Investitionstä­tigkeit hat mehrere Länder veranlasst, die Richtlinien zu verschärfen und Beschränkungen für aus­ländische Übernahmen zu verhängen. Auf europäischer Ebene mehren sich die Forderungen, diese Investitionen noch weiter einzuschränken. Der Höhepunkt chinesischer Direktinvestitionen scheint jedoch bereits erreicht worden zu sein. Die Gründe liegen einerseits an einer staatlich motivierten, restriktiveren Haltung Chinas gegenüber abgehenden Kapitalströmen, andererseits dürften die von der EU angestoßenen Überwachungsrichtlinien für aus­ländische Direktinvestitionen in kritische Vermögenswerte, Technologien und Infrastrukturen (Be­teiligungen mit über 10% Anteil) in einigen Mitgliedstaaten erste Früchte tragen und chinesische Investitions­aktivitäten weiter einschränken (vgl. Hanemann, Huotari und Kratz 2019). 

			Vor dem wachsenden Bewusstsein, dass sich das Gleichgewicht der durch China geschaffenen Herausforderungen und Chancen verschoben hat, wurden die Unternehmen befragt, welche wirtschaftspoli­tischen Maßnahmen die Europäische Union gegenüber der Volksrepublik ergreifen solle (vgl. Abb. 3). Dabei sollten sie aus vorgegebenen sieben und einer frei wählbaren Maßnahme (»Sonstiges« mit Freitextfeld) maximal zwei auswählen.
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			Die mit 66% von den Unternehmen am häufigsten gewünschte wirtschaftspolitische Maßnahme der EU gegenüber China ist ein verbesserter Schutz geistigen Eigentums, gefolgt vom Abbau von Investitionsbeschränkungen für europäische Unternehmen in China (51%). 44% der Unternehmen wünschen sich die Einhaltung gleichwertiger Arbeits- und Umweltstandards, und 39% plädieren für staatliche Vorkaufsrechte bei chinesischen Investitionen in europäische Unternehmen. Die Nicht-Familien­unternehmen äußern eher eine Präferenz für staatliche Vorkaufsrechte (41%) statt für die Einhaltung gleichwertiger Arbeits- und Umweltstandards (36%). Protektionistische Maßnahmen wie die Einführung von Schutzzöllen oder Importquoten werden von den befragten Unternehmen mit großer Mehrheit nicht befürwortet. Dies lässt erkennen, dass die Unternehmen größeren Wert auf langfristig angelegte und damit nachhaltige Maßnahmen legen als auf protektionistisch wirkende, kurzfristige Vorkehrungen. Keine Maßnahmen gegenüber China zu ergreifen ist für die Unternehmen keine Option. 

			Auf der Sektorenebene messen vor allem die Unternehmen des produzierenden Gewerbes (74%) dem besseren Schutz geistigen Eigentums eine hohe Bedeutung bei. Insbesondere der Technologietransfer an China wird darüber hinaus im Rahmen einer Befragung des ifo World Economic Survey von den deutschen Wirtschaftsexperten als kritisch eingestuft (vgl. Boumans und Garnitz 2019). Der Schutz des geistigen Eigentums ist besonders für die Unternehmen der Europäischen Union von Bedeutung, die sich an der weltweiten Technologiegrenze bewegen. Dementsprechend sollte die EU in einer gemeinsamen Position weiter auf dessen striktere Einhaltung in China hinwirken. 

			Firmen, die Unternehmensdienstleistungen −insbesondere Finanz- und Versicherungsdienst­leistungen − anbieten, wünschen neben dem verbesserten Schutz geistigen Eigentums vor allem den Abbau von Investitionsbeschränkungen in China (60%). Während chinesische Finanztechnologie- und Online-Zahlungsunternehmen, Kreditkartenanbieter, Banken und Versicherer ihre Präsenz in der EU ausweiten, wird europäischen Wirtschaftsbeteiligten der Zu­gang zum chinesischen Markt verwehrt (vgl. Europäische Kommission 2019). Dementsprechend berichtet ein Drittel der Finanz- und Versicherungsdienstleister über eine große Konkurrenz zu chine­sischen Unternehmen im EUBinnenmarkt. 

			Der Abbau von Investi­tionsbeschränkungen ist darüber hinaus vor allem für Firmen mit über 1000Beschäftigten von Bedeutung. Die Analyse des Freitextfeldes »Sonsti­ges« ergibt zu­­dem, dass sich viele Befragte für Reziprozität hinsichtlich der chinesisch-europä­ischen Wirtschafts­bezie­hungen aussprechen. Die Un­ternehmen wünschen sich gleiche Wettbewerbs­bedingungen und einen beiderseitigen Marktzugang.

			Ausblick

			Im Hinblick auf die europäisch-chinesischen Wirtschaftsbeziehungen sollte nach Ansicht von Fuest (2019, S. 4) »nicht die Abschottung der europäischen Märkte gegenüber chinesischer und sonstiger internationaler Konkurrenz […], sondern die Öffnung der ausländischen Märkte« zielführend sein: »Der Zugang chinesischer Investoren und Unternehmen zum europäischen Binnenmarkt sollte sich an den Regelungen orientieren, die für europäische Unternehmen in China gelten« (Fuest 2019, S. 5). Für europäische Investoren in China wären niedrigere Markteintrittsbarrieren und eine nicht-diskriminierende Behandlung von bereits getätigten Investitionen essenziell – entsprechend den Ergebnissen der Unternehmens­befragung sollte die Europäische Union auf den Abbau der Investitionsbeschränkungen für europäische Unternehmen in China hinwirken.

			In einem Papier der Europäischen Kommission an das Europäische Parlament und den Rat zu den strategischen Perspektiven der EU-China-Beziehungen wurde bereits im März 2019 die Forderung an China formuliert, den Aufbau einer ausgewogenen und auf Gegenseitigkeit beruhenden wirtschaftlichen Beziehung voranzubringen und den bestehenden gemeinsamen Verpflichtungen gegenüber der EU durch den Abbau von Subventionen und der Abschaffung des erzwungenen Technologietransfers nachzukommen (vgl. Europäische Kommission 2019).

			Auf der anderen Seite sollte die weitere Öffnung des europäischen Marktes für chinesische Investi­tionen angestrebt werden, trotz der steigenden Vorbehalte gegen chinesische Übernahmen (vgl. Bickenbach, Liu und Li 2015). Am besten dürften sich die Forderungen nach ausgewogenen beidseitigen Investitionsbeziehungen in einem umfassenden Investitionsabkommen Chinas mit der Europäischen Union verwirklichen, langfristig sollte auch ein Handelsabkommen mit China angestrebt werden (vgl. Falck 2019). 

			In diesem Zusammenhang gilt es, dass seit 2013 in Verhandlung stehende Investitionsabkommen zügig abzuschließen, um auf beiden Seiten ausgewogene Investitionsbeziehungen und die faire und gleiche Behandlung von in China tätigen EU-Unternehmen und vice versa zu erreichen (vgl. Europäische Kommission 2019). Das vom chinesischen Volkskongress beschlossene ausländische Investitionsgesetz foreign investment law, das am 1. Januar 2020 in Kraft ge­­treten ist, setzt in diese Richtung an. Der darin festgehaltene Gleichbehandlungsgrundsatz soll den erzwungenen Technologietransfer von auslän­dischen an chinesische Partner unterbinden und den Diebstahl geistigen Eigentums unter strafrechtliche Sanktionen stellen. Das Gesetz sieht einerseits nach außen hin für ausländische Investoren vielversprechend aus, andererseits gibt es weiterhin eine Negativliste in Wirtschaftsbereichen, in denen auslän­dische Investoren und Unternehmen nicht oder nur eingeschränkt tätig werden dürfen. Zudem sind im Gesetz eine sicherheits- und kartellrechtliche Prüfung angelegt, womit auch zukünftig der Marktzugang von ausländischen Investitionen und Unternehmen gesteuert werden kann (vgl. Drinhausen 2019). Ob sich mit dem neuen Gesetz wirklich die geforderte Gleichbehandlung einstellt, wird sich zeigen. Umso wich­tiger erscheint es, das EU-China-Investitionsabkommen zeitnah zum konkreten Abschluss zu bringen. 

			Der vorgeschlagene Aktionsplan der EU-Kommission sieht außerdem vor, Leitlinien hinsichtlich Arbeits- und Umweltstandards für den Zugang ausländischer Bieter und Waren zum EU-Beschaffungsmarkt zu erarbeiten sowie bestehende Lücken im EU-Recht bezüglich staatlicher Beteiligungen und Finanzierungen zu schließen (vgl. Europäische Kommission 2019). 

			Das von den Unternehmen teilweise geforderte staatliche Vorkaufsrecht bei möglichen chinesischen Investitionen in europäische Unternehmen wird im Maßnahmenplan der EU-Kommission nicht abgedeckt. Allerdings werden die Mitgliedstaaten aufge­fordert, die im April 2019 in Kraft getretene Verordnung über die Überprüfung ausländischer Direktin­vestitionen in kritische Vermögenswerte, Technologien und Infrastrukturen zügig, vollständig und wirksam umzusetzen. Unabhängig davon gibt es in Deutschland durch die Ende 2018 beschlossene Novellierung der deutschen Außenwirtschaftsverordnung bereits einen behördlichen Überprüfungsmechanismus bei einer geplanten, über zehnprozentigen Beteiligung nicht-europäischer Unternehmen an deutschen Firmen mit kritischen Infrastrukturen (vgl. Hanemann, Huotari und Kratz 2019). Die von der EU angestoßenen Überprüfungsmechanismen für Investitionen in kritische Vermögenswerte, Technologien und Infrastrukturen sind eine sinnvolle Maßnahme, allerdings sollten diese nicht zum Zwecke der Diskriminierung für Investitionen aus China missbraucht werden, zumal die öffentliche Wahrnehmung chinesischer Übernahmen bevorzugt mit einem negativen Generalverdacht einhergeht.2

			Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass viele der von den Unternehmen geforderten EU-Maßnahmen gegenüber China bereits formuliert sind. Zum einen handelt es sich um konkrete Forderungen an China, zum anderen ist die EU bestrebt, bestehende Lücken zu schließen und ihrerseits Maßnahmen zu treffen, um die geforderten reziproken wirtschaftlichen Beziehungen zu erhalten. Allerdings sind die Maß­nahmen bis jetzt lediglich Vorschläge der EU-Kommission, deren mögliche Umsetzung in Form von Verordnungen, Richtlinien bzw. Gesetzen noch einige Zeit in Anspruch nehmen wird.
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Endnoten


			
				
					1	Die Unterscheidung nach Familien- und Nicht-Familienunternehmen zeigt wenig Variation, insbesondere wenn die Anteile »keine und geringe Konkurrenz« sowie »mittlere und große Konkurrenz« zusammengenommen werden. Dann zeigt sich ein recht einheitliches Bild von rund 37% der Unternehmen, die chinesische Produkte als rivalisierend gegenüber ihren eigenen empfinden, und etwa 28%, die keinen oder nur geringen Konkurrenzdruck aus China spüren. 

				

				
					2	Die negativere Wahrnehmung chinesischer Direktinvestitionen in Vergleich zu Investitionen aus anderen Ländern wurde in einer Befragung des ifo World Economic Survey, einer internationalen Konjunkturumfrage unter Wirtschaftsexperten, bestätigt: Demnach waren rund 66% der befragten Experten der Meinung, dass chinesische Direktinvestitionen in der EU negativer wahrgenommen werden als Investitionen aus anderen Ländern. Für Deutschland ist die Wahrnehmungskluft sogar größer, hier bestätigen über 85% der Wirtschaftsexperten, dass Investitionen aus China skeptischer betrachtet werden als aus anderen Ländern (vgl. Boumans und Garnitz 2019).

				

			

		


		
			Jürgen Matthes*

			Wie abhängig ist die deutsche Wirtschaft exportseitig von China?**

			Könnte sich Deutschland gegenüber China entschiedener positionieren, oder ist der deutsche Produktions- und Beschäftigungsstandort, ähnlich wie einzelne stark exponierte deutsche DAX-Konzerne, schon zu stark vom Absatzmarkt China abhängig? Zwar ist China im Warenhandel wichtigster deutscher Handelspartner. Hier und auch bei den Wertschöpfungsexporten von Waren und Dienstleistungen nach China ist Deutschlands Exponiertheit vor allem im europäischen und teils auch im Vergleich zu den USA hoch. Da die deutsche Wirtschaft viele wichtige Exportpartner hat, bleibt die exportseitige Abhängigkeit aber weiterhin begrenzt. Mehr als 97% der nominalen Bruttowertschöpfung am deutschen Produktionsstandort hängt nicht von den deutschen Wert­schöpfungsexporten nach China ab.

			Die Debatte über den Umgang mit der Volksrepublik China wird zunehmend kritischer (vgl. Hüther 2019), nicht nur bezüglich der Einhaltung der Menschenrechte in Xinjiang und Hongkong. Auch wirtschafts- und handelspolitisch nimmt die Skepsis zu, sei es mit Blick auf wettbewerbsverzerrende Subventionen in China, nicht nach Marktprinzipien agierende Staatsunternehmen, forcierten Technologietransfer oder die Frage, ob chinesische Ausrüster vertrauenswürdig genug sind, um beim Aufbau des 5G-Netzes in Deutschland beteiligt zu werden.

			Bei der Frage, wie sich Deutschland gegenüber China und auch im Handelsstreit zwischen den USA und China positionieren soll, gibt es unter­schiedliche Meinungen. Wenn eine selbstbewusstere Positionierung gegenüber der chinesischen Regierung gefordert wird, werden regelmäßig Stimmen laut, die auf eine hohe ökonomische Abhängigkeit der deutschen Wirtschaft von China hinweisen. Dabei wird nicht zuletzt auf die Tatsache verwiesen, dass China inzwischen zum wichtigsten deutschen Warenhandelspartner geworden ist. Damit verbunden ist die Sorge, dass potenzielle wirtschaftliche Gegenmaßnahmen Chinas zu erheblichen ökonomischen Einbußen hierzulande führen könnten. Von einer solchen Eskalation wären einige große deutsche Unternehmen mit umfangreichen Aktivitäten in China besonders betroffen. So erwirtschaften einzelne Dax-Firmen hohe Anteile ihres globalen Umsatzes in China, teilweise bis weit über ein Fünftel (vgl. Heide et al. 2019). 

			Wie abhängig ist die deutsche Wirtschaft – verstanden als Produktions- und Beschäftigungsstandort Deutschland – tatsächlich von China.1 Diese Frage wird im Folgenden mit einem Schwerpunkt auf deutsche Exporte nach China analysiert.2

			Zunehmende Bedeutung Chinas im deutschen Aussenhandel 

			Chinas zunehmende Bedeutung für die deutsche Wirtschaft lässt sich anschaulich am Anstieg der Außenhandelsanteile im Warenaustausch mit der deutschen Wirtschaft verdeutlichen (vgl. Abb. 1). Auf Basis der nominalen Daten für den deutschen Warenhandel in der langfristigen Perspektive nahm der Anteil Chinas an der Einfuhr von 1,8% aller Länder im Jahr 1991 auf 9,7% im Jahr 2018 sehr stark zu. Bei der Warenausfuhr ist im gleichen Zeitraum ein immenser Anstieg von 0,8% auf 7,1% zu verzeichnen. 
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			Interessant ist, dass sich die relative Bedeutung Chinas als Handelspartner über die Zeit recht uneinheitlich veränderte:

			
					Bis zum Ende der 1990er Jahre wuchs Chinas An­teil noch nicht stark.

					Das Gros der Anteilszuwächse entfällt auf die erste Dekade der 2000er Jahre, nachdem China Ende 2001 der Welthandelsorganisation beigetreten und es auf beiden Seiten zu einem Abbau von Handelsbarrieren gekommen war. Bei der Einfuhr fand dieser Anstieg relativ kontinuierlich statt, bei der Ausfuhr hingegen kam es vor allem zwischen 2008 und 2011 zu einem großen Anteilssprung.

					Dagegen hat sich seit dem Beginn der vorigen Dekade der Anteil Chinas auf der Einfuhrseite nicht mehr erhöht. Auch auf der Ausfuhrseite blieb Chinas relative Bedeutung zwischen 2011 und 2016 weitgehend konstant und stieg erst in den Jahren 2017 und 2018 wieder etwas an.

			

			Im Jahr 2018 ist China damit der wichtigste Han­delspartner Deutschlands. Bei den Wareneinfuhren liegt China ebenfalls mit rund 106 Mrd. Euro auf Rang1, vor den Niederlanden (knapp 98 Mrd. Euro) und mit großem Abstand vor Frankreich (65 Mrd. Euro). Bei den Warenausfuhren rangiert China mit 93Mrd. Euro an dritter Stelle hinter den USA (113 Mrd. Euro) und Frankreich (105 Mrd. Euro).

			Internationaler Vergleich

			Im europäischen Vergleich ist Deutschland das Land mit dem höchsten Anteil der Warenausfuhren nach China (vgl. Abb. 2). Für die EU 28 insgesamt betrug der Anteil Chinas an den Warenausfuhren im Jahr 2018 lediglich 3,8%. In Frankreich lag er etwas höher, in Italien deutlich darunter. Für zahlreiche andere – in Abbildung 2 nicht ausgewiesene – europäische Länder lag der Anteil bei 2% und teils noch deutlich darunter. Unter den EU-Ländern kommen lediglich das Vereinigte Königreich und Finnland auf Anteilswerte von deutlich über 5%. Ähn­liche Aussagen gelten für den Anteilszuwachs seit 2000. Auch hier liegen Deutschland und das Vereinigte Königreich mit deutlichem Abstand vor den anderen europäischen Partnern. 
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			Beim Blick auf die übrigen G-6-Länder (G 7 ohne Kanada) rangiert Deutschland bei den Ausfuhranteilen nach China auf gleicher Höhe wie die USA (vgl. Abb. 2). Aufgrund der geografischen Nähe weist Japan einen sehr viel höheren Anteil von fast einem Fünftel auf. Der hohe Anteil Deutschlands im europäischen Vergleich wird durch diese internationale Betrachtung etwas relativiert.

			Es ist zudem festzuhalten, dass auch ein im eu­­ropäischen Vergleich hoher Exportanteil von rund 7% letztlich nur einen überschaubaren Teil der deutschen Gesamtausfuhr darstellen. Die deutsche Wirtschaft setzt ihre Produkte weltweit in sehr vielen Ländern ab. Auf den Rest der Welt entfallen selbst nach dem beachtlichen Anstieg der Ausfuhranteile Chinas immer noch rund 93%. Diese breite Diversifizierung mindert die Abhängigkeit von China als Absatzmarkt für deutsche Waren. 

			Wachstumsbeitrag Chinas zu deutschen Warenausfuhren

			Die Betrachtung der Relevanz am aktuellen Rand ist jedoch nur eine Seite der Medaille. Darüber hinaus ist angesichts des großen Anteilszuwachses Chinas bedeutsam, wie stark die Steigerung der Aus­fuhren nach China zum Wachstum der deutschen Warenexporte (und damit letztlich auch zum Wirtschaftswachstum) beigesteuert hat. Im gesamten Zeitraum 1991 bis 2018 wuchsen die Ausfuhren nach China um 4376% und die gesamten deutschen Ausfuhren in alle Länder um 287%. Damit hat der Zuwachs der Ausfuhren nach China 26,7 Prozentpunkte zu dem Gesamt­zuwachs beigetragen, was einem Anteil von 9,3% am Gesamtzuwachs entspricht. 

			Ein genauerer Blick auf die Jahreswerte der Wachstumsbeiträge zeigt ebenfalls, dass die Bedeutung Chinas nicht überschätzt werden sollte. Das macht Abbildung3 auf Basis nominaler Daten deutlich, wobei hier bei negativer Veränderungsrate der gesamten deutschen Warenausfuhr und positiver Veränderungsrate der Ausfuhren nach China ein positiver, statt ein rechnerisch negativer Wachstums­beitrag in Prozent ausgewiesen wird. 

			Im oberen Teil der Abbildung fällt ins Auge, dass die Wachstumsbeiträge Chinas bis auf die Jahre 2010 und 2011 deutlich kleiner sind als 1 Prozentpunkt und auch nur in fünf Jahren über einen halben Prozentpunkt hinausgehen. Damit fällt der – hier zur Illus­tration errechnete – fiktive Zuwachs der gesamten Ausfuhren ohne Chinas Beitrag in den meisten Jahren nur geringfügig kleiner aus als der tatsächliche Zuwachs. Ohne China wären die deutschen Aus­fuhren pro Jahr nur wenig schwächer gewachsen. 

			Es stellt sich allerdings die Frage, wie es zu den hohen Anteilen am Gesamtzuwachs im unteren Teil der Abbildung 3 kommt. Bei genauerem Hinsehen zeigt sich: Besonders hohe Anteile am Gesamtzuwachs ergeben sich meist nur dann, wenn die ge­samten Ausfuhren nur geringfügig wuchsen. Da Chinas Wachstumsbeitrag zwar gering, aber meist positiv ist (bis auf die Jahre 1997 und 2015), fällt er vor allem dann relativ gesehen besonders ins Gewicht, wenn die Zuwachsraten der Gesamtausfuhren gering sind. Das gilt für die Jahre 1992, 2002, 2003, 2008, 2014 und 2016. Doch letztlich gilt die Aussage des vorigen Absatzes auch hier: Selbst in diesen Jahren wäre der gesamte Ausfuhrzuwachs ohne den begrenzten Zuwachs aus China nur geringfügig kleiner ausgefallen.
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			Eine besondere Bedeutung kommt dem Krisenjahr 2009 zu. Hier konnte Deutschland aufgrund einer expansiven Wirtschaftspolitik der chinesischen Regierung noch einen kleinen Zuwachs beim Warenexport nach China erreichen, während die gesamte Ausfuhr um mehr als 18% zurückging. Chinas Rolle als Stabilisator der Weltwirtschaft während der globalen Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise wird hier deutlich. Doch erneut gilt, dass ohne China die gesamte Ausfuhr nur um wenig mehr geschrumpft wäre. 

			Deutlich relevantere ab­­solute Wachstumsbeiträge Chinas sind lediglich in den Jahren 2010 und 2011 zu verzeichnen, in denen das in der Krise aufgelegte chinesische Stabilisierungsprogramm noch weiterwirkte. Wie aufgezeigt, fällt in die Jahre 2009 bis 2011 auch der deutliche An­­stieg der Ausfuhranteile Chinas (vgl. Abb. 1). Doch in den folgenden Jahren 2012 und 2013, als die Zuwachsraten der deutschen Ausfuhren im Zuge der Euroschuldenkrise und ihren Nachwirkungen stark einbrachen, kam auch von den Exporten nach China nur ein schwacher Wachstumsbeitrag. 

			Insgesamt steuerte China in der längerfristigen Betrachtung einen nennenswerten Wachstums­beitrag zu den deutschen Warenausfuhren bei. Doch auch ohne das kräftige Wachstum der Exporte nach China war die Ausfuhrdynamik generell hoch.

			Wertschöpfungsexporte nach China 

			Der bisherige Blick auf die Relevanz und Entwicklung der deutschen Ausfuhren stellt noch kein vollständiges Bild der Bedeutung Chinas als Exportpartner für die deutsche Wirtschaft dar. Zum einen wurde bislang nur der Handel mit Waren und nicht auch der Austausch von Dienstleistungen erfasst. Zum anderen könnte es sein, dass ein hoher deutscher Export von Waren und Dienstleistungen nach China für den Standort Deutschland weniger bringt, als es scheint, weil der Exportwert überwiegend nicht hierzulande, sondern im Ausland geschaffen wurde und hierzulande lediglich die ausländischen Vorleistungen zusammengefügt werden, die deutsche Wirtschaft quasi nur als Durchgangsstation oder Basarökonomie (vgl. Sinn 2005) dient. 

			Es kann aber auch sein, dass durchaus ein hoher Anteil eigener Wertschöpfung in den deutschen Exporten enthalten ist und die Bedeutung der importierten und verbauten Vorleistungen beim Blick auf die reine Handelsstatistik sogar noch überschätzt wird. Das wäre dann der Fall, wenn importierte Vorprodukte selbst schon einen nennenswerten Anteil an deutscher Wertschöpfung enthalten, weil sie zuvor aus Deutschland zur Weiterverarbeitung und zum anschließenden Reimport ins Ausland exportiert wurden. Besonders in der Automobilproduktion ist bekannt, dass Vorprodukte im Zuge der Wertschöpfungsstufen sogar mehrfach Grenzen überschreiten können. Zudem ist es möglich, dass deutsche Wertschöpfung über andere Länder nach China exportiert wird, was in der deutschen Außenhandelsstatistik nicht erfasst wird. 

			Um hinter die komplexen Wertschöpfungsketten zu schauen und zu berechnen, wie viel eigene Wertschöpfung in den deutschen Exporten steckt, muss auf internationale Input-Output-Tabellen zurück­gegriffen werden. Diese Möglichkeit bietet die Tradein-Value-Added-Datenbank (TIVA) der OECD (2019), die auf den Inter-Country-Input-Output-Tabellen (ICIO) der OECD basiert. Sie liefert Zahlen für die in den Exporten eines Landes enthaltene Wertschöpfung des eigenen Landes und anderer Länder. Auf diese Angaben – im Weiteren als Wertschöpfungsexporte bezeichnet – wird hier im Weiteren zurück­gegriffen. Damit lässt sich auch der Beitrag der Wertschöpfungsexporte zum (nominalen) Wirtschaftswachstum in Deutschland beziffern. Die TIVA-Angaben decken Exporte von Waren und Dienst­leistungen ab, sie sind nominal (also nicht preisbereinigt) und in US-Dollar angegeben und decken aufgrund von verzögerter Lieferung von Input-Output-Daten den Zeitraum 2005 bis 2015 ab. 

			Dabei wird die Perspektive der Wertschöp­fungswirkungen für den Standort Deutschland ein­ge­nommen. Der Absatz von deutschen Unternehmen mit eigener Produktion in China ist damit nicht ex­plizit abgedeckt, allerdings einige indirekte Rück­wirkungen auf den Standort Deutschland. Dazu gehören deutsche Vorleistungsexporte eigener Wertschöpfung von Unternehmen in Deutschland in verbundene Betriebe nach China. Auch fließt in­­direkt ein, wenn deutsche Unternehmen exportierte Wertschöpfung durch eine Verlagerung der Produktion nach China ersetzen, da Erstere dann nicht mehr in den TIVA-Werten für Deutschland erfasst wird. Gewinne deutscher Unter­nehmen in China werden nicht direkt erfasst. Sie kommen nur indirekt dann zur Geltung, falls sie in den geschilderten Weisen wertschöpfungswirksam werden, etwa wenn sie in einen Ausbau der Kapazitäten in China investiert werden und so zu mehr Vorleistungsexporten aus Deutschland oder zum Ersatz deutscher Exporte führen. 

			Internationaler Vergleich

			Bezogen auf die deutschen Wertschöpfungsexporte liegt der Anteil Chinas an allen Exportpartnern mit 8,9% (vgl. Abb. 4) noch etwas höher als bei den Ex­­porten mit 8,5% auf Basis der TIVA-Daten.3 Dies deutet darauf hin, dass deutsche Wertschöpfung auch von anderen Ländern aus nach China exportiert wird. Beispielsweise ist bekannt, dass große deutsche Automobilhersteller aus den USA nach China exportieren und für die Produktion in den USA Vorleistungen aus Deutschland verwenden (vgl. Puls 2018). 
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			Im Vergleich der G-6-Staaten zeigt sich ein weitgehend ähnliches Bild wie beim Warenhandel (vgl. Abb.2) mit Blick auf den Anteil der Exporte nach China an den Exporten in alle Länder (vgl. Abb. 4). Deutschland weist unter den betrachteten europäischen Ländern auch bei den Wertschöpfungsexporten den höchsten Anteil und einen besonders starken Anstieg seit 2005 aus. Für Japan erweist sich China im in­­ternationalen Vergleich auch hier als deutlich wichtigerer Handelspartner. Die USA sind bei den Wertschöpfungsexporten ebenfalls deutlich stärker nach China orientiert als Deutschland – anders als beim Warenhandel, wo beide in etwa gleiche Anteile verzeichnen. 

			Branchenbetrachtung 

			Beim Vergleich ausgewählter Branchen mit Blick auf Deutschland werden erhebliche Unterschiede deutlich (vgl. Abb. 5). Im Vergleich zum Gesamthandel (8,9%) stark überproportional ist der Anteil Chinas an den deutschen Wertschöpfungsexporten beim Maschinenbau (15,7%), bei der Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten, elektronischen und optischen Erzeugnissen (13,9%) und bei der Herstellung von elektrischen Ausrüstungen (12,5%). Bei den übrigen Branchen in Abbildung 5 sind die Abweichungen vom Durchschnitt nicht sehr groß. Offensichtlich sind besonders die Investitionsgüterhersteller mit ihren Wertschöpfungsexporten überproportional auf China fokussiert. Sie haben zweifellos von dem chine­sischen Industrialisierungs- und Investitionsschub im Betrachtungszeitraum profitiert. 
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			Im europäischen Vergleich setzt die deutsche Wirtschaft in den ausgewählten Branchen fast durchweg anteilsmäßig stärker auf China als die anderen hier betrachteten EU-Länder – mit Ausnahme des Sonstigen Fahrzeugbaus in Frankreich und der Automobilindustrie im Vereinigten Königreich. Beim Vergleich mit den USA und Japan bestätigt sich, dass beide Länder und vor allem Japan stärker in Richtung China ausgerichtet sind. In Japan erreichen einzelne Branchen sogar Anteile von um die 30%, vor allem im Bereich der Elektroindustrie. Lediglich im Fahrzeugbau unterscheidet Japan nicht viel von Deutschland mit Blick auf die Anteile Chinas bei den Wertschöpfungsexporten. Auch die USA weisen nahezu in allen ausgewählten Branchen höhere Anteile als die deutsche Wirtschaft auf, außer beim Maschinenbau und bei elektrischen Ausrüstungen. 

			Beitrag zur gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung

			Doch für die Frage, wie abhängig die deutsche Wirtschaft vom Exportabsatz in China ist, zählt vor allem die Bedeutung der Wertschöpfungsexporte nach China für die Gesamtwirtschaft und das Wirtschaftswachstum. 

			Abbildung 6 zeigt den Anteil der gesamten Wertschöpfungsexporte nach China an der gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung in der TIVA-Abgrenzung in nominaler Rechnung. Der G-6-Vergleich macht erneut deutlich, dass Deutschlands Ex­­poniertheit relativ hoch ist. Auch beim Blick auf die Veränderung der betrachteten Anteile seit dem Jahr 2005 weist kein anderes Land einen größeren Zuwachs in Prozentpunkten auf. Das gilt wie zuvor im europäischen Vergleich. Doch vor allem in Relation zu den USA und zu Japan werden erhebliche Unterschiede zu den in Abbildung 4 ausgewiesenen Exportanteilen Chinas deutlich. Deutschland ist mit einem Anteil der Wertschöpfungsexporte von 2,8% an der gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung nahezu so stark auf China fokussiert wie Japan mit 3,0%, obwohl Japan wesentlich höhere Export­anteile aufweist. Gegenüber den USA (1,2%) zeigt sich (trotz leicht geringerer deutscher Exportanteile nach China) für Deutschland sogar eine deutlich höhere gesamtwirtschaftliche Abhängigkeit. Hier wirkt sich aus, dass die Volkswirtschaften der USA und Japans deutlich größer als die Deutschlands sind und größere Länder in aller Regel kleinere Exportanteile an der Wirtschaftsleistung aufweisen. 
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			Doch der erste Eindruck einer relativ großen Abhängigkeit vom Exportabsatz in China muss ins richtige Licht gerückt werden. Denn ein Anteil der Wertschöpfungsexporte von 2,8% an der ge­­samtwirtschaftlichen Wertschöpfung sollte auch nicht überschätzt werden. Mehr als 97% der Wertschöpfung stammen weiterhin aus anderen Quellen. 

			Wachstumsbeitrag der Wertschöpfungsexporte

			Auch die folgende Betrachtung des Wachstums­beitrags der Wertschöpfungsexporte nach China bestätigt dieses Bild. Auf Basis der TIVA-Daten beträgt der Zuwachs der gesamtwirtschaftlichen nominalen Bruttowertschöpfung im Zeitraum 2005 bis 2015 insgesamt rund 33% zwischen 2005 und 2015, was dem Zuwachs des nominalen BIP gemäß der deutschen VGR in diesem Zeitraum entspricht. Es ist zu bedenken, dass die TIVA-Daten nur eine nominale Betrachtung ermöglichen, also das Wirtschaftswachstum nicht wie üblich preisbereinigt ausgewiesen werden kann. 

			Die Wertschöpfungsexporte nach China – ebenfalls umgerechnet auf Nationalwährungsbasis – haben zwischen 2005 und 2015 einen Wachstumsbeitrag von 2,8 Prozentpunkten zu dem 33%igen Zuwachs der nominalen Bruttowertschöpfung geleistet (vgl. Abb. 7). Anders formuliert, gehen über 8% des nominalen Wirtschaftswachstums in diesem Zeitraum auf die Wertschöpfungsexporte der deutschen Wirtschaft nach China zurück. Im internationalen Vergleich fällt der nominale Wachstumsbeitrag Chinas in Prozentpunkten für Deutschland erneut relativ groß aus. In den übrigen betrachteten G-6-Ländern ist er nur in etwa halb so hoch. 
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			Die Wertschöpfungsexporte nach China erweisen sich damit für Deutschland als durchaus relevant für das Wirtschaftswachstum. Doch erneut ist eine Relativierung angebracht. Denn auch ohne diesen Wachstumsbeitrag wäre die deutsche Wirtschaft nominal um über 30% gewachsen.

			Branchenbetrachtung 

			Trotz des deutlich geringeren China-Exportanteils der Automobilindustrie im Vergleich zum Ma­­schinenbau (vgl. Abb. 5) steuert diese Branche mit ihren Wertschöpfungs­exporten mit 0,56% den größten Anteil zur gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung unter den hier betrachteten Branchen bei, wenn auch nur mit einem geringen Vorsprung zum Maschinenbau mit 0,53%. Die übrigen Branchen kommen auf wesentlich geringere Anteile. Diese Anteile sind Teilmenge des Anteils der Wertschöpfungsexporte insgesamt von 2,8% an der gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung (vgl. Abb. 6). 

			Hinter diesen Resultaten steht, dass das Volumen der gesamten Wertschöpfungs­ex­porte der Automobilindustrie groß ist, was den geringeren China-Exportanteil kompensiert. Auch der Anteilszuwachs seit 2005 fällt bei der Automobilin­dustrie am größten aus. Mit Blick auf die Beiträge zum Zuwachs der nominalen Bruttowertschöpfung 2005–2015 von 33% trägt die Automobilindustrie rund ein Viertel zum in Ab­­bildung7 ausgewiesenen Wachstumsbeitrag aller Branchen von 2,8 Prozentpunkten bei. 

			Gleichwohl gilt auch bei dieser Betrachtung: Zwar ragen Automobilindustrie und Maschinenbau im Branchenvergleich der Wertschöpfungsbeiträge heraus. Doch ist der Beitrag der Wertschöpfungsexporte dieser Branchen nach China zur gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung und zum nominalen Wertschöpfungszuwachs insgesamt gering.

			Abhängigkeit insgesamt begrenzt

			In der Debatte, ob sich Deutschland gegenüber China robuster positionieren soll, wird zuweilen darauf verwiesen, dass die deutsche Wirtschaft ähnlich wie einzelne deutsche DAX-Konzerne stark von China abhängen. Diese Sichtweise ist zu relativeren. 

			Im Warenhandel ist China inzwischen zwar wichtigster deutscher Handels- und Importpartner. Mit einem Ausfuhranteil von 7% spielt China für Deutschland eine deutlich größere Rolle als für alle anderen EU-Länder. Der enorme Zuwachs der deutschen Ausfuhren nach China trug zwischen 1991 und 2018 knapp 27 Prozentpunkte zum ge­­samten deutschen Ausfuhrzuwachs von über knapp 290% bei, was einem Anteil am Gesamtzuwachs von knapp einem Zehntel entspricht. Gleichwohl wären die jährlichen deutschen Ausfuhren ohne den Beitrag Chinas aber nur geringfügig weniger gestiegen (außer in wenigen einzelnen Jahren). Zudem hat die deutsche Exportwirtschaft viele Partner, auf die weiterhin 93% der Ausfuhren entfallen. 

			Die deutschen Wertschöpfungsexporte nach China machten auf Basis der TIVA-Daten der OECD nach einem kräftigen Anstieg im Jahr 2015 rund 2,8% der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung in Deutschland aus. In gleicher Größenordnung von 2,8Prozentpunkten liegt deren Wachstumsbeitrag zum Zuwachs der gesamtwirtschaftlichen nomi­nalen Bruttowertschöpfung in Deutschland von 33% zwischen 2005 und 2015. Diese Werte sind im in­­ternationalen Vergleich der G-6-Länder relativ höher als im Warenhandel, gerade auch in Relation zu den USA und Japan. Dies gilt vor allem für die deutschen Investitionsgüterhersteller (Maschinenbau und Elektroindustrie) und die Automobilindustrie. Trotzdem ist festzuhalten, dass mehr als 97% der gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung nicht von den Wertschöpfungsexporten nach China abhängen und auch das nominale Wirtschaftswachstum ohne die China-Exporte rund 30% betragen hätte. 

			Einordnung der Ergebnisse 

			Darüber hinaus ist mit Blick auf die Zukunft zu bedenken, dass der Betrachtungszeitraum 2005 bis 2015 durch Sondereffekte geprägt war, die sich vermutlich nicht mit der gleichen Dynamik fortsetzen werden: 

			
					Erstens nahm die gegenseitige Handelsintegration in der Phase nach dem WTO-Beitritt Chinas deutlich zu. Der Anteilszuwachs Chinas bei deutschen Importen und Exporten hat sich jedoch bereits seit 2011 abgeschwächt. 

					Zweitens wuchs Chinas Wirtschaft in der vorigen Dekade mit enormen Raten, die zuletzt aber merklich zurückgingen. 

					Drittens fragte China in der Phase seiner fortschreitenden Industrialisierung vor allem deutsche Investitionsgüter nach. Doch hat es sich zum Ziel gesetzt, hier mittelfristig durch einen Inno­vationsschub zunehmend autark zu werden. 

			

			Abschließend ist zu fragen, was bei einer merklichen Desintegration im Zuge eines Handelskonflikts passieren würde. Für die Konsequenzen dieses hypothetischen Szenarios gibt die folgende vereinfachte Überschlagsrechnung eine qualitative Einschätzung der zu erwartenden Größenordnung: Selbst wenn sich die deutschen Wertschöpfungs­exporte nach China innerhalb der nächsten fünf Jahre in gleichmäßigen Schritten insgesamt halbieren würden, fiele das deutsche Wirtschaftswachstum nur um schätzungsweise knapp 0,2 Prozentpunkte pro Jahr geringer aus – ceteris paribus und unter vereinfachten Annahmen. 

			Dieses Ergebnis ergibt sich wie folgt: Der Anteil der nominalen Wertschöpfungsexporte nach China an der nominalen gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung in Deutschland beträgt wie gezeigt 2,8% im Jahr 2015. Eine Anteilshalbierung würde eine Verringerung der Bruttowertschöpfung um 1,4 Prozentpunkte bedeuten, verteilt auf fünf Jahre ergibt sich eine Verringerung von knapp 0,3 Prozentpunkten pro Jahr in nominaler Rechnung. Wird angenommen, dass sich die nominale BIP-Wachstumsrate zu einem Drittel aus Preissteigerungen speist, resultiert ein Rückgang des realen BIP von knapp 0,2 Prozentpunkten pro Jahr über fünf Jahre. 

			Diese Verringerung ist merklich, würde aber die Dynamik einer sich im Rahmen des Potenzialwachstums entwickelnden deutschen Wirtschaft nur geringfügig mindern. In der aktuellen Situation der schwachen Wirtschaftsentwicklung in den Jahren 2019 und 2020 mit realen BIP-Zuwachsraten von 0,5% würde eine Verringerung um knapp 0,2 Prozentpunkte zwar relativ stärker ins Gewicht fallen, aber die deutsche Wirtschaft nicht in eine Rezession reißen. 

			Auch andere modellbasierte Berechnungen bestätigen die Größenordnung der hier aufgezeigten Effekte tendenziell. So würde eine lang anhaltende Wachstumskrise in China mit einer Wachs­tums­verlangsamung Chinas um 3 Prozentpunkte pro Jahr im zehnjährigen Zeitraum von 2019 bis 2028 das BIP-Niveau in Deutschland am Ende des Zeitraums im Jahr 2028 lediglich um insgesamt 0,3 Prozentpunkte geringer ausfallen lassen (vgl. Jovicic 2019). Diese Modellberechnung und auch die Überschlagsrechnung abstrahieren allerdings von weiteren möglichen negativen Effekten, die etwa im Rahmen einer er­­höhten Unsicherheit im Zuge eines Handelskonflikts mit China resultieren könnten. Daher sollten die Ergebnisse mit Vorsicht interpretiert werden.

			Gleichwohl erscheint die exportseitige Abhängigkeit von China alles in allem begrenzt. Der Blick auf hohe Umsatzanteile einiger großer deutscher Unternehmen in China verzerrt das Bild. 
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			Lukas Mergele und Michael Weber

			Jobcenter: Optionskommunen vermitteln Arbeitslose seltener in Beschäftigung

			Die Jobcenter in Deutschland verantworten die Betreuung und Arbeitsvermittlung von Arbeitsuchenden in der Grundsicherung (»Hartz IV«). Sie werden entweder als »gemeinsame Einrichtungen« von Kommunen und der lokalen Agentur für Arbeit oder in »Optionskommunen« allein von den Kommunen geführt. Die Umwandlung von 41 gemeinsamen Einrichtungen in Optionskommunen im Jahr 2012 erlaubt es, den Erfolg der Vermittlungsarbeit der beiden Trägerformen in einem Differenz-von-Differenzen-Ansatz zu evaluieren. Unsere Analysen zeigen, dass Optionskommunen gegenüber gemeinsamen Einrichtungen bei ansonsten gleichen Voraussetzungen 10% weniger Arbeitslose in den ersten Arbeitsmarkt vermitteln. Hingegen weisen sie mehr Personen »Ein-Euro-Jobs« zu, die jedoch wenig geeignet sind, die Übergangschancen in den ersten Arbeitsmarkt zu erhöhen. Für weitere potenzielle Erklärungsansätze – etwa eine mehr auf Qualität als auf Quantität ausgerichtete Vermittlungsarbeit oder eine laxere Sanktionspraxis – finden sich keine belastbaren Ergebnisse.

			Die Grundsicherung für Arbeitsuchende – umgangssprachlich »Hartz IV« – ist auch 15 Jahre nach ihrer Einführung noch immer Gegenstand heftiger Debatten. Die Diskussionen um Leistungskürzungen (»Sanktionen«) oder Hinzuverdienstregeln sind nur zwei aktuelle Beispiele. Ein grundlegender Aspekt kommt jedoch selten vor: Die Effektivität der Vermittlungsarbeit in den Jobcentern. Hier bestehen je nach Trägerform der Jobcenter große regionale Unterschiede, wie dieser Beitrag zeigt. Dadurch wird die Arbeitslosigkeit in manchen Regionen möglicherweise unnötig verlängert.

			Die Jobcenter wurden 2005 im Zuge der HartzReformen als zentrale Anlaufstelle für Arbeitsuchende in der Grundsicherung eingeführt. Sie bündeln Arbeitsvermittlung, Sozialberatung und Leistungsgewährung in einer Institution. Im Regelfall sind Jobcenter als sogenannte »gemeinsame Einrichtungen« von Kommunen und Arbeitsagenturen organisiert. Ein Teil der Kommunen führt die Jobcenter jedoch selbständig, als sogenannte »Optionskommunen« oder »zugelassene kommunale Träger« (§ 6a SGB II n.F.). 

			Wir nutzen die Zulassung von 41 Optionskommunen im Jahr 2012, um den Einfluss der Organisationsform auf die Vermittlungstätigkeit der Jobcenter zu evaluieren. Unsere Analyse ergänzt ähnliche Untersuchungen zu den Optionskommunen des Jahres 2005 (vgl. z.B. ZEW, IAQ und TNS Emnid 2008; Boockmann et al. 2015). Wir untersuchen die quantitative Dimension der Vermittlungsarbeit (Zahl der Vermittlungen je 1000 Arbeitslosen), die qualitative Dimension (Dauer und Einkommen der folgenden Beschäftigung) und mögliche Ursachen für Unterschiede zwischen gemeinsamen Einrichtungen und Optionskommunen. Im Kern zeigt sich bei den Optionskommunen ein Rückgang der Vermittlungen in den ersten Arbeitsmarkt, der von einem Anstieg von Zuweisungen in Ein-Euro-Jobs begleitet wird.1

			Hintergrund und Forschungsansatz

			Die Grundsicherung für Arbeitsuchende zielt darauf ab, die Eigenverantwortung von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten zu stärken und dazu beizutragen, dass diese ihren Lebensunterhalt unabhängig von der Grundsicherung bestreiten können (§ 1 Abs. 2 SGB II). Dazu soll z.B. Hilfebedürftigkeit durch die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit beseitigt werden. Sofern nötig, ist zunächst die Erwerbsfähigkeit durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zu verbessern.

			Für die Arbeitsvermittlung und die Zuweisung arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen ist in den gemeinsamen Einrichtungen die Agentur für Arbeit zuständig, in den Optionskommunen jedoch die Kommune. Teilnehmende Kommunen erhoffen sich davon mehr Flexibilität, um lokal zugeschnittene Vermittlungsstrategien zu entwickeln.

			Die Optionskommunen wurden 2005 zunächst befristet im Rahmen einer »Experimentierklausel« (§ 6a SGB II a.F.) als Folge eines Kompromisses zwischen Bundestag und Bundesrat zugelassen. Nach einer Evaluierung2 wurden die bestehenden 67 Optionskommunen 2010 entfristet. Zudem wechselten im Jahr 2012 weitere 41 der damals 402 deutschen Landkreise und kreisfreien Städte in den Status einer Optionskommune. In den übrigen Kommunen blieben die Jobcenter als gemeinsame Einrichtungen organisiert (vgl. Abb. 1).3 



   			 Abb. 1

		[image: 2020-sd-2-mergele-weber-1.png]

		


			Dem Wechsel im Jahr 2012 ging ein komplexer Bewerbungs- und Auswahlprozess voraus, der eine räumlich weitgehend gleichmäßige Verteilung der neuen Optionskommunen sicherstellte. Unter anderem orientierte sich die Zahl der möglichen neuen Optionskommunen je Bundesland an dessen Größe – genauer an seiner Stimmenzahl im Bundesrat. 

			Für eine Evaluation ist diese Konstellation besonders vorteilhaft. Erstens unterliegt nur eine Teilgruppe der Kommunen einer Änderung in der Jobcenter-Trägerform. Eine andere Teilgruppe steht daher als potenzieller Maßstab zur Verfügung. Zweitens unterscheiden sich die neu zugelassenen Optionskommunen als Gruppe nicht systematisch von den bestehen gebliebenen gemeinsamen Einrichtungen hinsichtlich einer Vielzahl von Indikatoren in den Bereichen Arbeitsmarkt, Wirtschaftskraft oder Siedlungsstruktur. Die Rahmenbedingungen für die Vermittlung waren damit weitgehend gleich. In unserer Studie können wir zudem durch die Verwendung des Differenz-von-Differenzen-Ansatzes sowie durch Kontrollvariablen auch verbleibende Strukturunterschiede berücksichtigten (siehe Box Daten und Methoden). Dies erlaubt es uns die Vermittlungstätigkeit der Optionskommunen ohne systematische Verzerrungen zu evaluieren.



					DATEN UND METHODEN

				
					Je nach Fragestellung nutzen wir aggregierte Statistiken der Bundesagentur für Arbeit (»Arbeitsmarkt in Zahlen«) sowie Individualdaten des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) (SIAB 7514 und PASS-ADIAB 7515).1Auf aggregierter Ebene reichen die Daten von Anfang 2007 bis Ende 2016, auf individueller Ebene von Anfang 2007 bis Ende 2014. Aus methodischen Gründen konzentriert sich die Untersuchung auf 40 Optionskommunen des Jahres 2012 (»Behandlungsgruppe« oder »Treatment-Gruppe«) sowie 294Kreise mit gemeinsamen Einrichtungen (»Kontrollgruppe«). Für diese 334 Landkreise und kreisfreien Städte stehen uns im SIAB die Einzeldaten zu 120 000Arbeitslosen und 88000 Vermittlungen zur Verfügung.

					Strukturelle Unterschiede zwischen Treatment- und Kontrollgruppe rechnen wir mit Hilfe des Differenz-von-Differenzen-Verfahrens heraus: Sofern zwischen Optionskommunen und gemeinsamen Einrichtungen hinsichtlich Vermittlungswahrscheinlichkeit usw. schon vor dem Jahr 2012 Unterschiede bestanden, werden diese Differenzen von allen Ergebnissen nach 2012 abgezogen. Wir gehen dabei davon aus, dass diese strukturellen Unterschiede auch nach 2012 unverändert fortbestanden, unabhängig von der Organisationsform der Jobcenter. Als durchschnittlicher Effekt einer Optionskommune gilt somit nur, inwieweit sich vor 2012 bestehende Unterschiede nach 2012 vergrößert oder verkleinert haben

					Darüber hinaus relevante, über die Zeit variierende Einflüsse auf Kreis- und Personenebene rechnen wir in Regressionen mit geeigneten Kontrollvariablen heraus. Zu den wichtigsten Kontrollvariablen auf Kreisebene zählen die Zahl der Arbeitslosen und die Zahl der freien Stellen. Auf individueller Ebene kontrollieren wir für Alter, Geschlecht, ausländische Staatsbürgerschaft, Schulabschluss, Berufsabschluss, Berufsgruppe und Erwerbshistorie der Arbeitsuchenden. Des Weiteren berücksichtigen wir fixe Effekte auf Kreis- und Monatsebene, um regionale Besonderheiten sowie saisonale und Konjunkturschwankungen abzubilden. Alternative methodische Ansätze aus der Kausalanalyse wie Matching führen zu vergleichbaren Ergebnissen wie das hier präsentierte Vorgehen.

					
						
							1	Die Datengrundlage dieses Beitrags bilden die faktisch anonymisierten Daten der Stichprobe der Integrierten Arbeitsmarktbiografien des IAB (Version 1975–2014) sowie die faktisch anonymisierten Daten des Panels »Arbeitsmarkt und soziale Sicherung«, die mit Registerdaten verknüpft wurden (PASS-ADIAB). Der Datenzugang erfolgte über einen Gastaufenthalt am Forschungsdatenzentrum der Bundesagentur für Arbeit im IAB (FDZ) und anschließend mittels kontrollierter Datenfernverarbeitung beim FDZ (Projektnummern fdz1537 und fdz1538). Für Datenbeschreibungen vgl. Antoni et al. (2016; 2017).

						

					




			Optionskommunen vermitteln seltener in den ersten Arbeitsmarkt

			Im ersten Schritt untersuchen wir die Zahl der Vermittlungen in den ersten Arbeitsmarkt. Abbildung2 zeigt für Optionskommunen und gemeinsame Einrichtungen die durchschnittlichen monatlichen Übergänge in den ersten Arbeitsmarkt je 1000Arbeitslosen in der Grundsicherung. Vor 2012, als auch die hier betrachteten Optionskommunen noch als gemeinsame Einrichtungen organisiert waren, gab es nur geringe Unterschiede zwischen beiden Gruppen. Die Jobcenter vermittelten im Durchschnitt pro Monat jeweils ungefähr 40 von 1000Arbeitslosen in den ersten Arbeitsmarkt, wobei die Zahl während der Finanz- und Wirtschaftskrise auf unter 35 sank und in der anschließenden gesamtwirtschaftlichen Erholung knapp 50 Vermittlungen betrug. Seit der Einrichtung der 41 Optionskommunen im Jahr 2012 zeigt sich allerdings eine beträchtliche Lücke zwischen den Vermittlungszahlen beider Gruppen. Während die gemeinsamen Einrichtungen monatlich weiterhin rund 40 Vermittlungen je 1000 Arbeitslosen meldeten, waren es in den neuen Optionskommunen im Jahr 2012 nicht einmal 30. Ein Teil dieses Unterschieds dürfte nur temporär und den organisatorischen Herausforderungen durch die Umstellung geschuldet sein. Doch selbst im Jahr 2016 blieben die Optionskommunen mit etwa 31 Vermittlungen je 1000 Arbeitslosen hinter den gemeinsamen Einrichtungen zurück, die im gleichen Jahr monatlich etwa 38 Vermittlungen je 1000Arbeitslosen verbuchen konnten. Diese Lücke war vor der Reform so nicht zu beobachten.
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			Zieht man von der monatlichen »Vermittlungslücke« nach der Reform – durchschnittlich etwa 7,5 Personen – die entsprechende Lücke aus der Zeit vor der Reform – etwa 3,5 Personen – ab, verbleibt ein Rückgang der Vermittlungszahl um drei bis vier Personen je 1000 Arbeitslosen. Dieser Rückgang kann kausal auf die Einrichtung der Optionskommunen im Jahr 2012 zurückgeführt werden. Gemessen an der durchschnittlichen Zahl von 30 bis 40 Vermittlungen je 1000Arbeitslosen und Monat entspricht dies einem Rückgang des Vermittlungserfolgs in den Optionskommunen um 10%. 

			Dieses Ergebnis wird auch durch unsere statistischen Modelle bestätigt (vgl. Tab.1). Dabei ist es unerheblich, ob man zusätzlich die Zahl der verfügbaren Stellen und die Zahl der Arbeitslosen, die lokale Arbeitslosenstruktur oder Vermittlungen aus Maßnahmen heraus berücksichtigt oder die Effekte gar auf individueller Ebene der Arbeitslosen schätzt (zu Details vgl. Mergele und Weber 2020). Unseren Ergebnissen zu Folge hat sich die Vermittlungswahrscheinlichkeit in den neuen Optionskommunen systematisch und dauerhaft um 10% verschlechtert. Dies deckt sich qualitativ mit früheren Untersuchungen (vgl. ZEW, IAQ und TNS Emnid 2008).


Tab. 1


				
					
					
					
					
				
				
					
							
							Effekt von Optionskommunen auf Vermittlungen in den ersten Arbeitsmarkt

						
					

					
							
							
							(1)

						
							
							(2)

						
							
							(3)

						
					

					
							
							Modell

						
							
							Basismodell

							»Differenzen-von-Differenzen«

						
							
							Basismodell + Kontrollvariablen 

							»Arbeitsmarktstruktur«

						
							
							Basismodell + Kontrollvariablen

							»Arbeitsmarktstruktur« & »Arbeitslosenstruktur«

						
					

					
							
							Optionskommune

						
							
							–0,119***

						
							
							–0,096***

						
							
							–0,100***

						
					

					
							
							Kreise

						
							
							334

						
							
							334

						
							
							334

						
					

					
							
							Beobachtungen

						
							
							39018

						
							
							39018

						
							
							39018

						
					

					
							
							Anmerkungen: Die Symbole *, **, und *** repräsentieren jeweils ein statistisches Signifikanzniveau von 10%, 5% und 1%. Modellschätzung mittels linearer Regression. Abhängige Variable: Logarithmierte aggregierte Abgänge von arbeitslosen SGBII-Empfängern in den ersten Arbeitsmarkt. Modell (2) entspricht dem klassischem Stock-Flow Modell:

						
					

					
							
							Quelle: Arbeitsmarkt in Zahlen 2007–2016; Berechnungen der Autoren.

						
					

				
			


			Optionskommunen vermitteln nicht in bessere Jobs

			In einem zweiten Schritt untersuchen wir, ob dem Rückgang der Vermittlungszahlen eine höhere Vermittlungsqualität gegenübersteht. Denkbar ist, dass die Optionskommunen mehr Wert auf die Passgenauigkeit von Stellen legen und höhere Löhne für ihre Klienten anstreben, während in den gemeinsamen Einrichtungen viele Vermittlungen möglicherweise nur von kurzer Dauer sind und die Betroffenen häufiger zwischen Arbeitslosigkeit und Beschäftigung hin und her wechseln (Drehtüreffekt).

			Wir untersuchen dies anhand der administrativen Individualdaten von rund 88000 Vermittlungen aus dem SIAB 7510. Strukturelle Unterschiede filtern wir wieder mit dem Differenz-von-Differenzen-Ansatz und Kontrollvariablen heraus. Tabelle 2 zeigt, dass sich Optionskommunen und gemeinsame Einrichtungen hinsichtlich der Qualität ihrer Vermittlungen in keiner der betrachteten Dimensionen statistisch signifikant voneinander unterscheiden. Arbeitslose von Optionskommunen werden nicht häufiger in reguläre Vollzeitbeschäftigung, in höher bezahlte Beschäftigung oder in länger andauernde Beschäftigungsverhältnisse vermittelt. Die geringere Zahl der Vermittlungen lässt sich also nicht über eine höhere Qualität der Vermittlungen rechtfertigen. 


Tab. 2


				
					
					
					
					
				
				
					
							
							Effekte von Optionskommunen auf die Charakteristika der vermittelten Stellen

						
					

					
							
							
							(1)

						
							
							(2)

						
							
							(3)

						
					

					
							
							Abhängige Variable

						
							
							Neue Stelle ist eine sozialversicherungspflichtige Vollzeitstelle (Dummy-Variable)

						
							
							Lohnänderung relativ zu vorheriger Beschäftigung (logarithmiert)

						
							
							Beschäftigung dauert mindestens sechs Monate (Dummy-Variable)

						
					

					
							
							Optionskommune

						
							
							–0,003

						
							
							–0,005

						
							
							–0,029

						
					

					
							
							Kontrollvariablen

						
							
							ja

						
							
							ja

						
							
							ja

						
					

					
							
							Beobachtungen

						
							
							88148

						
							
							88148

						
							
							88148

						
					

					
							
							Anmerkungen: Die Symbole *, **, und *** repräsentieren jeweils ein statistisches Signifikanzniveau von 10%, 5% und 1%. Modellschätzung mittels linearer Regression. Abhängige Variable siehe Spaltenkopf.

						
					

					
							
							Quelle: SIAB 7514; Berechnungen der Autoren.

						
					

				
			


			Optionskommunen nutzen häufiger »Ein-Euro-Jobs«

			Damit stellt sich die Frage, wie die Unterschiede in den Vermittlungszahlen zu erklären sind. In Mergele und Weber (2020) untersuchen wir eine Vielzahl von möglichen Kanälen. Hier konzentrieren wir uns auf drei tragende Säulen im System des »Förderns und Forderns«: Die Beratungsintensität der Jobcenter, die Sanktionspraxis und arbeitsmarktpolitische Maßnahmen. 

			Die geringeren Vermittlungserfolge der Jobcenter könnten Ergebnis einer anderen Beratungs- und Sanktionspraxis sein. Beispielsweise könnten weniger Kontakte zwischen Jobcenter und Arbeitslosen dazu führen, dass weniger Arbeitslose in Beschäftigung vermittelt werden. Gleichzeitig könnte eine lockerere Sanktionspraxis bedeuten, dass Arbeitslose einen geringeren Anreiz zur Arbeitsaufnahme haben. Allerdings zeigen Befragungsdaten des IAB (PASS-ADIAB7515), dass sich Optionskommunen und gemeinsame Einrichtungen weder hinsichtlich der Zahl der jährlichen Kontakte zwischen Arbeitslosen und Bearbeitern noch hinsichtlich Sanktionswahrscheinlichkeit und Sanktionsdauern unterscheiden (vgl. Tab. 3).


Tab. 3


				
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Effekte von Optionskommunen auf Kontakte und Sanktionen

						
					

					
							
							
							(1)

						
							
							(2)

						
							
							(3)

						
							
							(4)

						
					

					
							
							Abhängige Variable

						
							
							Anzahl persönlicher Kontakte mit dem Jobcenter

						
							
							Anzahl ausführlicher Beratungen mit dem Jobcenter

						
							
							Anzahl Sanktionen pro Jahr

						
							
							Durchschnittliche Dauer der Sanktionen

						
					

					
							
							Optionskommune

						
							
							–0,197

						
							
							0,137

						
							
							0,007

						
							
							0,012

						
					

					
							
							Kontrollvariablen

						
							
							ja

						
							
							ja

						
							
							ja

						
							
							ja

						
					

					
							
							Beobachtungen

						
							
							13201

						
							
							8050

						
							
							16143

						
							
							844

						
					

					
							
							Anmerkungen: Die Symbole *, **, und *** repräsentieren jeweils ein statistisches Signifikanzniveau von 10%, 5% und 1%. Modellschätzung mittels linearer Regression. Abhängige Variable siehe Spaltenkopf.

						
					

					
							
							Quelle: PASS-ADIAB 7515, Berechnungen der Autoren. 

						
					

				
			

			
			Möglicherweise weisen Optionskommunen den Arbeitslosen aber häufiger arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zu. Da Maßnahmeteilnehmende nur selten aus einer Maßnahme heraus in Beschäftigung vermittelt werden (sogenannter Einsperreffekt), würde dies die Zahl der Vermittlungen in den ersten Arbeitsmarkt vorübergehend senken. Wir stellen insgesamt jedoch keine höheren Teilnehmerquoten fest, wie Tabelle 4 zeigt. Auch bezüglich der meisten Maßnahmetypen wie beispielsweise Programme zur Aktivierung und beruflicher Eingliederung stellen wir keine Unterschiede fest.


Tab. 4


				
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Effekte von Optionskommunen auf Zuweisungen in arbeitsmarktpolitische Maßnahmen

						
					

					
							
							
							(1)

						
							
							(2)

						
							
							(3)

						
							
							(4)

						
							
							(5)

						
					

					
							
							Abhängige Variable

						
							
							Maßnahmen insgesamt

						
							
							Aktivierung und berufl. Eingliederung

						
							
							Berufliche Weiterbildung

						
							
							Aufnahme einer Erwerbstätigkeit (v.a. Lohnsubventionen)

						
							
							Beschäftigung schaffende Maßnahmen (v.a. Ein-Euro-Jobs)

						
					

					
							
							Optionskommune

						
							
							0,033

						
							
							−0,068

						
							
							0,057

						
							
							0,046

						
							
							0,302***

						
					

					
							
							Kontrollvariablen

						
							
							ja

						
							
							ja

						
							
							ja

						
							
							ja

						
							
							ja

						
					

					
							
							Beobachtungen

						
							
							37323

						
							
							37318

						
							
							35669

						
							
							36773

						
							
							35925

						
					

					
							
							Anmerkungen: Die Symbole *, **, und *** repräsentieren jeweils ein statistisches Signifikanzniveau von 10%, 5% und 1%. Modellschätzung mittels linearer Regression. Abhängige Variable siehe Spaltenkopf. Alle abhängigen Variablen logarithmiert.

						
					

					
							
							Quelle: Arbeitsmarkt in Zahlen; Berechnungen der Autoren.

						
					

				
			

			
			Allerdings nutzen Optionskommunen im Vergleich zu gemeinsamen Einrichtungen systematisch häufiger »Beschäftigung schaffende Maßnahmen«, also staatlich geförderte Tätigkeiten auf dem zweiten Arbeitsmarkt, zu welchen insbesondere Arbeitsgelegenheiten, umgangssprachlich »Ein-Euro-Jobs«, zählen. Wissenschaftliche Evaluationen bewerten derartige Maßnahmen in vielen Fällen als wenig wirksam, um die Vermittlungswahrscheinlichkeit von Arbeitslosen zu steigern (vgl. z.B. Kluve 2010). Für Ein-Euro-Jobs im Speziellen werden positive Beschäftigungseffekte, wenn überhaupt, eher langfristig und vor allem bei Maßnahmen in Feldern mit hoher Arbeitsnachfrage sowie für arbeitsmarktferne Maßnahmeteilnehmer beobachtet (vgl. z.B. Harrer und Stockinger 2019; Kiesel und Wolff 2018). Die Maßnahmen befördern demzufolge eher die Stärkung der Erwerbsfähigkeit als die Vermittlung in Beschäftigung.

			Warum nutzen die Optionskommunen diese Maßnahmen dann häufiger? Darüber können wir nur Vermutungen anstellen. Möglicherweise überschätzen sie die Wirkungen der Ein-Euro-Jobs, oder sie schätzen die Arbeitsmarktferne von Arbeitslosen anders ein als gemeinsame Einrichtungen. Interessant ist in diesem Zusammenhang aber auch, dass Ein-Euro-Jobs unter Umständen entlastend auf kommunale Haushalte wirken können. Für die Kosten arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen in der Grundsicherung kommt weitgehend der Bund auf. Ein-Euro-Jobs haben im Gegensatz zu anderen Maßnahmen für die Kommunen aber den Vorteil, dass Teilnehmende kommunale Dienstleistungen erbringen können – etwa Grünpflege im Stadtpark oder Hausmeisterarbeiten im Kulturzentrum. So wird es möglich, dass der Bund kommunal erbrachte Leistungen finanziert. Allerdings lässt sich aus den zur Verfügung stehenden Daten nicht ermitteln, wie die Maßnahmeteilnehmenden genau eingesetzt wurden.

			Zuweisungen in Ein-Euro-Jobs reduzieren 

			Unsere umfassende Analyse der Vermittlungsaktivitäten von Jobcentern zeigt: Die 2012 geschaffenen Optionskommunen haben gegenüber vergleichbaren gemeinsamen Einrichtungen eine niedrigere Vermittlungswahrscheinlichkeit von Arbeitslosen. Dafür scheint vor allem die höhere Präferenz für Ein-Euro-Jobs und andere Beschäftigung schaffende Maßnahmen maßgeblich zu sein. In vielen anderen Belangen unterscheiden sich Optionskommunen und gemeinsame Einrichtungen hingegen kaum – insbesondere, was die Qualität der Vermittlung, die Beratungs- und die Sanktionspraxis angeht.

			Dieser Befund lässt verschiedene Schlüsse zu. Das schlechtere Abschneiden der Optionskommunen in der Vermittlungsarbeit spräche zunächst dafür, die Vermittlungsaktivität wieder auf die Agenturen für Arbeit zu übertragen. Vermutlich könnte es aber bereits ausreichen, dass die Optionskommunen die Zahl der – möglicherweise unnötigen – Zuweisungen in Ein-Euro-Jobs reduzieren. Dazu wäre eine noch passgenauere und noch stärker an den Bedürfnissen von Arbeitslosen und Arbeitsnachfrage orientierte Vermittlungspolitik erforderlich. Die Länder könnten auf einen solchen Prozess in den von ihnen regelmäßig geführten Zielvereinbarungsprozessen mit den Jobcentern hinwirken. Zudem würde der Anreiz zum Einsatz von Ein-Euro-Jobs sinken, wenn sich die Kommunen an den Kosten der Maßnahmen etwa im Zuge einer Kofinanzierung beteiligen müssten.
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Endnoten


			
				
					1	In diesem Beitrag stellen wir die wesentlichen Ergebnisse unserer Untersuchung vor, weitere Einzelheiten finden sich bei Mergele und Weber (2020).

				

				
					2	Kurzfassungen der Evaluierungsergebnisse finden sich in ifo Schnelldienst 1/2009.

				

				
					3	In einigen Landkreisen bestehen durch Kreisgebietsreformen gemeinsame Einrichtungen und kommunale Träger nebeneinander. Deren territoriale Zuständigkeitsgrenzen sind nicht deckungsgleich mit den Kreisgebietsgrenzen; die entsprechenden Kreise wurden in die Untersuchung nicht einbezogen.

				

			

		


		
			Stefan Sauer

			ifo Konjunkturumfragen: 

			Ein Überblick über die verfügbaren Zeitreihen

			Seit 1949 befragt das ifo Institut in seinen monatlichen Konjunkturumfragen Unternehmen aus ganz Deutschland zu ihrer aktuellen konjunkturellen Situation sowie Plänen und Erwartungen für die nahe Zukunft. Aus den Befragungsergebnissen wird unter anderem der ifo Geschäftsklimaindex Deutschland berechnet, der als wichtigster Frühindikator für die Entwicklung der deutschen Wirtschaft gilt. Darüber hinaus veröffentlicht das ifo Institut aber noch viele weitere Konjunkturindikatoren, wie etwa die Exporterwartungen im Verarbeitenden Gewerbe oder das Beschäftigungsbarometer, und bietet Zeitreihen für zahlreiche Wirtschaftsbereiche an, die aus den verschiedenen erhobenen Fragestellungen gebildet werden. Dieser Artikel gibt einen Überblick über die verfügbaren Umfrageergebnisse und Zeitreihen. Der Fokus liegt dabei vor allem auf neu entwickelten Indikatoren sowie länger zurückreichenden Zeitreihen für Westdeutschland vor der Wiedervereinigung.

			Der Zeitreihenkatalog der ifo Konjunkturumfragen: Überblick und Neuheiten

			Jeden Monat befragt das ifo Institut für die ifo Konjunkturumfragen rund 9000 Unternehmen in Deutschland zu ihrer Geschäftslage und anderen Aspekten ihrer Geschäftstätigkeit. Der Hauptteil des regel­mäßig erhobenen Frageprogramms fokussiert sich zum einen auf die Beurteilung der aktuellen Situation und zum anderen auf die Erwartungen und Pläne der Unternehmen für die folgenden drei bis sechs Monate. 

			Mit gewichteten Aggregationsverfahren werden die Antworten der Unternehmen zu Zeitreihen und aussagekräftigen Konjunkturindikatoren zusammengefasst. Hierbei sticht insbesondere der ifo Geschäftsklimaindex Deutschland als meistbeachteter Indikator heraus. Aber auch darüber hinaus liefern die weiteren Indikatoren und Zeitreihen wichtige Informationen zu konjunkturellen Entwicklungen; diese sind nicht nur für die Gesamtwirtschaft, sondern auch auf Sektorebene und für über 400 Wirtschaftszweige und Einzelsparten des Verarbeitenden Gewerbes, des Dienstleistungssektors, des Bauhauptgewerbes und des Groß- und Einzelhandels verfügbar.

			Die ifo Konjunkturumfragen wurden ursprünglich als Ergänzung zu den Daten der amtlichen Statistik konzipiert. Sie liefern Informationen über zahlreiche Sachverhalte, die von der amtlichen Statistik nicht erfasst oder erst mit zeitlicher Verzögerung veröffentlicht werden. Die aus den ifo Konjunkturumfragen berechneten Zeitreihen kommen deshalb insbesondere in der Konjunkturanalyse, d.h. der Diagnose und Prognose der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, zur Anwendung. Zahlreiche Konjunkturindikatoren aus den Befragungen sind dafür von großer Bedeutung. Die regelmäßig erhobenen Daten fließen aber nicht nur in die ifo Konjunkturprognose ein, sie bilden beispielsweise auch eine wichtige Grundlage für branchenspezifische und gesamtwirtschaftliche Analysen von Unternehmen, Verbänden und staatlichen Stellen. Die Umfrageergebnisse werden zudem jeden Monat ausführlich in vielen Medien diskutiert und interpretiert. 

			Die Zeitreihen zum Geschäftsklima, zur aktuellen Lage und zu den Erwartungen für die kommenden Monate stehen für die Gesamtwirtschaft sowie die einzelnen Sektoren auf der ifo Website kostenlos zum Download zur Verfügung (https://www.ifo.de/umfragen/zeitreihen). Das Gleiche gilt für die ifo Exporterwartungen, das Beschäftigungsbarometer und das regionale Geschäftsklima für die neuen Bundesländer. Die zahlreichen weiteren aus den ifo Konjunk­turumfragen berechneten Zeitreihen und Indikatoren können per E-Mail an: »umfragedaten@ifo.de« be­­stellt werden. Sämtliche Bestellinformationen sowie eine Übersicht über alle bestellbaren Zeitreihen finden sich ebenfalls auf der ifo Website (https://www.ifo.de/umfragen/zeitreihen-bestellen).

			Tabelle 1 zeigt am Beispiel des Verarbeitenden Gewerbes eine Übersicht über alle Themenbereiche, für die in diesem Sektor Zeitreihen verfügbar sind, und in welcher Frequenz die einzelnen Fragen er­­hoben werden. Dies gilt nicht nur für das gesamte Verarbeitende Gewerbe, sondern auch für die ein­zelnen Unterbereiche, wie etwa den Maschinenbau, den Fahrzeugbau oder die chemische Industrie, und zahlreiche noch tiefer gegliederte Industriezweige.


Tab. 1


				
					
					
					
				
				
					
							
							Themenübersicht der Zeitreihen für das Verarbeitende Gewerbe

						
					

					
							
							Themen

						
							
							Frequenz

						
							
							Zeitreihen seit

						
					

					
							
							Aktuelle Situation

						
							
							

						
					

					
							
							Geschäftsklima

						
							
							monatlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Beurteilung der Geschäftslage

						
							
							monatlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Beurteilung der Lagerbestände

						
							
							monatlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Beurteilung des Auftragsbestands

						
							
							monatlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Beurteilung des Auftragsbestands im Exportgeschäft

						
							
							monatlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Entwicklung im Vormonat

						
							
							

						
					

					
							
							Veränderung der Nachfragesituation

						
							
							monatlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Veränderung des Auftragsbestands

						
							
							monatlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Veränderung der Produktionstätigkeit

						
							
							monatlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Preisänderungen

						
							
							monatlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Veränderung der Beschäftigtenzahl

						
							
							monatlich

						
							
							07/2018

						
					

					
							
							Pläne und Erwartungen für die nächsten drei Monate

						
							
							

						
					

					
							
							Exporterwartungen

						
							
							monatlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Produktionspläne

						
							
							monatlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Preiserwartungen

						
							
							monatlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Beschäftigtenpläne

						
							
							monatlich

						
							
							07/1997

						
					

					
							
							Erwartungen für die nächsten sechs Monate

						
							
							

						
					

					
							
							Geschäftserwartungen

						
							
							monatlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Unsicherheit der Unternehmen

						
							
							monatlich

						
							
							07/2017

						
					

					
							
							Produktionsbehinderungen

						
							
							

						
					

					
							
							zu wenig Aufträge

						
							
							vierteljährlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Mangel an Arbeitskräften insgesamt

						
							
							vierteljährlich

						
							
							07/2018

						
					

					
							
							Mangel an Fachkräften

						
							
							vierteljährlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Finanzierungsengpässe

						
							
							vierteljährlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Mangel an Rohstoffen/Vormaterialien

						
							
							vierteljährlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							zu geringe technische Kapazitäten

						
							
							vierteljährlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Behinderungen durch sonstige Faktoren

						
							
							vierteljährlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Kapazität

						
							
							

						
							
							

						
					

					
							
							Kapazitätsauslastung in %

						
							
							vierteljährlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Beurteilung der technischen Kapazität

						
							
							vierteljährlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Investionen

						
							
							

						
							
							

						
					

					
							
							Investitionen insgesamt

						
							
							halbjährlich

						
							
							05/2015

						
					

					
							
							Ausrüstungsinvestitionen

						
							
							halbjährlich

						
							
							05/2015

						
					

					
							
							Bauinvestitionen

						
							
							halbjährlich

						
							
							05/2015

						
					

					
							
							Investitionen in Software/Datenbanken

						
							
							halbjährlich

						
							
							05/2018

						
					

					
							
							Weitere Themen

						
							
							

						
							
							

						
					

					
							
							Kreditvergabeverhalten der Banken

						
							
							vierteljährlich

						
							
							03/2017

						
					

					
							
							Kurzarbeit

						
							
							vierteljährlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Überstunden

						
							
							vierteljährlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Wettbewerbsposition

						
							
							vierteljährlich

						
							
							07/1994

						
					

					
							
							Auftragsbestand in Monaten

						
							
							vierteljährlich

						
							
							01/1991

						
					

					
							
							Ertragslage

						
							
							halbjährlich

						
							
							06/2002

						
					

					
							
							Quelle: ifo Konjunkturumfragen.

						
					

				
			


			
			Die abgefragten Themengebiete gehen deutlich über die meistbeachteten Indikatoren, wie Klima, Lage und Erwartungen oder auch Exporte und Beschäftigungsentwicklung, hinaus. Neben monatlich abgefragten Themen, wie Produktionstätigkeit, Lagerbestände und Preisänderungen, liefern auch in geringerer Frequenz abgefragte Variablen, wie die Kapazitätsauslastung und Produktionsbehinderungen (z.B. Fachkräftemangel oder Auftragsmangel), wichtige Informationen zu aktuellen konjunkturellen Entwicklungen. Im Zuge der seit dem vergangenen Jahr wieder verstärkt von Unternehmen in Anspruch genommenen Kurzarbeit sind auch die Zeitreihen zu diesem Thema wieder von einem erhöhten Interesse (vgl. Link und Wollmershäuser2019).

			Wie die in Tabelle 1 ebenfalls dargestellten Startzeitpunkte der Zeitreihen erkennen lassen, wird das Frageprogramm der ifo Konjunkturumfragen kontinuierlich evaluiert, um bei Bedarf Fragen zu verändern oder neue Variablen hinzuzufügen. Aktuelle Beispiele hierfür sind die Fragen zum Kreditvergabeverhalten der Banken, deren Formulierung im Jahr 2017 angepasst wurde (vgl. Marjenko etal. 2019), oder die seit 2015 in allen Umfragebereichen eingeführte Abfrage der Investi­tionen, aufgeteilt nach Ausrüstungen, Bauten und Datenbanken und Software. Die Investitionserwartungen für das laufende und nächste Jahr ergeben einen neuen Früh­indikator für die Investitionstätigkeit der deutschen Un­ternehmen (vgl. Wollmers­häuser 2018). Die Unsicherheit der Unternehmen bezüglich der künftigen Geschäftsentwicklung hat sich in den vergangenen Jahren ebenfalls zu einem wichtigen Feld in der Konjunkturbeobachtung herauskristallisiert (vgl. Grimme 2017). Dazu erhebt das ifo Institut in den Konjunkturumfragen gleich mehrere Variablen, zu denen ebenfalls bereits Zeitreihen erhältlich sind.

			Die Zeitreihen beziehen sich in der Regel auf ganz Deutschland. Bei genügend großer Teilnehmerzahl sind darüber hinaus aber auch Auswertungen für einzelne Bundesländer möglich (vgl. Lehmann et al. 2019). Aus diesen Regionalauswertungen ergeben sich wichtige Informationen für die regionale Konjunkturanalyse.

			Umfangreiche Informationen zum kompletten Frageprogramm in allen Umfragebereichen inklusive der genauen Formulierungen der verschiedenen Fragen finden sich in Sauer und Wohlrabe (2020). Dort wird auch ausführlich auf die zur Berechnung der Zeitreihen verwendete Methodik (gewichtete Aggre­ga­tionen, Saisonbereinigung etc.) sowie die Interpretation und Anwendungen der verschiedenen Indikatoren eingegangen.

			Zeitreihen vor 1990

			Die zuvor beschriebenen Zeitreihen für Gesamtdeutschland starten zum größten Teil im Jahr 1991.1 Für (konjunktur-)historische Analysen ist es darüber hinaus auch oft hilfreich, länger zurückliegende Reihen zur Verfügung zu haben. Da die ifo Konjunkturumfragen bereits seit 1949 durchgeführt werden, stehen verschiedene Zeitreihen über einen länger zurückliegenden Zeitraum für Westdeutschland zur Verfügung (vgl. Sommer und Wohlrabe 2016). Da die Befragungsergebnisse aus den Anfangsjahren der Konjunk­turumfragen nicht in digitalisierter Form vorliegen, ist der Anfangszeitpunkt der meisten Reihen dabei im Januar1960.

			Sie umfassen das komplette Frageprogramm der Sektoren Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe sowie Groß- und Einzelhandel. Neben den Hauptreihen Geschäftsklima, Geschäftslagebeurteilung sowie Geschäftserwartungen sind dies monatlich erhobene Fragen zu Entwicklungen im Vormonat (z.B. Umsätze, Preise, Nachfrage, Auftragsbestand), aktuelle Einschätzungen (z.B. Lagerbestand, Kapazitätsauslastung, Produktionsbehinderungen) sowie Erwartungen und Pläne für die kommenden Monate (z.B. Exporte, Beschäftigte, Bestellungen) oder be­­hindernde Faktoren für die Unternehmen (z.B. Fachkräftemangel). Alle verfügbaren Zeitreihen auf Sektorenebene aus dem Zeitraum vor der Wiederverei­nigung sind auf der Website des ifo Instituts kostenlos abrufbar (https://www.ifo.de/umfragen/zeitreihen). Abbildung 1 zeigt das Geschäftsklima, Lage und Erwartungen für die Sektoren. Diese Zeitreihen für Westdeutschland wurden nach der zum jeweiligen Erhebungszeitpunkt gültigen Wirtschaftszweigklas­sifikation berechnet und sind nicht saisonbereinigt. Insbesondere beim Bauhauptgewerbe sowie beim Einzelhandel sind deshalb zum Teil deutliche saisonale Muster erkennbar. Zeitreihen für manche Untergruppen der Sektoren (z.B. Maschinenbau, Hochbau und Tiefbau etc.) sind ebenfalls vereinzelt vorhanden und gegebenenfalls auf Nachfrage per E-Mail unter: »umfragedaten@ifo.de« erhältlich.
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			Umfassendes Spektrum von Indikatoren und Zeitreihen

			Aus den ifo Konjunkturumfragen entsteht ein umfassendes Spektrum an verschiedenen Indikatoren und Zeitreihen, die relevant für Konjunkturbeobachtungen und -prognosen sind. Das Fragenprogramm und die zur Bildung der Zeitreihen verwendete Methodik werden durch kontinuierliche Evaluierung einer fortwährenden Qualitätskontrolle unterzogen. Durch das Hinzufügen neuer Fragen oder das Berechnen neuer Aggregate arbeitet das ifo Institut zudem regelmäßig an der Ausweitung des Angebots an Konjunkturindikatoren.

			Die Zeitreihen sind zum Teil direkt kostenlos auf der ifo Website abrufbar; zahlreiche weitere Zeitreihen können auf Anfrage bestellt werden. Darüber hinaus sind die Umfrageergebnisse für Forscher auch auf der disaggregierten Mikrodatenebene vor Ort im ifoInstitut am LMU-ifo Economics & Business Data Center (EBDC) kostenlos für Forschungsprojekte zugänglich (vgl. Seiler 2012).
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Endnoten

			
				
					1	Die Konjunkturumfrage im Dienstleistungssektor startete erst im Januar 2005. Daher ist dies der Beginn der Zeitreihen dieses Bereichs sowie der Gesamtindikatoren für Deutschland, die den Dienstleistungssektor beinhalten.

				

			

		


		
			Christian Grimme

			Zu den globalen Leistungsbilanzsalden im Jahr 2019

			Die hohen Leistungsbilanzüberschüsse Deutschlands der vergangenen Jahre stehen international in der Kritik. Sie übersteigen deutlich die Zielvorgaben der Europäischen Union im Rahmen des Makroökonomischen Überwachungsverfahrens. Der folgende Beitrag gibt einen kurzen Überblick über die Entwicklung der Leistungsbilanzsalden in Deutschland und im Rest der Welt im abgelaufenen Jahr. 

			Deutschlands Überschuss in der Leistungsbilanz dürfte im vergangenen Jahr wieder leicht gestiegen sein, nachdem er davor drei Jahre in Folge gefallen war. Er erhöhte sich auf 7,6% der Jahreswirtschaftsleistung, nach 7,3% im Jahr 2018 und seinem höchsten Wert von 8,6% im Jahr 2015 (vgl. Abb. 1). Die Euro­päische Union hält höchstens 6% für langfristig tragfähig.
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			Damit dürfte Deutschland im Jahr 2019 wieder das Land mit dem größten Leistungsbilanzüberschuss gewesen sein, wie schon in den drei Jahren zuvor (vgl. Abb. 2, oben). Mit 293 Mrd. US-Dollar (262Mrd. Euro) liegt der deutsche Wert vor Japan, das einen Überschuss von 194 Mrd. US-Dollar (3,8% seiner Jah­reswirtschaftsleistung) aufweisen dürfte. Auf Rang3 folgt China mit rund 183 Mrd. US-Dollar (1,3% der Jahreswirtschaftsleistung). Dagegen dürften die USA mit etwa 490 Mrd. US-Dollar weltweit wieder das größte Leistungsbilanz­defizit erzielen, was aber nur 2,3% der Jahreswirtschaftsleistung entspricht (vgl. Abb.2, unten). Dahinter folgen das Vereinigte Königreich mit einem Defizit von 117 Mrd. US-Dollar (4,2% seiner Jahreswirtschaftsleistung) und Brasilien mit 51 Mrd. US-Dollar (2,9% seiner Jahreswirtschaftsleistung). Im Folgenden werden die Entwicklungen in diesen sechs Ländern genauer beschrieben.
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			Länder mit dem grössten Leistungsbilanzüberschuss

			Deutschland

			Nachdem der Leistungsbilanzüberschuss von Deutschland im Jahr 2018 noch um etwa 16 Mrd. Euro gefallen war, stieg er im vergangenen Jahr wieder um knapp 16 Mrd. Euro und befindet sich damit in etwa wieder auf dem Niveau von 2017. Diese Entwicklung ist vor allem auf den Warenhandel zurückzuführen. Nach einem starken Jahresauftakt 2019 sowohl bei den Aus- als auch Einfuhren legten die Ausfuhren im zweiten Quartal kaum mehr zu.1 Diese Entwicklung war vor allem durch einen Einbruch der Nachfrage aus dem Vereinigten Königreich getrieben. Ursprünglich war für Ende März der Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union geplant, so dass im ersten Quartal verstärkt Waren aus Deutschland eingekauft wurden, um die Lager im Angesicht drohender Zollschranken aufzufüllen. In der zweiten Jahreshälfte legte die Warenausfuhr wieder kräftig zu. Kräftigere Exporte in die USA aufgrund der vorangeschrittenen Euro-Abwertung gegenüber dem US-Dollar sowie ausgeweitete Ausfuhren in das Vereinigte Königreich, wo sich die Nachfrage wieder etwas erholte, ließen die deutschen Gesamtaus­fuhren in der zweiten Jahreshälfte wieder kräftig steigen. Dagegen expandierten die Einfuhren im Sommerhalbjahr 2019 sehr schwach, die an­­haltende Industrierezession in Deutschland hat die Einfuhren von Vorleistungs­gütern stark gebremst. Erst im Schlussquartal dürften sich die Importe – gestützt durch die Ausweitung der Einfuhren von deutschen Pkw, die inzwischen verstärkt in anderen EU-Staaten produziert werden (vgl. Wollmershäuser et al. 2019) – wieder etwas dynamischer entwickelt haben. 

			Aber auch die Primäreinkommen, hinter denen vor allem die Erträge aus im Ausland angelegten Vermögen stehen, legten im Jahr 2019 weiter zu. Die durch Primäreinkommen erzielten Überschüsse machen inzwischen 37% des Leistungsbilanzüberschusses aus.2 Deutschland hat inzwischen ein sehr hohes Nettoauslandsvermögen, das sich durch die Leistungs­bilanzüberschüsse der vergangenen Jahre erklärt (vgl. Abb.3). So werden hohe Nettoeinnahmen aus ausländischen Direktinvestitionen und Wertpapieranlagen erzielt. Dabei ist sich die Wissenschaft noch uneinig, wie rentabel die deutschen In­­vestitionen im Ausland angelegt sind (vgl. Deutsche Bundesbank 2018; Hünnekes etal.2019).
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			Japan

			Der Leistungsbilanzüberschuss von Japan hat sich im abgelaufenen Jahr um 20Mrd. US-Dollar erhöht, nachdem er im Jahr 2018 um rund 28Mrd. US-Dollar gefallen war. Im Gegensatz zu den meisten größeren Ländern wird Japans Leistungsbilanz im Wesentlichen durch die Entwicklung der Primäreinkommen getrieben (vgl. Abb. 4). Japan hat seit Anfang der 2000er ein relativ großes Nettoauslandsvermögen, aus dem das Land hohe Einnahmen erzielt.3 Allerdings sind im abgelaufenen Jahr die Einnahmen hieraus nur verhalten angestiegen, dagegen reduzierten sich die Ausgaben deutlich, insbesondere für von Ausländern gehaltene japanische Wertpapiere. Letzteres könnte ein Effekt der sehr verhaltenen wirtschaft­lichen Aussichten Japans sein. Der Anstieg des japanischen Leistungsbilanzüberschusses erklärt sich zu einem kleineren Teil auch durch den Anstieg des Dienstleistungssaldos. Traditionell weist Japan ein Dienstleistungsdefizit auf, dieses geht aber sukzessive seit 2012 zurück, unter anderem aufgrund stark steigender Einnahmen aus dem Tourismus. Im Jahr 2019 ergab sich das erste Mal ein Überschuss beim gesamten Dienstleistungs­handel. Dagegen dürfte sich der japanische Handelsüberschuss bei den Waren reduziert haben. Der Handelskonflikt zwischen den USA und China hat auch Japan nicht unberührt gelassen, da China viele seiner Vorleistungsgüter aus Japan bezieht (vgl. Wollmershäuser et al. 2019). 
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			China

			Chinas Leistungsbilanzsaldo ist nach dem sehr niedrigen Überschuss im Jahr 2018 wieder kräftig gestiegen, liegt aber immer noch um etwa 10 Mrd. US-Dollar niedriger als 2017. Eine Ursache für die Entwicklung war die Warennettoausfuhr.4 Im abgelau­fenen Jahr belastete der von den USA ausgehende Handelskonflikt den chinesischen Handel deutlich. Sowohl die Dynamik der Aus- als auch Einfuhren schwächte sich stark ab, die Einfuhren sind seit Anfang 2019 sogar rückläufig, so dass per saldo der Warenüberschuss zunahm. Der Handelskonflikt hat auch dazu geführt, dass die Bedeutung der USA für den chinesischen Handel zurückgegangen ist (vgl. Abb. 5). Gleichzeitig nahm die Ausfuhr Chinas nach Vietnam, Taiwan und Singapur verstärkt zu, wie auch die Ausfuhren dieser drei Länder in die USA. Dies könnte ein Hinweis darauf sein, dass Wertschöpfungsketten im asiatischen Raum stärker aufgeteilt werden. Diese Handelsverlagerung dürfte sich aber auch zum Teil dadurch erklären, dass einige chine­sische Waren über andere asiatische Länder in die USA geliefert werden, um Zölle zu vermeiden (vgl. Wollmershäuser et al. 2019; Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2019; Clark und Kelly 2019; Lee 2019; Pearson und Nguyen2019).
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			Länder mit dem grössten Leistungsbilanzdefizit

			USA

			Das Leistungsbilanzdefizit der USA ist unverändert hoch geblieben. Zwar hat der Handelskonflikt seine Spuren hinterlassen und das traditionell sehr hohen Warenhandelsdefizit um 33 Mrd. US-Dollar geschrumpft. Die positive Dynamik bei Aus- und Einfuhren ist bereits seit Mitte 2018 am Abklingen, der Import war aber stärker betroffen, insbesondere im zweiten Halbjahr 2019. Dabei dämpfte die Auseinandersetzung mit China vor allem die US-amerikanische Einfuhr von chinesischen Gütern, während die Einfuhr aus dem Rest der Welt weiterhin moderat stieg (vgl. Abb. 6). So sind aus deutscher Sicht die USA das einzige Land unter den großen Absatzmärkten, dessen Nachfrage nach deutschen Waren sich im Jahr 2019 beschleunigt hat, von knapp 1,4% im Jahr 2018 auf rund 6,0% im gerade abgelaufenen Jahr. Dem niedrigeren Handelsdefizit standen aber Anstiege im De­­fizit bei den Sekundäreinkommen sowie Rückgänge beim Dienstleistungsüberschuss gegenüber. Sekundäreinkommen umfassen unter anderem Zahlungen an internationale Or­ganisationen, Leistungen im Rahmen von Entwicklungsarbeit und Heimatüberweisungen von Gastarbeitern. Sie beinhalten aber auch Strafzahlungen von aus­ländischen Konzernen, wie die der Deutschen Bank, von VW oder Bayer.
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			Vereinigtes Königreich

			Das Leistungsbilanzdefizit des Vereinigten Königreichs hat sich im Vergleich zu 2018 um 8 Mrd. US-Dollar vergrößert. Dabei blieb das Warendefizit fast unverändert. Allerdings gab es unterjährig deutliche Schwankungen in den Aus- und Einfuhren aufgrund der mehrmaligen Verschiebung des Zeitpunkts des Austritts Großbritanniens aus der Euro­päischen Union. Der Anstieg des Defizits resultierte aus dem rückläufigen Überschuss bei den Dienst­leistungen. Seit dem Brexit-Referendum verlagert die Finanzindustrie mehr und mehr ihre Standorte von London in andere europäische Länder, so dass viele Finanzdienstleistungen verstärkt aus dem Ausland eingekauft werden müssen. So haben sich seit Anfang 2018 die Dienstleistungsausgaben des Vereinigten Königreichs deutlich erhöht, während die Einnahmen nur noch geringfügig zulegen konnten. 

			Brasilien

			In Brasilien hat sich das Leistungsbilanzdefizit im Vergleich zu 2018 um 9 Mrd. US-Dollar vergrößert. Traditionell hat das Land hohe Defizite bei den Dienstleistungen und beim Primäreinkommen, diese haben sich aber nicht verschlechtert. Dagegen hat sich der Warenüberschuss deutlich reduziert. Zwar blieb die Einfuhr unverändert hoch, aber dafür schrumpften die Ausfuhren, insbesondere in die Europäische Union. Diese Zahlen könnten aber noch stärker revidiert werden, da es bereits zu Unstim­migkeiten in den Monatszahlen im Herbst 2019 kam. So veröffentlichte die Zentralbank Brasiliens, aus denen sich der Leistungsbilanzsaldo berechnet, deutlich niedrigere Ausfuhrzahlen als das brasilianische Wirtschaftsministerium (vgl. Wheatley 2019). Somit ist die Höhe des brasilianischen Leistungsbilanzdefizits aktuell mit hoher Un­sicherheit behaftet.

			Fazit: handelskonflikt bisher geringe auswirkungen auf leistungsbilanzsalden

			Der Handelskonflikt zwischen den USA und China hat seine Spuren im internationalen Handel hinterlassen. Die Auswirkungen auf die Leistungsbilanzsalden fallen aber bisher insgesamt noch eher gering aus, wohl auch weil die Handelszölle sowohl die Ausfuhr- als auch die Einfuhrseite belasten. Handelsverschie­bungen infolge des Konflikts sind großflächig noch nicht zu beobachten, da Firmen Zeit brauchen, sich auf das neue handelspolitische Umfeld und die damit verbundenen Unsicherheiten einzustellen (vgl. Meinen et al. 2019; Deutsche Bundesbank 2020). Für das laufende Jahr sehen die Aussichten für den internationalen Handel nicht rosig aus. Zwar wurde Anfang dieses Jahres ein erstes Handelsabkommen zwischen den USA und China abgeschlossen, allerdings wird ein Großteil der Zölle weiter in Kraft bleiben. Auch bleibt weiter ungewiss, ob es zu US-Zöllen auf europäische Kraftfahrzeuge und andere Güter kommen wird. 

			Zu guter Letzt noch ein Wort zu den bilateralen Leistungsbilanzsalden, die insbesondere von der US-Regierung zuletzt gerne herangezogen wurden. Die vorliegende Studie beschäftigt sich bewusst nicht mit bilateralen Salden, da aktuelle For­schungsarbeiten Zweifel daran aufkommen lassen, wie verlässlich die außenwirtschaftlichen Datengrundlagen sind. Braml und Felbermayr (2019a) zeigen, dass für jedes Jahr der gesamten letzten Dekade unklar ist, ob die EU einen bilateralen Leistungsbilanzüberschuss oder ein -defizit gegenüber den USA aufweist. Beim bilateralen Leistungsbilanzsaldo liegen europäische und amerikanische Statistiken um 180 Mrd. US-Dollar (2017) auseinander. Auch die EU weist für 2018 laut EurostatLeistungsbilanzdaten einen Handelsüberschuss mit sich selbst in Höhe von 307 Mrd. Euro oder knapp 2% der europäischen Wirtschaftsleistung aus – eigentlich ein Ding der Unmöglichkeit (vgl. Braml und Felbermayr 2019b).
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Endnoten


			
				
					1	Im Vergleich dazu erhöhten sich im Jahr 2018 die Ausfuhren aufgrund der weltwirtschaftlichen Konjunkturabschwächung nur moderat, während die Einfuhren von Konsumgütern sehr kräftig zulegten, getrieben durch die robuste inländische Konsumnachfrage.

				

				
					2	Für eine detaillierte Beschreibung der längerfristigen Entwicklung der Primäreinkommensüberschüsse Deutschlands bis zum Jahr 2016 vgl. Graf und Grimme (2017).

				

				
					3	Im Gegensatz zu Deutschland liegt das japanische Nettoauslandsvermögen seit Anfang der 2000er bei über 30% des Bruttoinlands­produkts, während das deutsche Auslandsvermögen erst im Jahr 2013 über diese Schwelle stieg. Im Jahr 2018 lag das Auslandsvermögen beider Länder bei jeweils 62%.

				

				
					4   Im Jahr 2018 war der Warenüberschuss deutlich niedriger aufgrund besonders hoher Importzuwächse von Maschinen im Rahmen des Anfang 2018 erweiterten langfristig angelegten Förderprogramms »Made in China 2025«, das China zum Weltmarktführer in einer Reihe von Schlüsselbranchen des Verarbeitenden Gewerbes machen soll.

				

			

		


		
			Ludwig Dorffmeister

			Bautätigkeit in Europa verliert deutlich an Dynamik 

			Ausgewählte Ergebnisse der EUROCONSTRUCT-Winterkonferenz 2019

			Die Baunachfrage in Europa hat sich in den vergangenen Jahren ausgesprochen positiv entwickelt. Zwischen 2014 und 2019 wuchs die Bauleistung in den 19 Ländern des EUROCONSTRUCT-Netzwerks1 um insgesamt 15%. Daran hatten die Neubaumaßnahmen einen erheblichen Anteil. Mittelfristig dürften sie allerdings kaum noch expandieren. Was die Errichtung neuer Gebäude betrifft, so geht die Prognose für den Dreijahreszeitraum 2020 bis 2022 von einem Anstieg von insgesamt 0,5% aus. Im Gegensatz dazu wird das Tiefbauvolumen bis 2022 weiter merklich zunehmen, wenn auch nicht mehr so außergewöhnlich stark wie noch in den Jahren 2018 und 2019. Die ab 2020 einsetzende schwächere Dynamik der Bauaktivitäten hat damit zu tun, dass sich die Rahmenbedingungen insgesamt etwas weniger günstig darstellen und sich das in etlichen Ländern bereits seit einiger Zeit sehr lebhafte Baugeschehen gerade wieder normalisiert. Überdies verzeichnet die Markterholung in Spanien, Portugal und Italien weiterhin nur recht bescheidene Fortschritte.

			Im vergangenen Jahr erhöhte sich das Bauvolumen in den 19 EUROCONSTRUCT-Ländern um 36½ Mrd. Euro auf insgesamt 1,637 Billionen Euro (jeweils in Preisen von 2018). Dies entspricht einem Zuwachs von 2,3%. In den drei Jahren bis 2022 dürften die Wachstums­raten aber nur noch bei jeweils rund 1% liegen. Damit bewegen sich die absoluten Anstiege ab 2020 lediglich zwischen 14 und 18½ Mrd. Euro pro Jahr. Für das Ende des aktuellen Prognosehorizonts im Jahr 2022 wird damit ein Niveau von 1,687Billionen Euro vorhergesagt. Seit Beginn der Aufwärtsentwicklung im Jahr 2014 hätten die Bauleistungen in Europa damit um mehr als eine Viertel Billion Euro bzw. um knapp 19% zugelegt.

			Wohnungsneubau wird 2021 um rund 1½% schrumpfen

			2017 war das europäische Bauvolumen noch extrem stark, nämlich um 3,9%, gewachsen. Alle 19Mitgliedsländer meldeten eine Ausweitung der Bau­maßnahmen. Danach ließ die Dynamik jedoch spürbar nach (vgl. Abb. 1). Bemerkenswert ist, dass in den Jahren 2016 bis 2019 die Wachstumsraten des Bausektors zumeist deutlich über denen des Bruttoinlands­produkts lagen. Ab 2020 dürfte sich die Situation aber ins Gegenteil verkehren, und die Wirtschaftsleistung wird wieder stärker zunehmen als die Bautätigkeit.
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			Der schwache Anstieg der Bauleistung im Jahr 2021 geht insbesondere auf die prognostizierte Stagnation im Wohnungsbau zurück. Während die Maßnahmen an bestehenden Wohngebäuden um 1% zunehmen dürften, erwarten die Bauexperten für den Wohnungsneubau einen Rückgang um 1,4%. In insgesamt zehn Ländern wird mit einer Einschränkung der Neubauaktivitäten gerechnet. Dies gilt auch für Deutschland (–1,5%), weil sich der vom Marktvolumen her immer noch größere Ein- und Zweifamilienhausbau weiter leicht rückläufig entwickeln wird, während der Mehrfamilienhausbau bis dahin nochmals an Dynamik einbüßen dürfte. Hinsichtlich letzterem spielen vor allem die großen Engpässe auf Seiten des Ausbaugewerbes eine Rolle, die zu deutlichen Verzögerungen bei der Fertigstellung führen. Neben Deutschland zeichnen vor allem Frankreich, Finnland, Schweden, Polen und die Schweiz für den Rücksetzer im Wohnungsneubau verantwortlich. 

			Noch in den Jahren 2016 und 2017 betrug das Plus im Wohnungsneubau 9% und mehr. Zusammen mit den ebenfalls außergewöhnlich kräftigen Zu­­wächsen im Bestandssektor zwischen 2und 3% ergab sich für den Wohnungsbau insgesamt ein Anstieg von jeweils gut 5% (vgl. Abb. 2). Im Gegensatz dazu sticht beim – von der Unternehmensnachfrage dominierten – Nichtwohnhochbau einzig das Jahr 2017 besonders positiv hervor. Dies hatte mit den weltweit sehr günstigen wirtschaftlichen Rahmen­bedingungen zu tun. Die spürbare konjunkturelle Eintrübung hat nun im Umkehrschluss erheblichen Anteil an der wieder deutlich verhalteneren Ent­wicklung, was die Pflege und den Bau von Nichtwohngebäuden angeht. Spe­ziell die Neuerrichtung der­artiger Gebäude dürfte 2020 lediglich stagnieren, während der Markt 2017 noch um stolze 5,2% gewachsen war.
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			Aktuell kommt der größte Wachstumsbeitrag vom Tiefbau. Auch in diesem Segment haben sich die jähr­lichen Anstiege der Bauleistung inzwischen wesentlich verringert. In den vergangenen beiden Jahren lagen die Zuwachsraten bei 5,8 bzw. 5,1%. Im Prognosezeitraum bis 2022 dürfte das Tiefbauvolumen aber immer langsamer expandieren und am Ende lediglich noch um 1,8% zulegen – damit wäre die Zunahme aber immerhin doppelt so stark wie im Hochbau. Der mit rund 120 Mrd. Euro (in Preisen von 2018) weitaus wichtigste Tiefbau­bereich ist der Straßenbau. Dieser dürfte in den drei Jahren bis 2022 indes nur noch um knapp 4% zulegen. Dagegen wird der Eisenbahnbau voraussichtlich um 14% und die Tiefbauinvestitionen in den Energiesektor um nahezu 8% wachsen.

			Der deutliche Rückgang der Tiefbauleistung im Jahr 2016 hatte übrigens mit dem holprigen Übergang zweier Förderzeiträume im Rahmen der europäischen Struktur- und Investitionspolitik zu tun. So konzentrierten sich einige, vor allem osteuropäische Länder, auf die Inspruchnahme noch nicht abge­rufener Finanzmittel. Dadurch wurde die Vorbe­reitung weiterer Vorhaben für die anstehende, neue Förderperiode stark vernachlässigt, und es gab im Jahr 2016 vor­übergehend deutlich weniger baureife Tiefbauprojekte als üblich. Diese Situation hat sich aber schnell wieder normalisiert.

			2019 wuchs die Bautätigkeit kräftiger als erwartet

			Hinsichtlich der gegenüber Juni 2019 erfolgten Re­­visionen fällt auf, dass sich die Bautätigkeit im ab­­gelaufenen Jahr wesentlich besser entwickelt hat als im vergangenen Sommer prognostiziert. Waren die Länderexperten damals noch von einem Zuwachs der Baumaßnahmen um 1,9% ausgegangen, so dürfte nach den aktualisierten Daten der Anstieg wohl tatsächlich 2,3% betragen haben. Dies liegt vor allem an der Auf­wärts­korrektur im Tiefbau um 0,9Prozentpunkte und im Nichtwohnhochbau um 0,5Prozentpunkte. Dafür wurde die Prognose für 2020 im zuletzt genannten Segment um 0,5Prozentpunkte abgesenkt. Und auch im Tiefbau wird die zukünftige Entwicklung mittlerweile nicht mehr ganz so optimistisch gesehen. Hier verringerten sich die Prognosen 2020 und 2021 um 0,5 bzw. 0,7 Prozentpunkte. Für das Jahr 2022 sind keine Vergleiche möglich, da die Prognose im Sommer 2019 ein Jahr kürzer in die Zukunft reich­­te. Des Weiteren bleibt zu konstatieren, dass der Wohnungsbau im kommenden Jahr eigentlich um 0,8% wachsen sollte, während nunmehr lediglich mit einer Seitwärtsbewegung gerechnet wird.

			Derweil wird die niederländische Bauwirtschaft von den Folgen einer Entscheidung des höchsten Verwaltungsgerichts von Ende Mai 2019 geplagt. Aufgrund dieses Urteils wurden die bisherigen staatlichen Regelungen zur Reduzierung von Stickstoff­emissionen im Umfeld von 108 Naturschutzgebieten wegen mangelnder Eignung für ungültig erklärt. Auch wurde eine realistische Abschätzung über die Wirksamkeit der gewählten Ausgleichsmaßnahmen angemahnt. Daraufhin wurden für Bauvorhaben in der Nachbarschaft solcher Gebiete erst einmal keine Genehmigungen mehr erteilt. Ab Mitte Oktober traten dann vorübergehend neue Prüfungsprozeduren in Kraft, die allerdings sehr restriktive Vorgaben be­­inhalten. Bauprojekte – nunmehr auch in beträcht­licher Entfernung der Naturschutzgebiete – haben nun kaum eine Chance auf Genehmi­gungserteilung, falls sie zu einer Erhöhung der Stickstoffbelastung beitragen – es sei denn das öffentliche In­­teresse wiegt schwerer, und es gibt keine bessere Art der Zielerreichung. Zudem führte der erhöhte Bedarf nach Umweltgutachten und der erhöhte Aufwand für die Gemeinden zu massiven Verzögerungen.

			Vor allem der mehrmonatige Genehmigungsstopp und die langwierigen Prozesse beeinträchtigen die niederländischen Bauaktivitäten auf mittlere Sicht deutlich. Die Stickstoffthematik hat maßgeb­lichen Anteil daran, dass die Bauprognose für 2020 von +4,3auf +0,5% und für 2021 von +2,6 auf 1,3% her­abgesetzt wurden. So hat das Urteil ne­gative Folgen für eine Vielzahl von Projekten im Hochbau sowie im Infrastrukturbereich. Zu­­letzt ruhte die Hoffnung auf der Einführung neuer, dauerhafter Regelungen, die sich zwar an den derzeit sehr strengen Vorgaben orientieren, aber gewisse Erleichterungen beinhalten, wie z.B. bestimmte Grenzwerte, bei deren Einhaltung Unbedenklichkeitsprüfungen bzw. Aus­gleichsmaßnahmen entfallen. Diese Neufassung der gesetzlichen Vorgaben muss aber wiederum vom höchsten Ver­waltungs­gericht auf seine Vereinbarkeit mit der europäischen Gesetzgebung geprüft werden, bevor es in Kraft treten kann. Weitere er­­hebliche Beeinträchtigungen der Bautätigkeit sind also nicht ausgeschlossen.

			Enormer Investitionsbedarf im Tiefbausektor

			Unter den drei Hauptsegmenten weist der Tiefbau derzeit das größte Momentum auf. Im Zeitraum 2019 bis 2021 wird für 15 der 19 Länder ein signifikantes Wachstum erwartet. So dürften die Tiefbaumaßnahmen in Irland und Ungarn im Durchschnitt um 16,6bzw. 10% p.a. zulegen (vgl. Abb. 3). Der größte Rückgang der Bauleistung – nämlich um durchschnittlich 1,8% p.a. – dürfte dagegen in Finnland zu be­­obachten sein. Hier erreichte der Markt 2018 mit einem Volumen von rund 7Mrd. Euro (in Preisen von 2018) aber auch einen neuen Rekordwert. Vor diesem Hintergrund muss das prognostizierte Minus also zurückhaltender bewertet werden.

			
   			 Abb. 3

		[image: 2020-sd-2-dorffmeister-3.png]

		

			Wichtige Grundvoraussetzung für die überaus positive Entwicklung der Tiefbaunachfrage ist die erhebliche Verbesserung der öffentlichen Finanzen seit dem Jahr 2011. Dieser Einflussfaktor steht gemäß seiner Bewertung für die jeweiligen Mitgliedsländer in der Tabelle zwar nur an vorletzter Stelle, d.h. fast ganz rechts. Inzwischen fallen die Einschätzungen jedoch nur noch in vier Ländern negativ aus – davon stark negativ in Spanien und Portugal. Auch in Deutschland standen den Kommunen 2019 be­­achtliche finanzielle Handlungsspielräume zur Ver­fügung, die vor allem für umfangreiche Tiefbauaktivitäten – allen voran im Straßenbau – genutzt wurden.In den Jahren 2020 und 2021 dürfte sich die insgesamt stark verbesserte kommunale Finanzlage allerdings sichtlich eintrüben. Hinzu kommt, dass bei Bund und Ländern ähnliche Tendenzen absehbar sind. Deshalb wurde dieser Einflussfaktor für den deutschen Markt insgesamt als neutral bewertet.

			In vielen Ländern ist es jedoch so, dass auch bei weniger günstiger Finanzlage des Staates kaum ein Weg an Ausbau und Modernisierung der Infrastrukturnetze – allen voran dem Verkehrsnetz – vorbeiführt. Einerseits wurde über etliche Jahre – auch wegen Geldmangels – viel zu wenig investiert, an­­dererseits ist der Bedarf aufgrund steigendem Verkehrsaufkommens und des Zuzugs in die Ballungsräume in den vergangenen Jahren enorm gestiegen. Für insgesamt sieben Länder ergibt sich aus den aktuellen Infrastrukturbedingungen sogar ein stark positiver Einfluss auf die Tiefbaunachfrage im Zeitraum 2019 bis 2021. Des Weiteren bringen ins­besondere die europäischen, aber ebenso die na­­tionalen Geldtöpfe bzw. Budgets sowie energiepolitische Überlegungen einen deutlich positiven Impuls für die Tiefbautätigkeit. 

			Auch wenn das europäische Tiefbauvolumen bis 2022 mit deutlich reduziertem Tempo wachsen wird, darf man nicht vergessen, dass 2019 schon fast wieder das Niveau des Jahres 2011 erreicht wurde. Und gemäß der Prognose werden zum Ende des Betrachtungszeitraums sogar etwas mehr Tiefbauleistungen durchgeführt als in den ausgezeichneten Jahren 2005 und 2010. In diesem Zusammenhang geht es aber – im Gegensatz zur Überhitzungsphase kurz vor der Finanzkrise – nicht bloß darum, Baumaßnahmen anzustoßen, um ohnehin vorhandene EU-Mittel ab­­zurufen oder die eigene Wirtschaft weiter zu befeuern, sondern um echten Bedarf, was den Ausbau sowie die Modernisierung bestehender Strukturen angeht.

			Erhebliche Unterschiede bei den Fertigstellungsquoten

			Der Wohnungsneubau wurde in der Periode 2014 bis 2019 zwar kräftig ausgeweitet, die einwohnerbe­zogenen Fertigstellungsquoten fallen allerdings je nach Land extrem unterschiedlich aus. So werden in diesem Jahr in Finnland, Österreich, Frankreich und der Schweiz jeweils mindestens sechs Wohneinheiten pro 1000 Einwohner errichtet (vgl. Abb. 4), wobei die Werte 2019 in allen vier Ländern – teils deutlich – höher lagen. Am anderen Ende der Skala stehen Spanien, Italien und Portugal. Dort dürften pro 1000Einwohner maximal knapp zwei Fertigstel­lungen erfolgen. Für die beiden zuletzt genannten Länder erwarten die Länderexperten bis 2022 keine wesentliche Verbesserung. Für Spanien dürfte die Fertigstellungsquote jedoch bis auf 2,3Wohneinheiten steigen.
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			Für Deutschland geht die Prognose von 3,7 Fertigstellungen pro 1000 Einwohner aus. Damit läge man hierzulande noch leicht unter dem Durchschnitt der 19 Mitgliedsländer. Im kommenden Jahr wird allerdings ein Anstieg auf 3,8 Wohnungsfertig­stellungen und für 2022 eine Verstetigung auf diesem Niveau erwartet. Zum Ende des Prog­nosezeitraums überträfe die deutsche Quote damit den europä­ischen Durchschnittswert. Dafür müssten aber vor allem (Aus-)Baugewerbe und Behörden mitspielen, die in der Vergangenheit zu den massiven Verzögerungen im Wohnungsbau beige­tragen haben. In diesem Zusammenhang spielen aber auch die zahllosen Regelungen und Auflagen sowie die vermehrten lokalen Proteste gegen Nachverdichtung und weiteren Zuzug eine wesentliche Rolle.

			Stagnierende Fertigstellungszahlen

			Im vergangenen Jahr ist die Zahl der Wohnungs­fertigstellungen – in neu errichten Gebäuden sowie in bestehenden Wohn- und Nichtwohngebäuden – im EUROCONSTRUCT-Gebiet wohl zum vorerst letzten Mal deutlich gestiegen. So betrug die Zunahme 105000Wohneinheiten auf insgesamt 1,81 Mio. Wohnungen (vgl. Tab. 1). Die Prognose für die Jahre 2020 bis 2022 geht nun sogar von einer leichten Absenkung dieses Niveaus aus. 


Tab. 1


				
					
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Wohnungsfertigstellungena in Europa nach Ländern 2018 bis 2022

						
					

					
							
							
							in 1000 Wohneinheiten

						
							
							Veränderung in %

						
					

					
							
							2018

						
							
							2019

						
							
							2020

						
							
							2021

						
							
							2022

						
							
							2022/2018

						
					

					
							
							Belgien

						
							
							45,9

						
							
							49,8

						
							
							48,5

						
							
							55,2

						
							
							56,7

						
							
							23,5

						
					

					
							
							Dänemark

						
							
							33,0

						
							
							34,0

						
							
							33,5

						
							
							32,0

						
							
							32,2

						
							
							–2,4

						
					

					
							
							Deutschland

						
							
							285,9

						
							
							300,0

						
							
							305,0

						
							
							315,0

						
							
							315,0

						
							
							10,2

						
					

					
							
							Finnland

						
							
							42,7

						
							
							40,0

						
							
							35,0

						
							
							29,5

						
							
							27,0

						
							
							–36,8

						
					

					
							
							Frankreich

						
							
							396,0

						
							
							441,7

						
							
							409,7

						
							
							385,1

						
							
							388,0

						
							
							–2,0

						
					

					
							
							Großbritannien

						
							
							190,0

						
							
							191,0

						
							
							196,0

						
							
							202,0

						
							
							204,0

						
							
							7,4

						
					

					
							
							Irland

						
							
							18,0

						
							
							21,1

						
							
							24,0

						
							
							28,0

						
							
							34,0

						
							
							88,7

						
					

					
							
							Italien

						
							
							83,1

						
							
							88,0

						
							
							91,4

						
							
							93,4

						
							
							94,9

						
							
							14,2

						
					

					
							
							Niederlande

						
							
							66,6

						
							
							69,0

						
							
							68,0

						
							
							66,0

						
							
							64,0

						
							
							–3,9

						
					

					
							
							Norwegen

						
							
							32,8

						
							
							34,0

						
							
							31,1

						
							
							31,7

						
							
							29,9

						
							
							–9,1

						
					

					
							
							Österreich

						
							
							58,5

						
							
							57,6

						
							
							55,0

						
							
							53,3

						
							
							52,1

						
							
							–10,9

						
					

					
							
							Portugal

						
							
							12,3

						
							
							13,7

						
							
							14,6

						
							
							15,2

						
							
							15,6

						
							
							26,4

						
					

					
							
							Schweden

						
							
							69,8

						
							
							61,6

						
							
							53,5

						
							
							50,6

						
							
							47,5

						
							
							–31,9

						
					

					
							
							Schweiz

						
							
							54,0

						
							
							53,0

						
							
							51,9

						
							
							50,5

						
							
							49,5

						
							
							–8,3

						
					

					
							
							Spanien

						
							
							64,4

						
							
							75,0

						
							
							90,0

						
							
							100,0

						
							
							110,0

						
							
							70,9

						
					

					
							
							Westeuropa (EC-15)

						
							
							1453,1

						
							
							1529,5

						
							
							1507,2

						
							
							1507,6

						
							
							1520,4

						
							
							4,6

						
					

					
							
							Polen

						
							
							185,1

						
							
							203,0

						
							
							207,0

						
							
							215,0

						
							
							201,0

						
							
							8,6

						
					

					
							
							Slowakei

						
							
							19,1

						
							
							20,2

						
							
							21,4

						
							
							20,9

						
							
							20,5

						
							
							7,3

						
					

					
							
							Tschechien

						
							
							33,9

						
							
							36,4

						
							
							34,2

						
							
							36,8

						
							
							37,6

						
							
							11,1

						
					

					
							
							Ungarn

						
							
							17,7

						
							
							25,0

						
							
							30,0

						
							
							24,0

						
							
							22,5

						
							
							27,3

						
					

					
							
							Osteuropa (EC-4)

						
							
							255,7

						
							
							284,6

						
							
							292,6

						
							
							296,7

						
							
							281,6

						
							
							10,1

						
					

					
							
							Insgesamt

						
							
							1708,8

						
							
							1814,1

						
							
							1799,8

						
							
							1804,3

						
							
							1802,0

						
							
							5,5

						
					

					
							
							a Fertiggestellte Wohnungen in neu errichteten sowie in bestehenden Wohn- bzw. Nichtwohngebäuden.

						
					

					
							
							Quelle: EUROCONSTRUCT. 

						
					

				
			

			
			Mit knapp 2 Mio. Einheiten – einschließlich der Baubeginne für Großbritannien, für das keine Genehmigungszahlen vorliegen – erreichten die Baugenehmigungen bereits im Jahr 2017 ihren Höhepunkt. Der erste deutlichere Rückgang erfolgte dann aber erst 2019. Im laufenden und im kommenden Jahr werden in der Größenordnung von 90000 bzw. 750000 Ein­heiten allerdings nochmals erheblich größere Einbußen erwartet. Für 2022 geht die Prognose von nur noch 1,78 Mio. bewilligten Wohnungen aus. Die zeitliche Entwicklung verläuft bei den Ein- und Zweifamiliengebäuden zwar recht ähnlich wie bei den Mehr­familiengebäuden (einschl. Nichtwohngebäude), es gibt aber Unterschiede bei der Größenordnung des jeweiligen Rückgangs. So verringert sich die Zahl genehmigter Einheiten in Eigenheimen in den beiden Jahren 2020 und 2021 um insgesamt 36000 Wohnungen, während sie in Bezug auf die Geschosswohnungen im selben Zeitraum sogar um 132000 Einheiten sinken dürfte. 

			Die rückläufige Entwicklung bei den Baugeneh­migungen lässt auch für die Zeit nach 2022 keine baldige Zunahme der Fertigstellungen erwarten. In den Jahren zuvor gehen die prognostizierten Einbußen bei den Fertigstellungszahlen zum weitaus größten Teil auf die Nachfragezurückhaltung in Frankreich zurück. Dort wirkt sich vor allem eine ungünstiger ausgestaltetere öffentliche Neubauförderung stark dämpfend auf die Wohnungsbautätigkeit aus. Daneben wird mit spürbaren Rückgängen der Wohnungsfertigstellungen für Finnland und Schweden gerechnet. In allen drei Ländern wurden in der jüngeren Vergangenheit beachtliche oder sogar rekordhohe Niveaus erreicht. 

			Auf der iberischen Halbinsel bleiben die Wohnungsbauaktivitäten weiterhin schwach

			Insgesamt fällt auf, dass die bemerkenswerte Aufwärtsentwicklung bei den Fertigstellungen in etlichen Ländern (demnächst) zu Ende geht. Neben bestimmten Markthemmnissen wie Arbeitskräfte- oder Bauflächenmangel ist dies teilweise auch auf eine etwas schwächere Wohnungsnachfrage zurückzuführen. Gleichzeitig kommt die Markterholung in Spanien, Italien und Portugal in kaum nennenswertem Umfang voran.

			Bezogen auf die gesamte Wohnbautätigkeit –also einschließlich Instandhaltung und Moderni­sierung – weisen Spanien und Portugal für den Zeitraum 2019 bis 2021 zwar hohe durchschnittliche Zuwächse auf (vgl. Abb. 5). Historisch betrachtet bewegt sich die Bautätigkeit dort aber weiter nur auf einem sehr bescheidenen Niveau. Die Fortschritte bei der wirtschaftlichen Erholung und die Attraktivität für (ausländische) Investoren sind sehr ungleich verteilt, so dass in einigen (Urlaubs-)Re­­gionen bzw. wirtschaftlichen Zentren hohe Preiszuwächse und ein intensiver Wettbewerb um Grundstücke zu beobachten sind. Es existieren aber weiterhin enorme Unterschiede zwischen Stadt und Land. Im Wohnungsbau ist der Aufschwung demnach noch längst nicht landesweit angekommen. Speziell für Spanien wird für 2022 sogar mit einem Rückgang des Neubauvolumens gerechnet, nachdem sich das Wachstum zuletzt schon deutlich abgeschwächt hat.

			Abbildung 5 zeigt nicht nur, in welchen Ländern sich die Wohnungsbau­tätigkeit im Zeitraum 2019 bis 2021 ent­wickeln wird, sie gibt auch einen Überblick über den Einfluss wichtiger Rahmenfaktoren. Am günstigsten werden dabei die Zuwächse bei den Haushaltseinkommen, die reizvollen Finanzierungsbedingungen und das weiterhin positive Wirtschaftsumfeld eingeschätzt. Auch die diversen demografischen Entwicklungen und spezielle staatliche Förderungen für Sanierungsvorhaben werden insgesamt klar positiv eingestuft.
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			Im Gegensatz dazu gehen von den Entwicklungen der Immobilienpreise vielerorts hemmende Wirkungen für die Bautätigkeit aus, zumeist deshalb, weil die hohen Kosten für Grundstücke und Bauarbeiten oder auch das große Interesse von Investoren die Wohnungen für breite Bevölkerungsschichten nahezu unerschwinglich machen. Dies sendet dann auch negative Signale an die Bauträger. Daneben gibt es aber noch eine Reihe weiterer Störfaktoren: Das sind zum einen allgemeinere Hemmnisse wie Kapazi­tätsengpässe, Überregulierung oder Finanzierungslimits und zum anderen länderspezifische wie das Auslaufen staatlicher Marktanreize, hohe lokale Leerstände oder strengere Vorgaben bei der Mietpreissetzung.

			Konjunktureintrübung im Nichtwohnhochbau 

			Die Bauausgaben für die Pflege und Modernisierung europäischer Nichtwohngebäude haben in den vergangenen drei Jahren in ansehnlichem Umfang zu­­genommen – nämlich um insgesamt 5,7%. Für den Prognosezeitraum 2020 bis 2022 ist allerdings mit einer Drosselung auf durchschnittlich 1,3% p.a. – von zuvor 1,9% p.a. – zu rechnen. Gleichwohl verläuft die Entwicklung hier relativ konstant. So dürfte das Neubausegment 2020 nur noch stagnieren, in den kommenden beiden Jahren dann aber wieder moderat expandieren. Die gesunkene Investitionsbereitschaft der Unternehmen spiegelt sich derzeit in stagnierenden oder leicht rückläufigen Neubauaktivitäten in den Bereichen Industrie, Büro und Gewerbe bzw. Handel wider. Der Bereich Logistik wird 2020 dagegen weiter im Plus verharren. Auch im Gesundheitssektor geht es in den meisten Ländern deutlich nach oben.

			Dass die Veränderungsraten im Nichtwohnhochbau nicht ins Minus rutschen, liegt neben den überaus günstigen Finanzierungsbedingungen an der weiterhin passablen Wirtschaftsentwicklung (vgl. Abb.6). Hinzu kommen diverse staatliche Sanierungsanreize, auskömmliche Unternehmensgewin­­ne und günstige Voraussetzungen, was den Gebäudezustand bzw. den Umfang der leerstehenden Flächen angeht. Unter politischen Einflussfaktoren sind unter anderem Entwicklungen im Rahmen von Handelskon­flikten, der Brexit-Verhandlungen, aber auch umwelt- oder energiepolitische Vorgaben und andere Regulierungen zu verstehen. In immerhin sieben Ländern des EUROCONSTRUCT-Netzwerks werden ihre Auswirkungen auf den Nichtwohnhochbau negativ eingeschätzt.
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			Am stärksten dürfte die Bautätigkeit in den Jahren 2019 bis 2021 in den Ländern Ungarn, Irland, Polen und den Niederlanden zunehmen. Insbesondere für Ungarn und Irland bleibt allerdings zu be­­achten, dass das Bauvolumen in der jüngeren Vergangenheit erheblich ausgeweitet wurde. Nach den jeweils zweistelligen Zuwächsen im Jahr 2019 dürfte die Bautätigkeit spürbar an Schwung einbüßen. Für 2022 wird dann für beide Länder ein Minus vor­hergesagt. Ein sogar durchschnittlicher jährlicher Rückgang für die in der Abbildung betrachteten Periode bis 2021 wird allerdings für Großbritannien, Deutschland und Finnland prognostiziert. Die Einbußen halten sich jedoch stark in Grenzen. Bislang deutet sich im EUROCONSTRUCT-Gebiet keine sig­nifikante Abwärtsbewegung des Nichtwohnhochbaus an. 

			Bestandsmassnahmen gewinnen langfristig weiter an Bedeutung

			Im Hochbausektor werden die Maßnahmen am Ge­­bäudebestand auf lange Frist eine dominierende Position einnehmen. In den Jahren 2015 bis 2019 hat sich der Neubauanteil – vor allem aufgrund der ful­minanten Aufwärtsentwicklung im Wohnungsbau – zwar spürbar von rund 44½ auf knapp 48% erhöht, mittelfristig dürfte er aber sogar wieder etwas zu­­rückgehen (vgl. Abb. 7). Gerade in diesem und im nächsten Jahr dürften die Bestandsmaßnahmen nämlich deutlich kräftiger zunehmen als die Neubauleistung.
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			In den beiden Jahrzehnten zwischen Anfang der 1990er und dem Jahr 2008 lag die Neubauquote noch klar über der 50%-Marke, in der Zeit bis zur Finanzkrise sogar bei fast 60%. Im Zuge der dann folgenden dramatischen wirtschaftlichen Probleme in weiten Teilen Europas rutsche der Neubauanteil im Hochbaubereich innerhalb weniger Jahre – nämlich zwischen 2008 und 2012 – um stattliche 13 Prozentpunkte ab. Trotz der zwischenzeitlich kräftigen Belebung der Neubaumaßnahmen behielt der Bestandsektor seine leicht dominierende Stellung.

			Da die Welt um uns herum bereits in großen Teilen »fertig gebaut« ist, sinkt in Europa langfristig der Neubaubedarf, während die Erhaltung und die Modernisierung der existierenden Gebäude immer wichtiger werden. Der Neubau hat zwar immer wieder Phasen, die von sehr starkem Wachstum geprägt sind. Auf diese folgen aber nicht selten größere Marktkorrekturen, während dieser die Neubauleistung deutlich sinkt. Im Gegensatz dazu wuchs der Bestandsbereich in der Vergangenheit zwar mit geringerer Geschwindigkeit, dafür aber kontinuierlicher und zeigte sich weitaus weniger beeindruckt von wirtschaftlichen Schwächeperioden.

			Auch der Neubau von Gebäuden, ob es jetzt Wohngebäude, Büros, Schulen oder Fabriken sind, wird zukünftig einen beachtlichen Teil der Hochbauleistung ausmachen. So müssen Altbauten ersetzt und die lokalen Gegebenheiten an neue demografische und wirtschaftliche Entwicklungen angepasst werden. Es gibt aber mittlerweile vielerorts in Europa keinen wesentlichen Zusatzbedarf an bestimmten Wohn-, Gewerbe- oder Infrastrukturflächen mehr. Zudem wird auch die Transformation zur digitalen Wissensgesellschaft die Neubaunachfrage langfristig weiter negativ beeinflussen. Dies äußert etwa in der geänderten Investitionsausrichtung seitens der Unternehmen, die ihren Fokus immer stärker auf Datenbanken, Softwarelösungen sowie auf Forschung und Entwicklung legen. Gleichzeitig gewinnt die energetische Sanierung existierender Gebäude vor dem Hintergrund der selbst gesteckten Klimaziele in den nächsten Jahrzehnten immer mehr an Bedeutung.

			In Deutschland liegt der Anteil der Bestandsarbeiten an allen Hochbaumaßnahmen – trotz des aktuellen Neubaugeschehens – bei knapp zwei Dritteln. Es ist sehr wahrscheinlich, dass sich die euro­päische Bestandsquote auf lange Sicht deutlich in diese Richtung bewegen wird. Dabei ist die hiesige Situation sicherlich als Extremsituation zu sehen. Es ist aber auch klar, dass die zahllosen Neubauten, die in weiten Teilen Europas im Zuge des eindrucksvollen Baubooms während der 1990er und 2000er Jahre bis zur Finanzkrise entstanden sind, in den kommenden Jahren umfangreiche Sanierungsarbeiten erfordern – selbst wenn Teile davon gar nicht weitergenutzt, sondern abgerissen werden. Dies dürfte den Bestands­bereich weiter stimulieren.

			Literatur

			EUROCONSTRUCT (2019a), 88th EUROCONSTRUCT Country Report – European Cons­truction: Market Trends until 2022, 28–29November 2019, Warsaw, November 2019, hrsg. PAB-PCR&F Institute, Warschau.

			EUROCONSTRUCT (2019b), 88th EUROCONSTRUCT Summary Report – European Cons­truction: Market Trends until 2022, 28-29November 2019, Warsaw, November 2019, hrsg. PAB-PCR&F Institute, Warschau.
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			Katrin Demmelhuber und Klaus Wohlrabe

			Branchen im Fokus: Chemische Industrie

			Die chemische Industrie als Basis vieler Wertschöpfungsketten ist einer der bedeutendsten Wirtschaftszweige in Deutschland. Ihr Produkt- wie auch ihr Kundenspektrum ist überaus heterogen, wodurch ihre konjunkturelle Entwicklung einer Vielzahl von äußeren Einflüssen ausgesetzt ist. Aufgrund des langsameren Wachstums der Weltwirtschaft, politischer Handelskonflikte und der zuletzt schwachen Industriekonjunktur in Deutschland waren im vergangenen Jahr sowohl Produktions- als auch Umsatzrückgänge zu verzeichnen. Für die weitere Entwicklung lassen die Ergebnisse der ifo Konjunkturumfrage einige Silberstreifen am Konjunkturhorizont erkennen.

			Struktur der Branche

			Die chemische Industrie (ohne den Pharmabereich) findet sich in der Gliederung der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2008 (WZ 2008) im Abschnitt C des Verarbeitenden Gewerbes unter dem Zweisteller 20 »Herstellung von chemischen Erzeugnissen«. Laut dem Jahresbericht für Betriebe des Statistischen Bundesamtes1 zählten im Jahr 2018 knapp 1700 Betriebe zur chemischen Industrie, diese beschäftigten ca. 343000 Arbeitnehmer. Die Unternehmen erzielten 2018 einen Gesamtumsatz von 148,9 Mrd. Euro, knapp 40% des Umsatzes wurden im Inland erzielt, 60% im Exportgeschäft.

			Die Branche untergliedert sich in der WZ 2008 in sechs Bereiche: Der erstgenannte und gleichzeitig größte umfasst die Herstellung von chemischen Grundstoffen, Düngemitteln und Stickstoffverbindungen, Kunststoffen in Primärformen und synthetischem Kautschuk in Primärformen. Hier wurden 2018 knapp 65% des Umsatzes erwirtschaftet, ca. 38% der Chemieunternehmen stammen aus diesem Bereich, und knapp über die Hälfte der Arbeitnehmer (53%) werden dort beschäftigt. Der nächste Sektor beinhaltet die Herstellung von Schädlingsbekämpfungs-, Pflanzenschutz- und Desinfektionsmitteln. Mit knapp 1,4% Umsatzanteil 2018 und ca. 1,5% der Beschäftigten fällt dieser Bereich im Verhältnis eher klein aus. Die Hersteller von Anstrichmitteln, Druckfarben und Kitten erzielten 2018 7,5% des Branchenumsatzes, 10,9% der Arbeitnehmer waren dort an­­gesiedelt. Im vierten Bereich, dem der Herstellung von Seifen, Wasch-, Reinigungs- und Körperpflegemitteln sowie von Duftstoffen, setzten die dort eingruppierten Unternehmen einen Umsatzanteil von 8,8% um und beschäftigten 13,6% der Mitarbeiter der Branche. Die zweitgrößte Quote an Umsatz (16,1%) und Beschäftigten (18,1%) lag vor bei den Produzenten von sonstigen chemischen Erzeugnissen, wie zum Beispiel pyrotechnischen Erzeugnissen, Klebstoffen oder ätherischen Ölen. Der sechste Bereich des Chemiewirtschaftszweiges umfasst die Herstellung von Chemiefasern, dieser fällt mit einem Um­­satzanteil von 1,5% und knapp 2,6% der Arbeitnehmer im Vergleich eher kleiner aus. Aus dieser Übersicht wird deutlich, wie heterogen die Produktbandbreite der Chemieindustrie ist.

			Konjunkturelle Entwicklung

			Das Kundenspektrum der chemischen Industrie reicht über nahezu alle Wirtschaftsbereiche hinweg, vom Verarbeitenden Gewerbe und Handwerk über die Landwirtschaft bis hin zum Handel. In Abbildung1 ist die Beurteilung der aktuellen Geschäftslage der chemischen Industrie im Vergleich zum Verarbeitenden Gewerbe und dem Handel im Rahmen der ifo Konjunkturumfrage dargestellt. Es zeigt sich, dass der Verlauf der Einschätzungen im Bereich der Chemie dem der Industrie insgesamt sehr ähnlich ist. Die Chemie­unternehmen waren den Angaben nach im Durchschnitt härter von der Rezession betroffen. Zuletzt zeigt die Entwicklung jedoch wieder nach oben. Abbildung 1 zeigt auch, dass der Handel in seiner aktuellen Lageeinschätzung vergleichsweise besser dasteht.
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			Der Rückgang des Geschäftslageindikators in der Chemieindustrie war unter anderem negativ von dem langsameren Wachstum der Weltwirtschaft be­­einflusst, der zuletzt schwachen allgemeinen In­­dustriekonjunktur in Deutschland, der Verunsicherung der Märkte durch politische Handelskonflikte sowie (vor allem der Agrarsektor) von ungünstigen Witterungsverhältnissen in wichtigen Absatzmärkten wie den USA und Teilen Europas. Für eine detaillierte Betrachtung der allgemeinen konjunkturellen Entwicklung und eine Prognose für 2020 sei auf Wollmershäuser et al. (2019) verwiesen.

			Neben den oben genannten Einflussfaktoren, die vor allem das Auslandsgeschäft der Branche betrafen, sank auch im Inland die Nachfrage der Industriekunden nach chemischen Erzeugnissen (vgl. VCI 2019). Die Produktion der chemischen Industrie ging 2019 um 2,5% zurück. Mit wenigen Ausnahmen, beispielsweise konsumnahen Produkten wie Wasch- und Körperpflegemittel (+1%) und anorganischen Grundchemikalien (+1%), verzeichneten laut dem Verband der Chemischen Industrie (VCI) alle Chemiesparten einen Rückgang der Fertigungsmengen. Die deutsche Industrie im Allgemeinen rutschte im Jahr 2019 in eine Rezession. Die Gesamtproduktion sank in den ersten zehn Monaten um 4,3%, aber während der Rückgang der Produktion in den ersten beiden Quartalen an Fahrt gewann, nahm das Tempo in der Gesamtindustrie im dritten Quartal ab (vgl. Brandt etal. 2020).

			Diese Entwicklung spiegelt sich ebenfalls in den Angaben der an der ifo Konjunkturumfrage teil­nehmenden Firmen aus der chemischen Industrie wider. Diese berichteten in der zweiten Jahreshälfte 2019 durchgängig von Produktionsdrosselungen und meldeten im vierten Quartal 2019 häufig, dass ihre Produktionstätigkeit durch Auftragsmangel behindert wurde. Die Unternehmen sind weiterhin ziemlich unzufrieden mit ihrem aktuellen Auftragsbestand. Analog zur sinkenden Fertigungsmenge ging die Kapazitätsauslastung im Vergleich zum Vorjahreswert um knapp 2 Prozentpunkte zurück. Die Lagerbestände konnten zu Beginn des laufenden Jahres jedoch vermehrt abgebaut werden. Die Verkaufspreise standen in der zweiten Jahreshälfte 2019 tendenziell unter Druck. Viele Betriebe sahen sich zu Preiszugeständnissen gezwungen. Die allgemeine Unsicherheit der Branche nahm zuletzt etwas ab, was u.a. der vorläufigen Einigung im Handelsstreit zwischen den USA und China geschuldet war. Zudem war hier auch der Fortschritt bei den BrexitVerhandlungen hilfreich.

			Die nominalen Umsätze der Chemieindustrie gingen dem Statistischen Bundesamt zufolge im Zeitraum von Januar bis November 2019 um 10,6% zurück. Dieser Wert ist vor allem dem nachlassenden Auslands­geschäft (–13,2%) geschuldet, im Inlandsgeschäft war ein Umsatzminus von 5,9% zu verbuchen. Im gleichen Zeitraum erhöhte sich aber trotz der schwachen Chemiekonjunktur die Zahl der Mitarbeiter laut Statistischem Bundesamt leicht (+0,9%) auf ca.324600Beschäftigte. Der Wert zum Jahresende 2019 sei der höchste Beschäftigungsstand seit 2001, so der VCI.

			Wie geht es weiter?

			Die Branche gibt sich im Moment eher verhalten mit Blick auf die kommenden Monate. Der Saldo der Geschäftserwartungen ist derzeit noch negativ (vgl. Abb.2). Der Tiefpunkt vom Oktober 2019 konnte schon deutlich überwunden werden. Auch rechnen die Industrieunternehmen wieder vermehrt mit Impulsen von den Auslandsmärkten, die zu einer Trendwende der Chemiekonjunktur führen könnten. Entsprechend korrigierten sie auch ihre Produk­tionserwartungen nach oben. Nach zuletzt sinkenden Preisen plant das ein oder andere Unternehmen im ersten Quartal 2020, die Preise anzuheben. All dies sind Hoffnungsschimmer, dass die kleine Rezession überwunden werden kann.
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			Um sich gegen konjunkturelle Schwankungen oder widrige politische Rahmenbedingungen wie Handelskonflikte abzusichern, sollen laut VCI (2019) Innovationsfähigkeit, Digitalisierung und Nachhaltigkeit durch verstärkte Forschung und Entwicklung vorangetrieben werden. Durch die Auswertung von Big Data und dem Einsatz von künstlicher Intelligenz sollen die Chancen für das Auffinden von Stoffen mit neuen oder besseren Eigenschaften enorm erhöht werden. Um dieses Potenzial der Digitalisierung nutzen zu können, werden in den Bereichen Forschung und Produktion qualifizierte Mitarbeiter benötigt. Eine weitere Herausforderung ist die Reduzierung der Treibhausgasemissionen, die Bundesregierung hat für das Jahr 2050 Treibhausgasneutralität als Ziel ausgerufen. Für diese Transformation sind in der chemischen Industrie enorme Investitionen in eine neue Generation von Anlagen notwendig sowie ausreichende Mengen an Strom aus erneuerbaren Energien. Zudem erfordert eine nachhaltigere Produktion Umstellungen bei der Rohstoffnutzung und mehr zirkuläres Wirtschaften, zum Beispiel einen höheren Anteil an Biomasse und die Wiederverwertung von Kunststoffabfällen. Laut VCI verwendet die Branche aktuell noch über 90% an fossilen Rohstoffen. Im Rahmen der ifo Konjunkturumfrage vom November 2019 berichteten 44% der teilnehmenden Chemieunternehmen von gestiegenen Ge­­samtinvestitionen im laufenden Jahr, 30% planten, diese 2020 noch zu steigern bzw. 38%, das Niveau von 2019, zu halten.

			Literatur

			Brandt, P., S. Litsche, S. Rumscheidt und K. Wohlrabe (2020), »Branchen­entwicklungen im Überblick«, ifo Schnelldienst 73(1), 78–82.

			VCI – Verband der Chemischen Industrie e.V. (2019), »Schwache Chemiekonjunktur in schwierigem Umfeld. Jahresbilanz 2019 der chemisch-pharmazeutischen Industrie«, Pressemitteilung, 3. Dezember.

			Wollmershäuser, T., F. Eckert, M. Göttert, C. Grimme, C. Krolage, S. Lautenbacher, R. Lehmann, S. Link, H. Mikosch, S. Neuwirth und W.Nierhaus (2019), »ifo Konjunkturprognose Winter 2019: Deutsche Konjunktur stabilisiert sich«, ifo Schnelldienst 72(24), 27–89.
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Einflussfaktoren im Nichtwohnhochbau bis 2021 nach Landern
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Hinweise: Entwicklung der logarithmierten realen Tageslhne an drei ausgewahiten Quantilen (20%, Median, 80%), gemessen an der Veranderung gegenber 1990.
Nominaler Tageslohn wird mit dem Konsumentenpreiseindex deflationiert.

gleichen Zeitraum um ca. 3 log-Punkte angestiegen ist.

Quell: Berechnung der Autoren auf Basis des SIABTS1.

Lesebeispiel:Der Median des logarithmierten realen Tageslohns der vollzeiterwerbstatigen Manner st 2010 gegenaber 1990 nicht angestiegen, wahrend das 80%-Quantilim
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Koeffizient des Nettodquivalenzeinkommens
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+ Berechnung ohne Einkommensdaten fur 2018.
Quelle: IAW. @ ifo Institut
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Armutsrisiko und wirtschaftliche Entwicklung in Griechenland

—— Buttoinlandsprodukt = Armutsrisikoquote

= —— Arbetslosenquote o
1o BIP(2010=100) a -
100 2
~ ——
D Disgramm segt dis Talfahrt dar grschischen 15

‘konormie 8b 2006: En dramatisches Assinken dex
0 Brutoinlandsprodukts um ein Viertel senes Wertes

2wischen 2008 und 2013 und zeigleich in Anstig der

Arbaitslosenauots von 8% auf 23%%

2 Davon vallg unberihrt:di sArmuterisivor-Quotein 5
diasem Zetraum. Auf dem Hohepunict der Kriss in

2013 steht sie auf demselben Wert von 20% wis zuvr.

0
2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018
Quelle: Eurostat Datenbank. ©ifo Institu





OEBPS/Images/2020-sd-2-dorffmeister-4.png
Wohnungsfertigstellungen in Europa 2020
Pro 1000 Einwohner
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Quelle: EUROCONSTRUCT. @ifo Institut





OEBPS/Images/2020-sd-1-rathje-2.png
Konkurrenz chinesischer Produkte im EU-Binnenmarkt auf Sektorenebene
Frage: Stufen Sie chinesische Unternehmen bzw. deren Produkte als Konkurrenz
im EU-Binnenmarkt fir Ihr Unternehmen ein?

mNichtrelevant W Keine m Gering m Mittel GroR = Wil nicht

Baugewerbe

Produzierendes Gewerbe

Handel und Gastgewerbe

Unternehmens

nstleistungen

Ubrige Dienstleistungen

0 10 20 30 40 50 60 %
anzahl der Beobachtungen: 1293. Angaben gerundet.

Quelle: Jahresmonitor 2019: Berechnungen des ifo Instituts.

@ ifo Institut
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Deutscher Leistungsbilanzsaldo

9% des Bruttoinlandsprodukts

10

8 T
. N
‘

2

o

4

/~\ /
N~/ \ I
\V4 | v

2

4
1971 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2005 2010 2015

Quelle: Weltbank; Deutsche Bundesbank; Berechnungen desifo Instituts;
2019: Prognose des ifo Instituts. @ifo Institut
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Effekte von Optionskommunen auf Kontakte und Sanktionen

&) @ @) )

Abhéngige Variable | Anzahl persnlicher  Anzahl ausfihrlicher  Anzahl Sanktionen Durchschnittliche
Kontakte mit dem Beratungenmitdem  pro Jahr Dauer der Sanktionen
Jobcenter Jobcenter

Optionskommune ~0,197 0,137 0,007 0,012

Kontrollvariablen ja ja ja ja

Beobachtungen 13201 8050 16143 844

‘Anmerkungen: Die Symbole , , und " reprasentieren jewells ein statistisches Signifikanznivea von 10%, 5% und 1%, Modellschatzung mittels inearer Regression.

Abhangige Variable siche Spaltenkopf.

Quelle: PASS-ADIAB 7515, Berechnungen der Autoren.
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Einflussfaktoren im Tiefbausektor bis 2021 nach Landern
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Quelle: EUROCONSTRUCT.

starke negative Wirkung.
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Leistungsbilanzsalden ausgewahlter Lander
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Quelle: Weltbank; Nationale Statistiken; Berechnungen des fo Instituts;
2019: Prognose des ffo Instituts. @ fo Institu
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Effekte von Optionskommunen auf Zuweisungen in arbeitsmarktpolitische MaRnahmen

&) @ @) @ ®)
Abhéngige Variable | MaBnahmen Ativierung Berufliche Aufnahme einer  Beschaftigung
insgesamt und berufl. Weiterbildung ~ Erwerbstitigheit  schaffende
Eingliederung (v.a. Lohn- Manahmen
subventionen) _(v.a. Ein-Euro-Jobs)
Optionskommune | 0,033 ~0,068 0,057 0,046 0,302***
Kontrollvariablen | ja ja ja ja ja
Beobachtungen 37323 37318 35669 36773 35925

‘Anmerkungen: Die Symbole *,, und " reprasentieren jeweils ein statistisches Signifikanznivea von 10%, 5% und 19%. Modellschatzung mittels linearer Regression.

Abhangige Variable siche Spaltenkopt. Alle abhangigen Variablen logarithriert.

Quelle: Arbeitsmarkt in Zahlen; Berechnungen der Autoren.
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Konkurrenz chinesischer Produkte im EU-Binnenmarkt
Frage: Stufen Sie chinesische Unternehmen bzw. deren Produkte als Konkurrenz

im EU-Binnenmarkt fiir Ihr Unternehmen ein?
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Anzahl der Beobachtungen: 1 238, Angaben gerundet.

Quelle: Jahresmonitor 2019 Berechnungen des ifo Instituts. @ ifo Institut
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Anteil Chinas am deutschen Warenhandel
Angaben in % des Autenhandels mit allen Handelspartnern
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Quelle: Statistisches Bundesamt; Institut der deutschen Wirtschaft. @ ifo Institut
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Wohnungsfertigstellungen® in Europa nach Landern 2018 bis 2022

Veranderung
In 1000 Wohneinheiten in%
2018] 2019] 2020] 2021 2022 2022/2018

Belgien a59| 498| 485| 552| 56,7 235
Déinemark 30| 340 35| 30| 322 -24
Deutschland 2859| 300,0| 3050| 3150| 3150 102
Finnland 7| 40| 350 295 270| -368
Frankreich 3960| 441,7| 409,7| 3851| 3880 -20
GroRbritannien 1900 191,0| 1960| 2020( 2040 74
irland 180 211 240| 280| 340 88,7
Italien 81| 880| o914 934 o049 142
Niederlande 66| 690 680 660 640 -39
Norwegen 28| 340 311 3,7 299 -9,1
Gsterreich se5| 576 550 533| s521| -109
Portugal 23| 17| 1s| 152 156 264
Schweden 698| 616 535 506| 475| -319
Schweiz 540| 530| 519| 505 495 -83
Spanien 644| 750| 900| 1000| 1100 709
Westeuropa (EC-15) | 14531 15205 1507,2| 1507,6| 15204 26
Polen 1851 2030| 2070| 2150| 2010 86
Slowakei 91| 202 214 209 205 73
Tschechien 39| 364| 342| 368| 376 1,1
Ungarn 17| 250| 300| 240 25 213
Osteuropa (EC-4) 2557| 284,6] 292,6] 2967 2816 101
Insgesamt 1708,8 | 1814,1| 1799,8 | 1804,3 | 1802,0 55

“Fertiggestellte Wohnungen in neu errichteten sowie in bestehenden Wohn- baw. Nichtwohngebauden.

Quell

EUROCONSTRUCT.
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Enwicklung der Baunachfrage im EUROCONSTRUCT-Gebiet nach Baubereichen
In Preisenvon 2018
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Quelle: EUROCONSTRUCT.
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Zusammenhang von Haushaltseinkommen 2005 und Mietwachstumsrate 2007-2017, 1km-Raster
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: Baldenius, Kohl und Schularick (2020). ©ifo Insitut
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Gemeinsame Einrichtungen und Optionskommunen in den 402 Landkreisen und
kreisfreien Stidten (2012)

Gemeinsame
Einrichtung

[ Optionskommune
seit 2005

Optionskommune
seit 2012

Gemischt

S otk
By SHRE

;m.mver ‘

Magdeburg;

o ok
\‘*"
’ Namnberg

‘ Mlm.den

T
Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit. Geodaten: GeoBasis-DE / BKG 2020. ©ifo Institut
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Leistungsbilanzsaldo und Nettoauslandsvermdgen von Deutschland
In % des Bruttoinlandsprodukts
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Quelle: Deutsche Bundesbank; Statistisches Bundesamt; Weltbank; Berechnungendes fo Instituts.  @ifo Institut
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Warenausfuhren? nach China im G-6-Vergleich
Anteil an den Warenausfuhren in alle Exportlander in % und Anteilsveranderung in Prozentpunkten
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* Angaben auf Basis nominaler Daten.
Quelle: IWF DOTS: Institut der deutschen Wirtschaft. @ ifo Institut
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Handel Chinas mit den USA
Anteil der USA am gesamten Handel Chinas in %
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Quelle: Internationaler Wahrungsfonds: Berechnungen des ifo Instituts. @ ifo Institut
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Diplom-Soziologe, wissenschaftli-
cher Referent und IT-Leiter am Ins-
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Einkommensanteil des obersten Dezils®
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Finkommensanteil der nchsten 4% und Top 1% den Einkommensanteil des obersten Perzentils.

Quelle: Bartels (2019]. @ifo Institut
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Wachstumsbeitrag Chinas zu den deutschen Warenausfuhren
' Veranderung der Warenausfuhren in Prozent ggd. Vorjahr
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Quelle: Statistisches Bundesamt; Institut der deutschen Wirtschaf. @i Institut
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Bauaktivitaten und Wirtschaftswachstum im EUROCONSTRUCT-Gebiet
' Bauvolumen
Reale Veranderungen gegeniiber Vorjahr in %  Bruttoinlandsprodukt
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Quelle: EUROCONSTRUCT. ©ifo Institut
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Warenhandel der USA
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Quelle: Internationaler Wahrungsfonds; Berechnungen des fo Instituts. @ ifo Institu
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Komponenten der Leistungsbilanz
In Mrd. US-Dollar
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Quelle: US Bureau of Ecanomic Analysis; UK Office for National Statistics; Central Bank of Brazil;
Deutsche Bundesbank; Bank of Japan; State Administration of Foreign Affairs, China;
Berechnungen des ifo Instituts, 2019: Prognose des ifo Instituts. © ifo Institut
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Exportanteil* Chinas im G-6-Vergleich
Anteil der Wertschpfungsexporte nach China an den Wertschbpfungsexporten in alle Linder
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* Angaben auf 8asis nominaler Daten.
Quelle: OECD 2019 (TIVA): Institut der deutschen Wirtschaft. @ ifo Institut
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Anteil von Hausern und Unternehmensanteilen am Haushaltsvermégen in Deutschland im Jahr 2014

(In %)
25%-50% 50%-75% 75%-90% Reichste 10% Alle

Hauser 41 70 61 36 48
Unternehmensanteile 4 2 2 24 15
Unternehmensanteile und Aktien 4 3 3 26 17

Quelle: Berechnungen des Autors auf Grundlage der Daten des Household Finance and Consumption Survey (HFCS).
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Verhiltnis der Hauser zum Vermbgen der Haushalte in
Europa im Jahr 2014
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Quelle: Berechnung des Autors auf Grundlage der Daten des
Household Finance and Consumption Survey (HFCS). ©ifo Institu
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Exportanteil* Chinas im G-6-Vergleich (ausgewahite Branchen)
Anteil der Wertschapfungsexporte nach China an den Wertschapfungsexporten in alle Lander
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+ Angaben auf 8asis nominaler Daten.
Quelle: OECD 2019 (TIVA); Insttut der deutschen Wirtschat.
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Geschaftsklima, -lage und -erwartungen in den Sektoren von 1960 bis 1990
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Quelle: fo Konjunkturumfragen. ©ifo Institut
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an der Universitat Bonn.
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Foto: © Volker Lannert/ Uni Bonn
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Geschiftserwartungen der Hersteller von chemischen Erzeugnissen®
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tiken des Haushaltsvorstandes und Haushaltseinkommen

Demografische Charakteristika Einkommen (in Euro)
Alter (in  Hochschul- Arbeit- Selb- Rentner Sonstige 25% Durch- 75%
Jahren) _ausbildung _ nehmer _standige schnitt

Armere 90% 52 28% 58% 6% 28% 8% | 19000 42443 53700

Reichsten 10% 59 56% 41% 26% 31% 1% | 44600 101904 119530

Quelle: Berechnungen des Autors auf Grundlage der Daten des Household Finance and Consumption Survey (HFCS).
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Effekte von Optionskommunen auf die Charakteristika der vermittelten Stellen

) @ @)

Abhéngige Variable | Neue Stelle st eine sozial- Lohnanderung relativ zu Beschiftigung dauert
versicherungspflichtige vorheriger Beschftigung mindestens sechs Monate
Vollzeitstelle (Dummy-Variable) _(logarithmiert) (Dummy-Variable)

Optionskommune | - 0,003 ~0,005 ~0,029

Kontrollvariablen | ja ja ja

Beobachtungen 88148 88148 88148

‘Anmerkungen: Die Symbole *, **, und
Abhangige Variable siche Spaltenkopf.

“ reprasentieren jewells ein statitisches Signifkanzniveau von 10%, 5% und 1%, Modellschatzung mitels Incarer Regression.

Quelle: SIAB 7514; Berechnungen der Autoren.
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Effekt von Optionskommunen auf Vermittlungen in den ersten Arbeitsmarkt

) @ @)
Modell Basismodell Basismodell + Basismodell + Kontrollvariablen
»Differenzen-von-Differenzen«  Kontrollvariablen »Arbeitsmarktstrukture &
»Arbeitsmarktstruktur« »Arbeitslosenstrukture
Optionskommune | - 0,119 ~0,096"* ~0,100**
Kreise 334 334 34
Beobachtungen 39018 39018 39018

‘Anmerkungen: Die Symbole”, *, und *** reprasentieren jeweils cin statistisches Signifikanzriveat von 10%, 5% und 1%, Modellschatzung mittels incarer Regression.
Abhéingige Variable: Logarithmierte aggregierte Abgange von arbeitslosen SGBII-Empfangern n den ersten Arbeitsmarkt. Modell(2) entspricht dem Kassischem Stock-

Flow Modell:

Quelle: Arbeitsmarktin Zahlen 2007-2016; Berechnungen der Autoren.
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Ungleichheit unter der Lupe - neue politische
Antworten auf ein bekanntes Thema

Die &ffentliche Debatte l4sst uns glauben, die Ungleichheit
der Einkommen und des Vermégens in Deutschland und in
Europa habe in den letzten Jahren stark zugenommen. Daraus
wird die Forderung abgeleitet, man miisse politisch umver-
teilen, damit die Schere zwischen arm und reich nicht noch
weiter auseinandergeht. Unsere Autoren haben sich die ver-
schiedenen Datenquellen genauer angeschaut: Mikrozensus,
Sozio-oekonomisches Panel, Einkommensteuerdaten oder

EU Statistics on Income and Living Conditions (EU-SILC).

Ergebnis: Die Trends sind nicht so eindeutig, wie wir es derzeit
in der dffentlichen Debatte wahrnehmen. Deshalb stellt sich
einmal mehr die Frage: Wie kann Ungleichheit quantifiziert
werden? Ist der Gini-Koeffizient das richtige MaR oder die
Armutsrisikoquote? Bekommen wir ein Problem, weil die Kapi-
taleinkommen starker gewachsen sind als die Lohneinkommen?
Oder entwickelt sich vor allem die Vermégensverteilung in der
Gesellschaft rasant auseinander - nicht zuletzt wegen der enor-
men Preissteigerungen auf dem deutschen Wohnungsmarkt?

Der aktuelle Schnelldienst diskutiert unterschiedliche Ungleich-
heitsmale, Vor- und Nachteile verschiedener Messkonzepte
und beleuchtet die Probleme der Datenverfiigbarkeit und
-erfassung. Einig sind sich die Autoren darin, dass eine Ver-
besserung der Datengrundlagen und des Datenzugangs
unerlasslich ist, um in Zukunft bessere Aussagen tiber die
Ungleichheitsentwicklung in Deutschland treffen zu kénnen.
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Anteil der Wertschopfungsexporte nach China an der gesamtwirtschaftlichen
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Themeniibersicht der Zei

ihen fiir das Verarbeitende Gewerbe

Themen Frequenz _Zeitreihen seit
Aktuelle Situation

Geschiftsklima monatlich 01/1991
Beurteilung der Geschiftslage monatlich 01/1991
Beurteilung der Lagerbestande monatlich 01/1991
Beurteilung des Auftragsbestands monatlich 01/1991
Beurteilung des Auftragsbestands im Exportgeschdft _monatlich 01/1991
Entwicklung im Vormonat

Verénderung der Nachfragesituation monatlich 01/1991
Verénderung des Auftragsbestands monatlich 01/1991
Verénderung der Produktionstétigkeit monatlich 01/1991
Preisinderungen monatlich 01/1991
Veréinderung der Beschiftigtenzahl monatlich 07/2018
Plane und Erwartungen fiir die nachsten drei Monate

Exporterwartungen monatlich 01/1991
Produktionsplane monatlich 01/1991
Preiserwartungen monatlich 01/1991
Beschiftigtenplane monatlich 07/1997
Erwartungen fiir die nichsten sechs Monate

Geschéftserwartungen monatlich 01/1991
Unsicherheit der Unternehmen monatlich 07/2017

Produktionsbehinderungen

2u wenig Auftrige 01/1991
Mangel an Arbeitskréften insgesamt 07/2018
Mangel an Fachkréften 01/1991
Finanzierungsengpésse 01/1991
Mangel an Rohstoffen/Vormaterialien 01/1991
2u geringe technische Kapazititen 01/1991
Behinderungen durch sonstige Faktoren vierteljshrlich __ 01/1991
Kapazititsauslastung in % vierteljshrlich  01/1991
Beurteilung der technischen Kapazi vierteljshrlich __ 01/1991
Investionen

Investitionen insgesamt halbjshrlich 05/2015
Ausriistungsinvestitionen halbjshrlich 05/2015
Bauinvestitionen halbjshrlich 05/2015
Investitionen in Software/Datenbanken halbjshrlich 05/2018
Weitere Themen

Kreditvergabeverhalten der Banken vierteljshrlich  03/2017
Kurzarbeit vierteljshrlich  01/1991
Uberstunden vierteljshrlich  01/1991
Wettbewerbsposition vierteljshrlich  07/1994
Auftragsbestand in Monaten vierteljshrlich ~ 01/1991
Ertragslage halbjshrlich 06/2002

Quelle: fo Konjunkturumfragen.
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Durchschnittliches Vermdgen und Vermagensanteil verschiedener Haushaltsgruppen in Deutschland 2014
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Durchschnittliches Vermdgen (in Euro) -3994 25382 129301 322440 1281713
Anteil am Gesamtvermégen (in %) -05 30 151 26 59,8

Quelle: Berechnungen des Autors auf Grundlage der Daten des Household Finance and Consumption Survey (HFCS).
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